
Flockdown
Schnee, Glatteis, heftiger Wind: Ein massiver Wintereinbruch beherrscht
die �Nordhälfte Deutschlands. Die Bahn musste am Sonntag viele Verbindun-
gen einstellen, unzählige Straßen – wie hier die Autobahn 2 in der Nähe des
nordrhein-westfälischen Rheda-Wiedenbrück – �waren zugeschneit, nur we-
nige Menschen unterwegs. Offenbar folgten viele den dringenden Bitten der
Behörden, auf Autofahrten zu verzichten und zu Hause zu bleiben. Seite 24
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In Beirut soll sich der Journa-
list Radwan Mortada wegen
„Beleidigung des Militärs“ vor

Gericht verantworten. Nach
Informationen des Komitees
zum Schutz von Journalisten
(CPJ) forderten Sicherheits-
agenten Mortada bereits am 15.
Januar dazu auf, sich für ein
Verhör in die Zentrale des liba-
nesischen Geheimdienstes zu
begeben. Nachdem der Journa-
list sich weigerte, Folge zu leis-
ten, umstellten Militärpolizisten
noch am selben Tag die Zentrale
des Fernsehsenders Al-Jadeed
TV. Dort hatte Mortada kurz
zuvor in einem Interview über
den Vorfall berichtet. Erneut
weigerte sich Mortada jedoch
mitzugehen und blieb laut ei-
gener Aussage so lange in den
Redaktionsräumen, bis die Be-
amten abzogen.

In einem Telefonat mit CPJ-
Vertretern gab der Journalist an,
er sei bereit, sich vor einem
Zivilgericht zu verantworten,
jedoch unter keinen Umständen
vor einem Militärgericht oder
dem Geheimdienst. Grund für
die Ermittlungen gegen Mortada
soll ein auf Al-Jadeed TV ver-
öffentlichtes Interview vom 9.
Januar sein. Darin hatte der
Journalist die libanesischen
Behörden für ihren Umgang mit
der Explosion im Hafen von
Beirut kritisiert, bei der im ver-
gangenen August mehr als 200
Menschen ums Leben kamen.

#Free themall
Radwan Mortada

In Kooperation mit
REPORTER OHNE GRENZEN

Zurzeit herrscht große
Sorge vor einer Zweiklas-
sengesellschaft. Das ist

auch eine etwas dürftige Auftei-
lung. Wir brauchen mindestens
eine Vier- oder Fünfklassenge-
sellschaft, am besten ein gut
organisiertes Kastensystem. Die
Ungeimpften sind natürlich die
Parias, die Unberührbaren, und
ob sie überhaupt die Chance
haben, jemals als Geimpfte wie-
dergeboren zu werden, das muss
das Robert-Koch-Institut noch
entscheiden. Ganz oben im Coro-
na-Kastensystem stehen natür-
lich alle, die mit dem Biontech-
Wirkstoff immunisiert wurden,
das sind praktisch die Corona-
Brahmanen. Danach kommen die
Moderna- und Sputnik-V-Geimpf-
ten, und kurz vor den Unberühr-
baren folgt die AstraZeneca-
Kaste, denn das ist ja beinahe so
wie gar keine Impfung. Die Zene-
cas haben viel weniger Rechte,
dürfen nur nachmittags bei Kar-
stadt einkaufen und müssen im
Konzertsaal ganz hinten sitzen.
Die Einführung des Kastensys-
tems wird nicht ohne soziale
Härten abgehen. So muss die
Deutsche Bischofskonferenz
demnächst entscheiden, ob eine
Angehörige der Biontech-Kaste
einen Sanofi-Mann heiraten darf.

Zippert zappt

Wir twittern live aus demNewsroom:
twitter.com/welt

Diskutieren Sie mit unsauf Facebook:
facebook.com/welt

Vor den Beratungen der Ministerpräsidenten
mit Kanzlerin Angela Merkel (CDU) über das
weitere Vorgehen in der Corona-Pandemie

am Mittwoch haben mehrere Bundestagsabgeord-
nete der Union einen stufenweisen Ausstieg aus
dem Lockdown gefordert. „Nach monatelangen
Einschränkungen und harten Entbehrungen, aber
auch angesichts eines zunehmenden Impfschutzes
von besonders gefährdeten Bevölkerungsgruppen
müssen wir mehr über greifbare Perspektiven spre-
chen“, sagte Unionsfraktionsvize Thorsten Frei
(CDU) WELT.  �Frei sprach sich für einen „Perspek-
tivplan“ aus, der einen bundesweiten Rahmen für
Lockerungen vor Ort vorgeben könnte. Diese soll-
ten sich in erster Linie an der Inzidenz orientieren.
„Bei einer Inzidenz von unter 50 ist das Infektions-

geschehen gut nachverfolgbar“, sagte Frei. „Das öf-
fentliche Leben könnte – abgesehen von Großveran-
staltungen – weitgehend normal verlaufen.“

Der CDU-Gesundheitspolitiker Rudolf Henke
plädierte „für ein bundesweit einheitliches Kon-
zept, das sowohl bei sinkenden wie auch steigenden
Infektionszahlen greift“. Ähnlich wie etwa Irland
könne man ein System von fünf Stufen aufbauen,
das für alle Landkreise und kreisfreien Städte gelte.
 �Der CDU-Innenexperte Marian Wendt schlug ein
„Ampelsystem“ �vor, wie es Italien mit Erfolg seit
Oktober letzten Jahres anwendet. Dort sei jedem
Bürger klar: �„Es gibt rote, gelbe, orangefarbene Zo-
nen, die alle zwei Wochen von der Regierung, nach
einem Berechnungsschlüssel, neu festgelegt werden
– abhängig von der jeweiligen Corona-Gefährdung

vor Ort.“ Für die Bürger schaffe „das Planbarkeit
und ein Leben, das ein Stück weit Normalität trotz
der Pandemie erlaubt“. 

Der Fraktionschef der Grünen im Bundestag, An-
ton Hofreiter, sieht schnelle Lockerungen skep-
tisch. „Ich kann nur davor warnen, die Fehler von
Sommer und Herbst zu wiederholen und sich in fal-
scher Sicherheit zu wiegen“, sagte Hofreiter WELT.
„Wir müssen erst ein klares Bild von der Verbrei-
tung der mutierten Viren haben. Ich warne deshalb
davor, übereilt zu handeln. Sonst bekommen wir
nach der zweiten ganz schnell eine dritte Welle.“ �

Heftig debattiert wird vor allem über die Öffnung
von Grundschulen und Kitas. Gerade sie „müssen
kurzfristig wieder geöffnet werden. Wir dürfen
Schüler und ihre Eltern mit den erheblichen Belas-

tungen von Homeschooling, Homeoffice und Haus-
arbeit nicht länger alleinlassen“, sagte FDP-Politike-
rin Katja Suding WELT. �Susanne Eisenmann, Kultus-
ministerin und CDU-Spitzenkandidatin in Baden-
Württemberg, fürchtet, dass Kinder �„zu den Verlie-
rern dieser Pandemie werden“. �Sie stünde zum Lock-
down, wünsche sich aber �„eine differenziertere Be-
trachtung, wenn es um Kinder geht“. �Eine reine Öff-
nungsdiskussion sei angesichts der fragilen Lage
„völlig fehl am Platz“, sagte dagegen die Vizevorsit-
zende der Unionsfraktion im Bundestag, Nadine
Schön (CDU): �„Schulen dürfen nicht Hals über Kopf
geöffnet �werden, sondern mit Sinn und Verstand. Es
wäre fatal, in den kommenden Tagen Kitas und Schu-
len hektisch zu öffnen, nur um sie kurz danach wie-
der �schließen zu müssen.“ DW Seiten 4, 5, 7 

 �

Unionsabgeordnete legen Lockerungspläne vor
Andere Länder gelten bei den Exit-Strategien aus dem Corona-Lockdown als Vorbilder. Grünen-Fraktionschef warnt vor schnellen Öffnungen � �
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A ls im Frühjahr 2010 die weltweite Fi-
nanzkrise langsam ausklang, waren die
führenden Tech-Konzerne Google,
Apple, Facebook und Amazon (abge-
kürzt GAFA) mit knapp 450 Milliarden

Euro an der Börse bewertet. Die Unternehmen
waren richtungsweisende Innovationstreiber, die
mit ihrer Kreativität und technologischen Vision
im Herzen eines blühenden Tech-Ökosystems
standen.

Die gesellschaftliche Transformation, die durch
diese Konzerne in der letzten Dekade stattgefun-
den hat, sucht in der Menschheitsgeschichte ihres-
gleichen. Mit den Produkten dieser vier Unterneh-
men bestreiten wir beinahe unser gesamtes beruf-
liches und privates Leben. Innerhalb der Corona-
Krise zogen die Umsätze und die Bewertung der
Tech-Giganten sogar noch einmal deutlich an. Die
GAFA-Konzerne haben zusammengerechnet ak-
tuell eine Marktkapitalisierung von sechs Billionen
Euro, also ungefähr fünfmal so viel wie der ge-
samte Dax.

Die Dominanz ist so groß geworden, dass ein-
zelne Regierungen sich nur noch unterordnen
können. Google und Apple diktierten der Bundes-
regierung die Schnittstelle für die Corona-App und
nicht andersherum. Als Australien ein neues Ge-
setz zur fairen Vergütung seiner Verlage einführen
wollte, drohte Google, seine Suchmaschine im
Land einfach abzuschalten. Es scheint, als ob viele
der deutschen und europäischen Politiker sich der

Übermacht der GAFA ergeben haben. Komplexe
Regulierungsfragen taugen nicht für einen Wahl-
kampf. Die Ohnmacht spiegelt sich auch in der
medialen Debatte – sie findet einfach nicht statt.

Ich bin der festen Überzeugung, dass der Um-
gang mit den amerikanischen Tech-Monopolen die
Schicksalsfrage für Europa ist. Nie zuvor in der
Geschichte unseres Kontinents waren so wenige
Unternehmen so mächtig und konnten unser Le-
ben so tiefgreifend beeinflussen.

Auch wenn es kaum vorstellbar ist: Die tech-
nologische Revolution ist nicht abgeschlossen.
Ganz im Gegenteil, wir befinden uns noch immer
in ihrer Frühphase. Wenn wir es wollen, dann
können wir unsere Zukunft nach unseren Spiel-
regeln gestalten. Aber unser Handlungsspielraum
schrumpft, und die Zeit drängt. Um zu verstehen,
was wir jetzt tun müssen, ist es entscheidend, die
Mechanismen der Tech-Monopole genau zu ver-
stehen.

Im 20. Jahrhundert lag das Vermögen einer
Gesellschaft in Fabriken, Maschinen und qualifi-
zierten Mitarbeitern. In Deutschland und der EU
ist unser ganzes Bildungs- und Wirtschaftssystem
auf diese Formel ausgerichtet. Das Problem ist,
dass die digitale Welt grundsätzlich anders funk-
tioniert.

Das Verhalten von Kunden wird im digitalen
Raum in Echtzeit ausgewertet. Dadurch können
die digitalen Dienstleistungen stetig verbessert
und passgenauer ausgerichtet werden. Je mehr

Daten man sammelt, desto besser funktionieren
die Algorithmen und desto relevanter werden die
Angebote für den Kunden. 

Die GAFA-Konzerne haben sich hierbei einen
enormen Wettbewerbsvorteil verschafft, da sie
sowohl die Betriebssysteme als auch die Such-
maschinen, die Browser und die Cloud-Infrastruk-
tur kontrollieren. Zusätzlich gehören ihnen die
Shopping-Marktplätze, die Kommunikationsplatt-
formen, die vernetzten Haushaltsgeräte und die
App-Stores. 

Um im Bilde des 20. Jahrhunderts zu bleiben:
Die Tech-Monopole besitzen nicht mehr nur Fa-
briken und Maschinen, sondern ihnen gehört zu-
nehmend die gesamte Infrastruktur der Wert-

schöpfungskette, inklusive aller Geschäfte und
aller Kommunikationswege zum Kunden. Mit je-
dem neuen Kunden wird diese Wertschöpfungs-
kette effizienter und profitabler. Wettbewerb in-
nerhalb dieser Infrastruktur ist nur so lange er-
laubt, wie der Wettbewerber den Monopolisten
dafür nach dessen Spielregeln vergütet oder ihm
beim weiteren expansiven Wachstum hilft.

Das Kapital, das die GAFA-Unternehmen durch
diesen Mechanismus aus dem System saugen, wird
direkt in die weitere Aushöhlung ebenjenes Wett-
bewerbs oder in das Erschließen von neuen Ge-
schäftsfeldern gesteckt. Die Verkäufer auf dem
Amazon-Marktplatz etwa sind genauso vom guten
Willen der Plattform abhängig wie die Verlage und
Medienhäuser von Google oder Facebook. Dieser
gute Wille kann nur dadurch erkauft werden, dass
man konsequent alle seine Inhalte und Daten zur
Verfügung stellt und somit das Monopol weiter
füttert und effizienter macht.

Die enorme Profitabilität dieser Infrastruktur-
dienstleistungen erlaubt es den Konzernen, sehr
langfristig in neue Geschäftsfelder zu investieren.
Dabei sind die Monopolisten bereit, jahrelange
hohe Verluste zu akzeptieren, um den Wettbewerb
zu schwächen und Marktanteile aufzubauen. Auf-
grund ihrer enormen Marktkapitalisierung müssen
sie zwangsläufig immer neue große und lukrative
Märkte besetzen, um das expansive System auf-
rechtzuerhalten und ihren Börsenkurs zu steigern.

Schicksalsfrage unserer Demokratien
Die Macht der Tech-Giganten Google, Apple, Facebook und Amazon zu brechen entscheidet über die wirtschaftliche und 

politische Zukunft der westlichen Welt. Ein Plädoyer für eine konsequente Regulierung. �Von Johannes Reck 

EINZELNE REGIERUNGEN
KÖNNEN SICH DER
DOMINANZ DER
TECH-GIGANTEN NUR
NOCH UNTERORDNEN FORTSETZUNG AUF SEITE 2
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D ie Impfkampagne gegen Corona
kommt nur schleppend voran. Der
Sündenbock ist schnell gefunden: das
freie Unternehmertum. Daher solle
nun der Staat die Produktion steuern.

Von „Not-Impfstoff-Wirtschaft“ (Markus Söder)
oder „Pandemiewirtschaft“ (Bündnis 90/Die Grü-
nen) ist die Rede und bei einigen Ökonomen sogar
schon von „Kriegswirtschaft“. Das alles sind nicht
nur falsche Ideen. Sie sind auch gefährlich, weil sie
den Sieg über Corona nicht beschleunigen, sondern
verlangsamen.

Der Staat war noch nie erfolgreich darin, die
volkswirtschaftliche Produktion effektiv zu steuern.
Nicht einmal im Krieg. Als das Deutsche Reich in
den Ersten Weltkrieg zog, musste erst ein Unter-
nehmer und Industriemanager den Beamten die
Lieferketten der Rüstungsproduktion erklären. Erst
so wurde künftige Rohstoffknappheit absehbar.
Dieser Unternehmer hieß Walther Rathenau. Dem
späteren DDP-Politiker und Außenminister der
Weimarer Republik, den Rechtsradikale noch später
ermordeten, übertrug man daher die Leitung über

die Rohstoffbeschaffung in der deutschen Kriegs-
wirtschaft. Von diesem Beispiel war Lenin sichtlich
fasziniert. Er kopierte nicht nur Rathenaus „Look“,
der sich durch Glatze und Spitzbart auszeichnete.
Lenin verstieg sich sogar in die Idee einer voll-
ständig zentral geplanten Wirtschaft. Sozialismus
ist Kriegswirtschaft und umgekehrt.

Die Idee der zentral geplanten Wirtschaft schei-
terte sowohl im Deutschen Reich als auch im Sow-
jetimperium wie überall auf der Welt. Es kam zu
enormen Verschwendungen, ineffizienten und ge-
scheiterten Plänen am laufenden Band. Warum das
so war, hat der Ökonom Walter Eucken am Beispiel
der Kriegswirtschaft des Dritten Reichs untersucht.

Euckens Analyse war ernüchternd: Ministerien
und Behörden waren in der sozialen Wirklichkeit
eben nicht die Verkörperung neutraler Sachlichkeit
und stoischer Überlegenheit mit Überblick vom
Feldherrnhügel aus. Die verschiedenen Ministerien
und Fachabteilungen hielten stets das Thema ihrer
eigenen Zuständigkeit für das wichtigste bei der
Zuteilung von Ressourcen. Diese Scheuklappen
führten zu unproduktiven Konflikten: „Gruppen-
anarchische Kämpfe scheinen dieser Form der Wirt-
schaftsordnung system-inhärent zu sein“, schrieb
Eucken.

Eucken wurde zu einem der Begründer des Ordo-
liberalismus. Diese Schule wirtschaftlichen Den-
kens, der auch das Konzept der Sozialen Marktwirt-
schaft entspringt, stellt am Markt frei gebildete
Preise als volkswirtschaftliches Steuerungsinstru-
ment in den Mittelpunkt. Denn solche Preise haben
viele Vorteile: Sie spiegeln schneller und verläss-
licher die Knappheit eines Guts wider als jedes
statistische Messverfahren. Sie machen verschiede-
ne Verwendungsmöglichkeiten miteinander ver-
rechenbar. Durch diese Verrechenbarkeit ist über-
haupt erst rationale Investitionsplanung möglich.
Denn nur so kann gegenwärtiger gegen künftigen
Nutzen verrechnet werden. Preise üben auch eine
Kontrollfunktion aus. Denn wenn die Umsätze sich
nicht mit der Planung decken, dann war sie offenbar
fehlerhaft und muss angepasst werden.

Schließlich bieten Marktpreise auch eine Anreiz-
funktion: Wer ein begehrtes Gut liefern kann, wird
belohnt. Hier kann staatliche Kommandowirtschaft
nicht mithalten. Ihr Instrument sind Befehl und

Sanktion. Experimente der „behavioral economics“,
also der verhaltensorientierten Wirtschaftswissen-
schaft, haben gezeigt, dass Sanktionen zwar gut
sind, um eine Unterlassung zu erwirken. So funk-
tioniert ja auch das Strafrecht: Unterlasse dieses
oder jenes, denn sonst wirst Du bestraft! Bei der
Motivation zur Leistung jedoch wie zum Beispiel
einer höheren Produktionsmenge bleibt das Messer
der Sanktion stumpf.

Das mit Sanktion belegte Kommando motiviert
insbesondere die Wissensarbeiter moderner Volks-
wirtschaften kaum. Es blockiert geistig eher. Angst
und Stress führen nicht zu geistigen Höchstleis-
tungen. Anreize wirken dagegen mitunter Wunder.
Daher wird zentrale Planung in der digitalen Wis-
sensgesellschaft noch weniger funktionieren als in
der Kriegswirtschaft von Kaiserreich oder Sowjet-
imperium. Da wirkt es ausgesprochen naiv zu glau-
ben, dass der Output der Impfstoffindustrie ge-
steigert würde, wenn der Staat sie im Wege der
Kommandowirtschaft steuert.

Die Steuerung von Produktion über Preise und
Anreize funktioniert dagegen auch in der Pandemie.

Die US-Regierung hat 18 Milliarden US-Dollar, also
etwa 15 Milliarden Euro, zur Verfügung gestellt, um
330 Millionen US-Bürger mit Impfstoff zu versor-
gen. Die EU-Staaten haben für die Impfstoffbeschaf-
fung eine Einkaufsgemeinschaft gebildet, die jeden-
falls im ersten Schritt lediglich 2,7 Milliarden Euro
zur Verfügung hatte, um über 500 Millionen EU-
Einwohner mit Impfstoff zu versorgen. Man benö-
tigt keinen Nobelpreis in Wirtschaftswissenschaf-
ten, um zu prognostizieren, dass der Impfstoff in
der EU im Vergleich zu den USA knapp sein würde.
Globale Märkte reagieren auf solche stark unter-
schiedlichen Preissignale. In der Beschaffung
schlägt Anreiz immer Sanktion.

Mehr Geld für weniger Impfstoffknappheit ist
auch eine ausgesprochen vernünftige Investition.
Jeder Tag, jede Woche, jeder Monat weniger Pande-
mie und Lockdown retten Menschenleben und weh-
ren gewaltige volkswirtschaftliche Verluste ab. Da-
her haben diejenigen Ökonomen recht, die nicht auf
staatliche Kommandowirtschaft, sondern auf An-
reize setzen, um die Impfstoffproduktion zu be-
schleunigen. Das kann etwa in Form einer Anreiz-

prämie für vorzeitige Lieferungen oder einer Aus-
schreibung mit höheren Preisen erfolgen.

Das ist mehr als blanke Theorie. Eine solche Aus-
schreibung hat etwa die Knappheit an medizini-
schen Masken in Deutschland ausgesprochen
schnell beseitigt. Das Bundesgesundheitsministeri-
um hatte es freilich versäumt, die Ankaufsmenge
bei dieser Ausschreibung nach oben zu begrenzen.
Jetzt sind Verträge für das fünffache der gewollten
Menge zustande gekommen. Das zeigt zwei Dinge:
Märkte lösen Beschaffungsprobleme enorm schnell.
Behörden sind nicht besonders gut bei der Steue-
rung solcher Beschaffungsvorgänge.

Was für den Ankauf gilt, gilt auch für die Be-
hauptung, die Impfstoffhersteller würden Produkti-
onskapazitäten nicht ausweiten, weil dies langfristig
nicht rentabel sei. Selbst wenn das stimmen sollte,
was nicht bewiesen ist, bräuchte man keine Kom-
mandowirtschaft, um das Problem zu beheben.
Besser wäre es zum Beispiel, die künftig überflüssi-
gen Produktionskapazitäten einer steuerlichen Son-
derabschreibung zugänglich zu machen. Man könn-
te auch die Kosten für den künftigen Rückbau sol-
cher Kapazitäten in die Preiskalkulation einfließen
lassen. Das gelingt freilich nicht, wenn die Preise
durch ein Einkaufsmonopol zuvor fixiert worden
sind.

Die Bundeskanzlerin hat jüngst im Fernsehen
erklärt, dass mehr Geld die Versorgung mit Impf-
stoff nicht verbessern könne. Die EU-Kommissions-
präsidentin hat sich parallel dazu an die Regierungs-
chefs der Mitgliedstaaten genau mit der gegen-
teiligen These gewandt: mehr Geld für mehr Impf-
stoff. Wie die beiden Politikerinnen ihren Streit
untereinander entscheiden, bleibt abzuwarten. Aber
einstweilen steht fest: Das Preissignal ist das beste
Steuerungsinstrument, das der Politik zur Verfü-
gung steht, um die Produktion eines hochkom-
plexen Produkts wie dem des Covid-19-Impfstoffs
zu beschleunigen. Auf seine Nutzung sollte sich die
Politik konzentrieren, anstatt gegen alle Grundsätze
unserer Wirtschaftsverfassung und die Lehren der
Wirtschaftsgeschichte zu verstoßen.

T Der Autor ist Erster Parlamentarischer 
Geschäftsführer der Freien Demokraten 
im Deutschen Bundestag.

ESSAY

MARCO BUSCHMANN

Politiker geben den
Firmen die Schuld an

der Impfstoff-Schlappe
– und wollen die 

Sache selber retten.
Dabei war der Staat
noch nie gut darin,

volkswirtschaftliche
Produktion zu steuern.
Nicht einmal im Krieg

nach einer �

„Pandemiewirtschaft“

Der gefährliche Ruf 
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Das beliebteste Argument der GA-
FA-Konzerne, mit dem sie von ihrer
Macht ablenken, lautet, dass die Pro-
dukte für den Konsumenten umsonst
sind und unser aller Leben enorm
verbessern. Auf den ersten Blick
klingt das vollkommen plausibel. Es
handelt sich aber um eine heimtü-
ckische Täuschung: Die Produkte, die
über die Plattformen verkauft wer-
den, müssen die hohen Profite der
GAFA-Konzerne finanzieren.

Somit bezahlen die Nutzer indirekt
sehr wohl. Noch schlimmer: Sie wer-
den gezwungen, ihre persönlichen
Daten preiszugeben. Die Tech-Unter-
nehmen haben dabei keinerlei Hem-
mung, ihre eigenen Nutzer bis ins
kleinste Detail zu analysieren. Sie
wissen ganz genau, dass wir ohne ihre
Produkte nicht mehr leben können.

Unsere Abhängigkeit macht es den
Regulierungsbehörden enorm
schwer, da man den Bürgern ja nut-
zen und nicht schaden möchte. Ein
Leben ohne iPhone, Google Maps,
WhatsApp oder Amazon ist schwer
vorstellbar und für uns alle kaum
erstrebenswert. Die Bündelung der
verschiedenen Dienstleistungen, wie
beispielsweise die Integration von
Maps in Googles Suchmaschine oder
die Anbindung der App-Stores an die
Smartphone-Betriebssysteme, er-
schwert weiterhin das Aufbrechen
der Monopole. 

Man muss den GAFA-Konzernen
sogar höchsten Respekt dafür zollen,
dass sie diesen Zusammenhang schon
seit Jahren genau verstanden haben.
Er ist das Kernstück ihrer Exkulpati-
ons- und Verteidigungsstrategie.
Genau darin liegt die politisch-re-
gulatorische Herausforderung.

Die Konzerne geben Milliarden für
Imagekampagnen aus und beschäfti-
gen eine Armee von Lobbyisten in
Berlin, Brüssel und Washington. Es
gibt kaum einen Verband, eine NGO
oder ein Start-up in der politischen
Sphäre, das nicht wohlwollend unter-
stützt wird. Politiker und Unterneh-
mer, die Alternativen aufzeigen, wer-
den, mit wenigen Ausnahmen,
schnell von den Lobbyisten und Mei-
nungsmachern wieder eingefangen,
medial bekämpft oder unternehme-
risch geschädigt.

Es gibt zwei mögliche Exit-Szena-
rien für das Ende der Tech-Mono-
pole. Wenn wir ohne eine strenge
Regulierung weitermachen, wird die
Polarisierung der Gesellschaft wach-
sen. Die ökonomischen Chancen von
kleineren Betrieben werden aufgrund
der wachsenden Gewinne der Mono-
polisten zunehmend schrumpfen,
und die GAFA-Konzerne können sich
immer neue Geschäftsfelder einver-
leiben. Die aktuelle Corona-Krise
beschleunigt diesen Trend.

Eine immer größere Konzentration
der wirtschaftlichen Macht führt
mittelfristig zur Erosion der Markt-
wirtschaft. Und das mündet leicht in
sozialem Unfrieden, Verteilungs-
kämpfen und einer zunehmenden
Destabilisierung unserer liberalen
Demokratie, die der Ungleichheit der
Wirtschaft nicht mehr Herr wird. 

Die Vorboten dieser Entwicklung
sind seit einigen Jahren deutlich
geworden, doch unsere Debatte ist
bisher auf die Symptome fixiert und
fragt nicht nach den Ursachen. Dabei
liegen die Fakten längst auf dem
Tisch: Es reicht, sich vor Augen zu
führen, wer inmitten einer großen
europäischen Rezession Rekord-
umsätze gemacht, Gewinne per-
manent gesteigert und Marktanteile
gewonnen hat.

Am Ende dieses düsteren Szena-
rios steht nach meiner Einschätzung
der Weg in den populistischen, auto-
kratisch geführten Staat. Das zeigt
das protektionistische Beispiel China
in aller Deutlichkeit: Dort spielen die
GAFA-Konzerne keine Rolle mehr,
und die Chinesen haben ihr eigenes
Tech-Ökosystem aufgebaut. Dieses
System bezahlt die chinesische Ge-
sellschaft mit dem hohen Preis einer
illiberalen Diktatur, in der die Politik
willkürlich entscheidet, wer wirt-
schaftlichen Erfolg haben darf.

Das zweite, optimistische Exit-
Szenario ist eine Rückbesinnung auf
die europäische Souveränität und
unsere soziale Marktwirtschaft. Lud-
wig Erhard postulierte bereits, dass
eine Marktwirtschaft nur dann funk-
tioniert, wenn sie für alle funktio-

niert. Dies bedeutet in Erhards Sinn
den Schutz vor Eingriffen des Staa-
tes, aber auch vor Monopolisten und
Kartellen. 

Die Erbin Ludwig Erhards ist heut-
zutage die EU-Kommissarin Mar-
grethe Vestager, die sich wie keine
andere Politikerin in Europa für die
Regulierung der Tech-Giganten ein-
setzt. Doch im Gegensatz zum Re-
formeifer der frühen Bundesrepublik
ist die EU langsamer und unklar in
ihrer Vision und ihrem Gestaltungs-
willen. Genau darin liegt die Schwä-
che, die die US-Konzerne seit vielen
Jahren ausnutzen.

Es ist in meinen Augen unbestrit-
ten, dass eine Aufspaltung der GAFA-
Konzerne langfristig kaum zu ver-
meiden ist, um die liberalen Demo-
kratien der westlichen Welt zu erhal-
ten. Das liegt aber nicht nur in der
Hand der EU, sondern ist letztlich
eine Entscheidung der US-Regierung.
Deshalb muss das Thema zukünftig
eine der höchsten Prioritäten in der
deutschen und europäischen Außen-
politik bekommen. 

Die USA fordern uns zu Recht
dazu auf, unsere Sicherheitsinteres-
sen stärker in die eigene Hand zu
nehmen. Doch die Voraussetzung für
Selbstbestimmtheit ist gerade auch
eine funktionsfähige Marktwirt-
schaft. Deshalb müssen wir die USA
dazu auffordern, ihr Wettbewerbs-
recht zu modernisieren und nach den
scharfen Debatten im Senat auch bei
der Aufspaltung der großen Tech-
Unternehmen aktiv zu werden.

In der Zwischenzeit gehen Ves-
tager und die EU mit dem kürzlich
angekündigten Digital Markets Act
(DMA) den pragmatischen Weg der
intelligenten Regulierung. Das �DMA
stellt große digitale Plattformen
unter deutlich strengere Wettbe-
werbsbeschränkungen. Beispiels-
weise wird die Bevorzugung von
Eigenprodukten auf den Marktplät-
zen unter hoher Strafe untersagt, so,
wie es momentan bei Amazon oder
Google praktiziert wird. 

Das wird aber nicht reichen, um
der GAFA-Marktmacht beizukom-
men. Wir müssen die kritische In-
frastruktur dieser Konzerne definie-
ren, isolieren und regulieren. Dies
betrifft insbesondere die Auswertung
von personenbezogenen Daten sowie
die Allokation ihrer enormen Profite.
Egal ob Googles Suchmaschine, Face-
books WhatsApp oder die Amazon
Cloud: Daten und Profite aus dieser
kritischen Infrastruktur dürfen nicht
verwendet werden, um in andere
Märkte zu expandieren. Einem
Stromerzeuger würden wir auch
nicht erlauben, unbegrenzt Profite zu
machen, um mit Miele, Siemens und
Bosch in direkten Wettbewerb zu
treten. Bei unserer digitalen Infra-
struktur darf das nicht anders sein.
Die Daten und die Algorithmen der
Monopolisten müssen uns allen zu-
gänglich sein, sodass die Marktteil-
nehmer auf den Plattformen fairen
Wettbewerb zugunsten des Kunden
betreiben können.

Ich war lange Zeit skeptisch, ob
Europa es schaffen kann, diese enor-
me Aufgabe zu bewältigen. Doch
es gibt mittlerweile Grund zur Hoff-
nung. Als Facebook kürzlich 
WhatsApp-Nutzer zwingen wollte,
alle ihre Daten zu teilen, um die Nut-
zer über Facebook und Instagram
besser mit Werbung anzusprechen,
reagierten die Kunden mit einem
astronomischen Ansturm auf alterna-
tive Messenger-Dienste wie Signal
und Telegram. Beide stehen seit Wo-
chen an der Spitze der App-Stores
und heben sich von der übermächti-
gen Konkurrenz dadurch ab, dass sie
deutlich weniger persönliche Daten
abfragen. Die Zeitenwende ist einge-
leitet, und die Menschen sind bereit
für eine andere Zukunft, als es sich
die GAFA-Konzerne vorstellen. Die
politischen Entscheider in Brüssel
und Berlin sollten diesem Zeichen
folgen. Die soziale Marktwirtschaft
ist eine unserer größten Errungen-
schaften und die Stütze unserer De-
mokratie. Wir sollten für sie gerade
auch im digitalen Zeitalter kämpfen,
selbst wenn die Gegner groß und
mächtig erscheinen.

T Johannes Reck ist Mitgründer 
und Geschäftsführer der Plattform
GetYourGuide.
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Immer mehr Staaten mit muslimi-
scher Bevölkerungsmehrheit neh-
men diplomatische Beziehungen zu

Israel auf. Den Anfang machte die Tür-
kei bereits 1949. Es folgten der Iran
1950, der allerdings nach der Revoluti-
on die Beziehungen wieder abbrach,
Burkina Faso und Sierra Leone 1961,
Senegal 1962, Ägypten 1980, Albanien
1991, Aserbaidschan, Gambia, Kasachs-
tan, Kirgistan, Tadschikistan und Us-
bekistan 1992, Turkmenistan 1993, Jor-
danien 1994, Bosnien-Herzegowina
1997, Mauretanien 1999, wobei die Be-
ziehungen seit 2009 eingefroren sind,
Guinea und der Tschad 2016.

Auf Initiative Donald Trumps kamen
2020 die Vereinigten Arabischen Emi-
rate, Bahrain, der Sudan, Marokko und
das Kosovo hinzu. Anfang Februar
wurde bekannt, dass das Kosovo als
erstes mehrheitlich muslimisches Land
seine Botschaft in der israelischen
Hauptstadt Jerusalem �eröffnen wird.

Die EU reagierte verschnupft. Deren
außenpolitischer Sprecher Peter Stano
erinnerte die Kosovaren daran, dass die

EU eine �Zweistaatenlösung �anstrebe,
bei der „Jerusalem als Hauptstadt bei-
der Staaten“ fungieren soll. Bis dahin
sollen die Botschaften der EU-Länder
in Tel Aviv bleiben. Die Eröffnung
einer Botschaft in Jerusalem könne
sogar die Aufnahme des Kosovo in die
EU gefährden.

Was soll das? Wenn der Kampf um
das Heilige Land dadurch entideo-
logisiert wird, dass muslimische Län-
der ihre Beziehungen zu Israel norma-
lisieren, dass sie gar Jerusalem als
Israels Hauptstadt anerkennen, müsste
das im Sinne der EU sein. 

Hätte die EU wenigstens einen Fahr-
plan für den Beitritt der �westlichen
Balkanstaaten �Albanien, Bosnien, das
Kosovo, Montenegro, Nordmazedonien
und Serbien, eine Strategie zur Be-
kämpfung des zunehmenden russi-
schen, chinesischen und türkischen
Einflusses, zur Korruptionsbekämp-
fung und Demokratisierung, so könnte
man Stanos Intervention wenn nicht
gutheißen, so doch nachvollziehen.

Wie es aber aussieht, werden Juden
und Araber eher Frieden schließen, als
diese Länder EU-Mitglieder werden
können. Unter diesen Umständen ist
Stanos Drohung nicht nur leer, son-
dern auch unverschämt und offen-
kundig rein antiisraelisch motiviert.

Antiisraelische Drohung der EU

KOMMENTAR

ALAN POSENER

forum@welt.de

I n Lateinamerika braut sich derzeit ein mi-
grationspolitischer Sturm zusammen, des-
sen Wucht und Auswirkungen noch gar
nicht absehbar sind. Es gibt derzeit mit
Ausnahme des kleinen Uruguay praktisch
kein Land südlich des Rio Bravo, dessen
politische, humanitäre und wirtschaftliche
Lage wirklich stabil ist.

Dafür gibt es aber Millionen Menschen, die lie-
ber heute als morgen ihre wenigen Habseligkeiten
packen und im Land der unbegrenzten marktwirt-
schaftlichen Chancen ganz neu anfangen möchten.
Weil ihre aktuelle Perspektive praktisch aussichts-
los ist. Wer gefangen ist zwischen brutalen sozialis-
tischen Diktaturen und skrupellosen rechten 
Narco-Präsidenten, für den ist ein Job bei McDo-
nald’s in San Diego das Paradies. Fünf Dollar die
Stunde entspricht dem Tageslohn eines Kaffeepflü-
ckers in Guatemala oder dem Monatslohn eines
Chirurgen in Caracas.

In dieser Gemengelage wagt US-Präsident Joe
Biden einen bemerkenswerten Kurswechsel. Er
will es besser machen als sein Vorgänger Donald
Trump, dessen geplanter Mauerbau sinnbildlich
für seinen migrationsfeindlichen Kurs stand. Bi-
den verspricht eine neue, menschlichere Migrati-
onspolitik. Dafür gibt es viel Beifall von Nicht-
regierungsorganisationen und Kirchen. Bidens
Strategie ist aber auch ein gewagtes Signal an die
Organisatoren von Flüchtlingskarawanen, an die
Bosse des von den Drogenkartellen kontrollierten
lukrativen Schleppergeschäfts und die Verfechter
der Open-Border-Ideologie, es wieder zu ver-
suchen. Und ihre verzweifelte Kundschaft wird
mit jedem Tag größer.

Die lateinamerikanischen Konfliktherde sind
schon jetzt unkontrollierbar. Die Organisation
Amerikanischer Staaten (OAS) sagt zusätzlich zu
den bislang aus Venezuela geflohenen fünf Millio-
nen Menschen zwei weitere Millionen Geflüchtete
voraus. Der sozialistische Machthaber Nicolás
Maduro, der mit außergerichtlichen Hinrichtungen,
Folter und korrupten Generälen seine brutale 
Narco-Diktatur aufrechterhält, sitzt nach der in
sich zusammengefallenen Strategie der USA und
Europas mit dem glücklosen Oppositionsführer
Juan Guaidó wieder fest im Sattel. Venezuelas
Nachbarn wissen, was das bedeutet: noch mehr
Geflüchtete. Sie läuten das Ende der Willkommens-
kultur ein. Die mit der humanitären Herausforde-
rung heillos überforderten Länder wie Kolumbien,
Chile oder Peru riegeln ihre Grenzen bereits mi-
litärisch ab.

Der zweite Krisenherd ist Mittelamerika. Dort
haben jüngst die verheerenden Wirbelstürme 
„Iota“ und „Eta“ eine Spur der Zerstörung hin-
terlassen, die für Länder wie Honduras, El Salvador
oder Guatemala praktisch den wirtschaftlichen
Todesstoß bedeutet. Völlig zerstörte Brücken, Au-
tobahnen und Landstraßen werden das ohnehin
bettelarme Dreieck noch weiter zurückwerfen. �Im
links regierten Nicaragua zwang der alles kon-
trollierende Familienclan um Diktator Daniel Orte-
ga nach seinen tödlichen Schüssen auf demons-
trierende Studenten Zehntausende in die Flucht
ins lange stabile Nachbarland Costa Rica. Dort aber
hat die Corona-Pandemie die lokale Tourismus-

wirtschaft verwüstet, die Armutsrate sprang auf
rund 40 Prozent. Die USA wollen mit Milliarden-
hilfen die Region stützen, doch man ahnt ange-
sichts von Charakteren wie Ortega oder Orlando
Hernández, in welchen Taschen die US-Dollar oder
die UN-Hilfen am Ende landen werden.

Die durch die Corona-Pandemie dramatisch ab-
gestürzten Volkswirtschaften von Mexiko bis Argen-
tinien können all den Migranten aus Mittelamerika,
Venezuela, Kuba oder Nicaragua derzeit keine Ar-
beitsplätze anbieten. Wenn die Millionen Migranten
aber nicht mehr in die Nachbarländer fliehen kön-
nen, wird es die Menschen dorthin ziehen, wo ihnen
zumindest ein Fünkchen Hoffnung bleibt. In Rich-
tung Norden. Wo die Grenze dank Joe Biden jetzt
wieder durchlässiger wird. Vielleicht.

An einen wirklichen Ansatz, der die Migrations-
ströme südlich der USA stoppen könnte, wagt sich
aber auch Joe Biden bislang nicht heran: die Legali-
sierung des Drogenhandels, die diesem giganti-
schen Geschäft die finanzielle Grundlage entreißen
würde. Eine Konstante haben nämlich alle Un-
rechtsregime gemeinsam: den inzwischen Billionen
Dollar schweren Drogenhandel, der mithilfe eines
gigantischen illegalen Vertriebsnetzes bis in die
letzten Schulhofwinkel getragen wird. Er liefert die
finanzielle Grundlage dafür, dass sich korrupte
linke und rechte Regime Sicherheits- und Justiz-
apparate, ja ganze Armeen kaufen können. �Solange
die Milliardeneinnahmen aus dem illegalen Verkauf
von Kokain, Crack und synthetischen Drogen auf
amerikanischen Straßen, in Klubs oder Colleges die
korrupten Strukturen Lateinamerikas weiter mäs-
ten, werden die Kartelle und die von ihnen kon-
trollierten Regierungen einer nachhaltigen Ent-
wicklung der Gesellschaften stets einen Schritt
voraus sein. �

Aber auch in den USA besteht ein wirtschaftli-
ches Interesse am Fortbestehen des Drogenge-
schäfts: Die Kartelle rüsten sich mit US-amerikani-
schen Waffen auf, waschen ihre Gelder in US-Ban-
ken oder deren Filialen in irgendwelchen Off-
shoreparadiesen und bezahlen ein ganzes Heer an
US-Anwälten, die das Geschäft professionell ver-
dunkeln. �

Es ist kein Zufall, dass es ausgerechnet die Dro-
genmafia ist, die in Mexiko das Schleppergeschäft
komplett kontrolliert. Der Rest, der es auf eigene
Faust versucht, läuft Gefahr, am Ende in den Ab-
wasserkanälen der amerikanischen Grenzstädte zu
landen: Eine Patrouille der US-amerikanischen
Grenzpolizei fand in der vergangenen Woche 17
Migranten im Abwassersystem der kalifornischen
Grenzstadt San Ysidro. Sie liegt in der Metropol-
region San Diego und gegenüber der mexikani-
schen Schlepper- und Kartellmetropole Tijuana.
Die tragische Fehleinschätzung: Heftige Regenfälle
hatten das Wasser ansteigen lassen.

Die meisten Migranten konnten gerettet werden,
für einen von ihnen kam aber jede Hilfe zu spät.
Nach der Behandlung in einem kalifornischen
Krankenhaus ging es für die Gruppe wieder zurück
nach Mexiko und Mittelamerika. Zurück in die
Drogenhölle. Bis zum nächsten Anlauf, diesem
Wahnsinn zu entkommen.forum@welt.de

Der naive 
Joe Biden

Der neue US-Präsident
redet freundlicher über
Einwanderer als Trump.
Doch um den Exodus 
aus Lateinamerika zu
managen, reicht das
nicht aus. Biden muss
das wahre Problem
anpacken: die Allmacht
der Drogenkartelle

Corona, Umweltschäden,
Korruption: Lateinamerikas
Konfliktherde sind schon jetzt
unkontrollierbar

LEITARTIKEL

TOBIAS KÄUFER

Ihre Post an: �DIE WELT, Brieffach 2410,
10888 Berlin, �Fax: (030) 2591-71606, 
E-Mail: forum@welt.de
Leserbriefe geben die Meinung unserer Leser
wieder, nicht die der Redaktion. Wir freuen uns
über jede Zuschrift, müssen uns aber das Recht der
Kürzung vorbehalten. Aufgrund der sehr großen
Zahl von Leserbriefen, die bei uns eingehen, sind
wir leider nicht in der Lage, jede einzelne Zuschrift
zu beantworten.

Bei Bedarf wird zudem gerne mit Ne-
belkerzen geworfen, mittels Zutei-
lungen von außerordentlichen Um-
ständen oder gemutmaßten Hinter-
gründen zum Eigentlichen „argumen-
tiert“. Um diese Art von Rhetorik
freilich wissen auch die Damen und
Herren Wissenschaftler. Die Frage
indes ist: Wer fängt an, vernünftig zu
werden? MATTHIAS BARTSCH, LICHTENAU

LESERBRIEF 

Mit Nebelkerzen
Zu: „Wissenschaftler gegen 
Cancel Culture“ vom 04. Februar
Ein vernünftiges Ansinnen, theoretisch
und abstrakt zumindest. Weil jeder
Akademiker und Nichtakademiker mit
Herz und Verstand der forschen Ini-
tiative im Brustton tiefster Einsicht
und Überzeugung beipflichten wird.
Wohl nicht zuletzt ebenjene, denen
man nachsagt, Maß und Mitte bei un-
umgänglichen Diskursen verloren zu
haben. Denn wenn es konkret wird mit
einer Kritik, so reflektieren die meisten
Absender und Empfänger in den geüb-
ten Bahnen; verstehen nicht, dass sie
nicht verstanden werden, anstatt sich
gegenseitig aufmerksam zuzuhören.

D ie FDP ist die einzige deutsche
Partei, die das Wort „frei“ im
Namen trägt und auch tatsäch-

lich für die Freiheit kämpft. Bundes-
kanzlerin Angela Merkel (CDU) hat
sich inzwischen eingemauert: Sie ver-
folgt kompromisslos ihre Kein-Virus-
Strategie, die alles „herunterfährt“, was
das Menschsein und das In-Gesell-
schaften-Leben ausmacht. Viele An-
gehörige von Risikogruppen sterben
trotz dieser „Strategie“ in den nach wie
vor ungeschützten Alten- und Pfle-
geheimen. Derweil wird das Impf-
versagen der Bundesregierung und der
EU-Kommission von Merkel und von
EU-Kommissionspräsidentin Ursula
von der Leyen (ebenfalls CDU) eiskalt
weggelächelt. Die Grünen als Koaliti-
onspartner in spe stützen diesen ka-
tastrophalen Kurs.

Die FDP hingegen versucht, tapfer
Opposition gegen die trotzige und
immer realitätsfernere Regierungslinie
zu machen. Sie beantragt Sondersit-
zungen des Bundestages – weil ei-
gentlich nur der parlamentarische
Gesetzgeber über massive Grund-
rechtseinschränkungen entscheiden
darf und nicht das informelle Gremium
aus Kanzlerin und Ministerpräsiden-
ten. Doch die große Mehrheit der Ab-

geordneten verweigert die Arbeit, und
die Oppositionsstimmen der FDP rei-
chen nicht einmal für ein Normen-
kontrollverfahren vor dem Bundes-
verfassungsgericht.

Deshalb wird Merkels Bund-Länder-
Allparteien-Gremium am kommenden
Mittwoch wieder tagen – und nach
aller Wahrscheinlichkeit eine Verlänge-
rung des Ausnahmezustands beschlie-
ßen, obwohl „die Zahlen“ das Lock-
downziel von nurmehr 50 Neuanste-
ckungen auf 100.000 Menschen Ende
der Woche erreicht haben dürften.

Genau jetzt muss die FDP mutig
bleiben. Sie sollte bei jeder sich bieten-
den Gelegenheit weiterhin Bundestags-
debatten beantragen. Sie sollte wei-
terhin die Ehre des Parlaments ver-
teidigen und die Diskussionsblockade
der Grünen vorführen. Und die FDP
sollte ein zusätzliches Wagnis einge-
hen: In Schleswig-Holstein, Nordrhein-
Westfalen und in Rheinland-Pfalz ist
sie an den jeweiligen Koalitionsregie-
rungen beteiligt. Alle drei Regierungs-
chefs – Daniel Günther (CDU), Armin
Laschet (CDU) und Malu Dreyer (SPD)
– haben gute Gründe, Merkel nicht
bedingungslos auf ihrem Weg der Al-
ternativlosigkeit zu folgen. Aber sie
brauchen vielleicht ein bisschen Ent-
scheidungshilfe. Deshalb sollten die
FDP-Landesminister im vierten Monat
des zweiten Ausnahmezustands darauf
dringen, dass NRW, Schleswig-Holstein
und Rheinland-Pfalz sich einem planlo-
sen Weiter-So verweigern. Wolfgang
Kubicki, übernehmen Sie!

Wolfgang Kubicki, übernehmen Sie!

PLATZ DER REPUBLIK

SUSANNE GASCHKE

Am Mittwoch entscheiden Bund
und Länder über die weiteren
Maßnahmen in der Pandemie-

bewältigung, und am Ende wird es
wahrscheinlich wieder heißen, man
habe sich den Einschätzungen der
Wissenschaft gebeugt. Seit Beginn
der Krise soll dieser Eindruck er-
weckt werden: Die Politik, sie reagiert
bloß auf die Erkenntnisse der Exper-
ten. Was muss, das muss. Nicht um-
sonst verglich Bundeskanzlerin Ange-
la Merkel Covid-19 Ende 2020 mit
„einer Naturkatastrophe“.

Bloß: Was ist, wenn die Politik der
Wissenschaft das gewünschte For-
schungsziel vorab mit auf den Weg
gibt? Dass genau das im Frühjahr
2020 geschehen ist, darauf deutet
eine Recherche der WELT AM
SONNTAG hin. Demnach bat das
Bundesinnenministerium (BMI) For-
scher, ein Modell zu erarbeiten, auf

dessen Basis „Maßnahmen präventi-
ver und repressiver Natur“ geplant
werden könnten. Nicht irgendwelche
Forscher, sondern solche des Robert-
Koch-Instituts (RKI), des Leibniz-
Instituts für Wirtschaftsforschung,
des Instituts der Deutschen Wirt-
schaft, der Stiftung Wissenschaft und

Politik und mehrerer Universitäten.
Sie alle machten gerne mit. 

Der Staatssekretär des Ministeri-
ums stand während der Ausarbeitung
in engem Austausch mit den Wissen-
schaftlern, zu denen unter anderem
RKI-Chef Lothar Wieler gehörte. Ihn
bezeichnete der Staatssekretär in
bislang geheimen E-Mails als „meinen
Freund“. Nach vier Tagen war das
Papier fertig: Die Wissenschaftler
warnten vor einer Million Corona-
Toten und gaben Tipps, wie man die
„gewünschte Schockwirkung“ erzie-
len könne: „Viele Schwerkranke wer-
den von ihren Angehörigen ins Kran-
kenhaus gebracht, aber abgewiesen,
und sterben qualvoll um Luft ringend
zu Hause.“ 

Wenn sich die Politik unabhängi-
gen Rat bei der Wissenschaft holt, ist
in einer Pandemie im Blick auf Ein-
schränkungen der Grundrechte alles

in Ordnung. Wenn aber die Wissen-
schaft zum verlängerten Arm der
Politik wird, läuft etwas gehörig
schief. Dann verlieren die Menschen
das Vertrauen in die Entscheidungs-
träger. In den vergangenen Wochen
ist die Zustimmung für den Regie-
rungskurs gesunken, und mutmaßlich
hat das nicht zuletzt mit der Exper-
tenauswahl der Regierenden zu tun.
Von Lockdown-Hardlinern lassen sich
die Mächtigen gerne beraten, andere
Strategien werden meist verwischt. 

Im Zusammenhang mit der Auf-
tragsarbeit des BMI ist eine Aussage
von Berlins Regierendem Bürgermeis-
ter Michael Müller von Mitte Januar
nun noch interessanter. Nach der
Verlängerung des Lockdowns sagte
er, man sei auf dem richtigen Weg:
Das hätten alle konsultierten Exper-
ten bestätigt: „Ohne Ausnahme.“

Verlorenes
Vertrauen

KOMMENTAR

TIM RÖHN

forum@welt.de
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K itas und Schulen auf, und
zwar so schnell wie mög-
lich? Sollte wegen der zahl-
reichen Virusmutationen
im Gegenteil der Distanz-

unterricht besser gleich bis nach Ostern
ausgedehnt werden? Was ist zu halten
von Präsenzstunden nur in Regionen,
wo die Inzidenz stabil unter 50 liegt,
oder nur für Grundschulkinder und Ab-
schlussklassen? �

VON HANNELORE CROLLY

Während Bundesgesundheitsminis-
ter Jens Spahn (CDU) für denkbar hält,
dass noch in diesem Sommer auch für
Kinder ein Impfstoff zur Verfügung ste-
hen könnte, der die Lage von Grund auf
ändern würde, nimmt die Diskussion
um das richtige Konzept für Unterricht
und Kita-Betreuung wieder mächtig
Fahrt auf. Kurz vor der nächsten Be-
sprechung der Kanzlerin mit den Minis-
terpräsidenten über die Corona-Maß-
nahmen am Mittwoch mehren sich die
Stimmen jener, die ein rasches Handeln
fordern. Zu ihnen gehört Bundesfamili-
enministerin Franziska Giffey (SPD),
die mit Blick auf sinkende Infektions-
zahlen im RBB-Inforadio Reaktionen
verlangte: „Wenn es weiter in diesem
positiven Sinne geht, dann finde ich
schon, dass auch im Februar noch zu-
mindest eine schrittweise Lockerung
passieren sollte.“ Auch Sachsens Minis-
terpräsident Michael Kretschmer wi-
dersprach Kanzlerin Angela Merkel
(beide CDU), die mit Blick auf mögliche
Lockerungen vor „falschen Hoffnun-
gen“ gewarnt hatte: Er werde die Kin-
dergärten öffnen und die Jüngsten wie-
der in die Schulen lassen, „sobald es das
Infektionsgeschehen zulasse“, so
Kretschmer. Das halte er im Übrigen
auch für ganz Deutschland für geboten.
„Ich teile nicht die Meinung, dass wir
überhaupt nichts lockern können“, kri-
tisierte er in der „Leipziger Volkszei-
tung“ die strenge Linie des Kanzler-
amts. �

Dorthin zog es am Sonntagvormittag
trotz eisiger Kälte und Schneefall einige
Demonstranten, um den Druck im Kes-
sel noch einmal zu erhöhen. Mit Plakat-
sprüchen wie „Alle Kinder sind system-
relevant“ und „Kitas auf für alle“ for-
derte die „Initiative Familien“ die Poli-
tik auf, eine schnellstmögliche Rück-
kehr in Schulen und Kitas zu sichern –
mit Infektionsschutz und sorgfältigem
Corona-Monitoring. Hessens Sozialmi-
nisterium warnte derweil, dass bei den
von der Lage gestressten Kindern und
Jugendlichen tatsächlich bereits erste
Anzeichen für Zukunftsängste, psy-
chische Auffälligkeiten wie Hyperaktivi-
tät, emotionale Schwierigkeiten oder
Verhaltensprobleme zu beobachten sei-
en. Und der Deutsche Städtetag plädier-
te dafür, Lehrer und Erzieher früher als
bisher geplant zu impfen. �

Auch die Fraktionen im Bundestag
sehen fast einhellig die Notwendigkeit,
Eltern, Kindern, Lehrern und Erziehern
zumindest eine klare Perspektive zu
bieten. Gegenüber WELT forderte FDP-
Fraktionsvize Katja Suding, vor allem
Grundschulen und Kitas kurzfristig
wieder zu öffnen. „Wir dürfen Schüler
und ihre Eltern mit den erheblichen Be-
lastungen von Homeschooling, Home-
office und Hausarbeit nicht länger al-
leinlassen.“ Gerade für jüngere Kinder
aus benachteiligten Familien sei das
Lernen in Präsenz unersetzbar. „Jeder
Tag zählt, Lernrückstände werden für

viele Kinder sonst kaum mehr aufholbar
sein.“ �SPD-Fraktionsvize Katja Mast
verlangte ebenfalls, der Situation von
Familien und Kindern bei möglichen
Lockerungen oberste Priorität einzu-
räumen. „Es sind die Familien, die die-
ses Land durch die Pandemie tragen.“
Klar sei aber auch, dass bei den Öffnun-
gen ein stufenweises Vorgehen nötig
sei. Die AfD wiederum würde begrüßen,
wenn alle Schulen und Kitas „möglichst
bald“ öffnen würden. Viele hätten be-
reits erfolgreiche Modelle entwickelt,
um einen Betrieb auch unter Einhaltung
von Abstands- und Hygieneregeln

durchzuführen, sagte der bildungspoli-
tische Sprecher der Fraktion, Götz
Frömming. „Pauschale langfristige
Schulschließungen sind für die Ent-
wicklung von Kindern und Jugendli-
chen katastrophal und müssen
schnellstmöglich beendet werden.“ �

Allerdings gibt es auch weiterhin gro-
ße Bedenken. So hält Bundesbildungs-
ministerin Anja Karliczek (CDU) die
Öffnung von Schulen grundsätzlich für
verfrüht und allenfalls in Ausnahmen
für möglich. Auf längere Sicht könne le-
diglich in Regionen, die stabil nur noch
eine geringe Inzidenz hätten, an Prä-

senzunterricht gedacht werden – und
dann auch nur mit reduzierten Klassen,
angepasster Stundenzahl und zunächst
ausschließlich für Grundschulkinder
und Abschlussjahrgänge. „Die Lage soll-
te nach dem 14. Februar zumindest noch
ein bis zwei weitere Wochen beobachtet
und danach wieder neu bewertet wer-
den“, sagte sie der Funke-Mediengrup-
pe. Die Virologin Melanie Brinkmann
hatte im „Spiegel“ sogar ausdrücklich
vor jeglicher Öffnung gewarnt. Sämtli-
che Schulen müssten zunächst noch
ganz geschlossen bleiben, „sonst krie-
gen wir sie wegen der ansteckenderen

Varianten sehr, sehr lange nicht mehr
richtig geöffnet“. Auch der Chef der Mi-
nisterpräsidentenkonferenz, Berlins
Regierender Bürgermeister Michael
Müller (SPD), warnte vor einer mögli-
chen dritten Welle. Und CSU-Landes-
gruppenchef Alexander Dobrindt hält es
sogar für denkbar, lieber erst die Friseu-
re zu öffnen als die Schulen. „Wenn man
über die Reihenfolge von Lockerungs-
mechanismen diskutiert, muss nicht
zwingend die Schule zu Beginn stehen“,
sagte er dem �„Münchner Merkur“. „Ein
mögliches Infektionsgeschehen in den
Schulen stellt aus meiner Sicht kein un-
wesentliches Risiko dar.“ �

Die stellvertretende Unionsfraktion-
schefin Nadine Schön (CDU) hält eine
reine Öffnungsdiskussion angesichts
der „fragilen Lage“ ebenfalls für „völlig
fehl am Platz“: „Schulen dürfen nicht
Hals über Kopf geöffnet werden, son-
dern mit Sinn und Verstand.“ Stufenöff-
nungspläne allein seien aber nicht aus-
reichend; es brauche auch Begleitmaß-
nahmen, darunter ein umfassendes
Testkonzept. „Es reicht nicht, dass die
Bundesfamilienministerin umfassende
Testungen in Stufenplänen lose in Aus-
sicht stellt. Bund, Länder und Kommu-
nen müssen entsprechende Konzepte
vorbereiten und umsetzen.“ Dabei soll-
ten die Bundeswehr und Hilfsorganisa-
tionen helfen, solange es noch keine
Möglichkeiten zur Eigentestung gebe.
„Es wäre fatal, in den kommenden Ta-
gen �Kitas und Schulen hektisch zu öff-
nen, nur um sie kurz danach wieder
schließen zu müssen.“ Auch die Linke-
Fraktion sieht in einer überhasteten
Entscheidung eher ein Risiko denn Vor-
teile: Der gesundheitspolitische Spre-
cher �Achim Kessler fordert von der
Bundesregierung ein transparentes, ge-
setzlich geregeltes Verfahren, damit al-
len klar sei, bei welchen Werten welche
Maßnahmen ergriffen und wieder auf-
gehoben werden müssten. „Entschei-
dungen nach Stimmungslage müssen
ein Ende haben.“ �

Auch die Interessenvertreter treten
auf die Bremse. Öffnungen seien „nur
stufenweise sehr behutsam und vorsich-
tig, auf keinen Fall flächendeckend in al-
len Regionen möglich“, sagte Hans-Pe-
ter Meidinger, Präsident des Deutschen
Lehrerverbandes, WELT. Dass sich lan-
desweit einheitliche Öffnungen verbö-
ten, mache das Beispiel Bayern deutlich:
Dort gebe es Landkreise mit Inzidenzen
von 20 und andere mit 350. Der Verband
fordert daher einen am regionalen In-
fektionsgeschehen orientierten Hygie-
nestufenplan, der klar regelt, welcher
Schulbetrieb möglich ist. Bei weniger
als 50 Infektionen pro 100.000 Einwoh-
nern in den vergangenen sieben Tagen
befürwortet der Lehrerverband eine
stufenweise Rückkehr in den Wechsel-
betrieb, also mit Mindestabstand und
halbierten Gruppen, und das vorrangig
für Grundschulen sowie Abschlussklas-
sen. „Ansonsten sollte im Distanzunter-
richt verblieben werden, der derzeit üb-
rigens deutlich besser läuft als noch im
Frühjahr. Das ergibt zwar auch wieder
einen Flickenteppich, aber einen, der
wissenschafts- und inzidenzbasiert ist“,
so Meidinger. Außerdem sollten Lehr-
kräfte frühestmöglich geimpft, Schülern
und Lehrer im Wochentakt mit Schnell-
tests kontrolliert und Klassenräume
durch Luftfilteranlagen sicherer ge-
macht werden. Auch eine FFP2-Mas-
kenpflicht für Lehrkräfte und mindes-
tens eine Operationsmaske für Schüler
hält er für sinnvoll. �

Kitas und Schulen: So
bahnt sich die Öffnung an
Der Druck auf die Corona-Manager, Kindern mehr Normalität zu
ermöglichen, wächst gewaltig. Doch Regierung und Lehrer bremsen noch

Demonstration für die Öffnung von Kitas und Schulen am Sonntag vor dem Kanzleramt
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M ehrere Unionsabgeordnete im
Bundestag fordern kurz vor
den nächsten Bund-Länder-

Beratungen einen stufenweisen Aus-
stieg aus dem Corona-Lockdown.
„Nach monatelangen Einschränkungen
und harten Entbehrungen, aber auch
angesichts eines zunehmenden Impf-
schutzes von besonders gefährdeten
Bevölkerungsgruppen müssen wir mehr
über greifbare Perspektiven sprechen“,
sagte Unionsfraktionsvize Thorsten
Frei (CDU) WELT. „Statt über bundes-
weite Lockdowns zu beraten, brauchen
wir Konzepte für lokale Öffnungen so-
weit möglich.“ �

VON RICARDA BREYTON

Frei sprach sich für einen „Perspek-
tivplan“ aus, der einen bundesweiten
Rahmen für Lockerungen vor Ort vor-
geben könnte. Diese sollten sich in ers-
ter Linie an der Inzidenz orientieren.
„Bei einer Inzidenz von unter 50 ist das
Infektionsgeschehen gut nachverfolg-
bar“, sagte Frei. „Das öffentliche Leben
könnte – abgesehen von �Großveran-
staltungen �– weitgehend normal ver-

laufen.“ �Auch der CDU-Gesundheits-
politiker Rudolf Henke und der CDU-
Innenexperte Marian Wendt plädier-
ten für ein bundesweit einheitlichen
Rahmenplan. „Ziel ist eine dauerhafte,
für die Bevölkerung verlässliche Stra-
tegie, die Einheitlichkeit und Regiona-
lität bei den Maßnahmen verknüpft“,
sagte Henke. Ähnlich wie zum Beispiel
Irland könne man ein System von fünf
Stufen aufbauen, das für alle Landkrei-
se und kreisfreien Städte gelte. �Wendt
sprach sich für ein Ampelsystem wie in
Italien aus, wo die Regierung die Regio-
nen in drei Farben eingeteilt hat – ab-
hängig von der konkreten Corona-Ge-
fährdung vor Ort. Die Einteilung wird
alle zwei Wochen zentral vorgenom-
men und ist mit konkreten Lockerun-
gen oder auch Beschränkungen ver-
knüpft. �

„Menschen in der gelben Zone kön-
nen bereits Restaurants und Cafés be-
suchen, während Menschen in der roten
Zone Ausgangs- und Kontaktbeschrän-
kungen unterliegen“, sagte Wendt
WELT. „Für die Bürger schafft das Plan-
barkeit und ein Leben, das ein Stück
weit Normalität trotz der Pandemie er-

laubt.“ �Damit fordern die drei Abgeord-
neten einen konkreteren Ausstiegsplan,
als ihn die Bundesregierung bislang öf-
fentlich thematisiert hat. Während eini-
ge Länderchefs bereits Stufenpläne ins
Spiel gebracht haben – nämlich Nieder-
sachsen, Schleswig-Holstein und Thü-
ringen –, warnen Kanzlerin Angela Mer-
kel (CDU) und andere Mitglieder der
Bundesregierung vor schnellen Locke-
rungen. �Derzeit erarbeitet eine Arbeits-
gruppe von Bund und Ländern ein Kon-
zept, wie es weitergehen könnte nach
dem 14. Februar, wenn der aktuelle
Lockdown ausläuft. Am Mittwoch wer-
den dazu die Ministerpräsidenten und
Merkel zusammenkommen. �

Dass sich mehrere CDU-Abgeordnete
nun für einen konkreten Perspektivplan
aussprechen, dürfte mit dem Unmut
über pauschale Beschränkungen zu tun
haben, den manche Parlamentarier in
der Bevölkerung spüren. Und mit der
Sorge, dass die Disziplin bei der Einhal-
tung der Regeln nachlassen könnte. �Sei-
nen Vorschlag für einen Stufenplan be-
gründet Unionspolitiker Frei so: „Die
Bürger sollten Anreize haben, sich mög-
lichst vorsichtig zu verhalten und sich

Bevölkerungsdichte im jeweiligen Kreis
zählen. �Der Gesundheitspolitiker pocht
zugleich darauf, auch unterhalb der
50er-Inzidenz einheitliche Maßnahmen
festzulegen. „Selbst wenn die Inzidenz
nur noch bei zehn oder 20 liegt, kann
das Infektionsgeschehen sehr schnell
aus dem Ruder laufen, wie wir im
Herbst gesehen haben“, sagt Henke.
„Wir sollten auch diskutieren, welche
weiteren Maßnahmen notwendig sein
sollten, wenn regional die Infektions-
zahlen wieder steigen.“ �

Unterschiedliche Vorstellungen gibt
es auch bezüglich der Regionen, in de-
nen dann jeweils einheitliche Regeln
gelten. Wendt hält den Fokus auf die
Landkreise inzwischen für „zu kleintei-
lig“. Schließlich finde ohnehin ein Aus-
tausch statt, viele Menschen pendelten.
Dass dann im Nachbarkreis komplett
andere Beschränkungen gelten sollen
als im eigenen, wäre der Bevölkerung
wohl auch schwer vermittelbar. �Die Ein-
teilung in Zonen müsse deswegen auf
Länderebene stattfinden, sagt Wendt.
Und die Einhaltung der Maßnahmen
müsse dann auch streng kontrolliert
werden. 

Unionsideen für den Exit aus dem Lockdown
Die Bundesregierung warnt vor schnellen Corona-Lockerungen. CDU-Bundetagsabgeordnete fordern hingegen konkrete Pläne

an die geltenden Bestimmungen zu hal-
ten.“ �Im Detail unterscheiden sich die
Vorschläge erheblich. Das betrifft etwa
die Frage, an welche Faktoren die Lo-
ckerungen und auch neue Beschränkun-
gen geknüpft werden sollten. Ebenso
die Frage, ab wann welche Maßnahmen
in Betracht kommen. �Während Frei den
Inzidenzwert als entscheidendes Krite-
rium anführt, plädieren Henke und
Wendt für einen Mix aus mehreren Fak-
toren. Wendt orientiert sich an Italien,
das 21 Faktoren berücksichtigt, wenn es
eine Region in eine Stufe einteilt, da-
runter zum Beispiel die Verfügbarkeit
von Intensivbetten. „Das wird der kon-
kreten Corona-Gefährdung besser ge-
recht als unsere reine Fokussierung auf
die 50er-Inzidenz.“ �Das Robert-Koch-
Institut könne in Deutschland einen
solchen Index erarbeiten. Über die kon-
kreten Kriterien abstimmen müsse der
Bundestag. �

Henke schlägt einen „Corona-Index“
vor: Der solle sich nicht nur an der Inzi-
denz orientieren, sondern auch andere
Parameter in den Blick nehmen. Dazu
könnte etwa die Anzahl der �in Heimen
lebenden Pflegebedürftigen oder die

S treit und Hass sind täglicher Be-
standteil von Diskussionen in so-
zialen Medien. Meist spielen sich

die Auseinandersetzungen nur auf der
jeweiligen Plattform ab, die Außenwelt
bekommt wenig davon mit – doch hin
und wieder ziehen die Scharmützel grö-
ßere Kreise. So ist es im Fall des Twit-
ter-Nutzers Bengt Rüstemeier.

VON FLORIAN SÄDLER

Denn Rüstemeier, Jahrgang 1999,
sitzt im Vorstand eines Berliner Juso-
Verbandes und repräsentiert somit die
Jugendorganisation der SPD. Und er ist
insbesondere auf Twitter schon seit
Längerem bekannt für drastische Pro-
vokationen. Mit seinen jüngsten Aussa-
gen spielte er auf Erschießungen von
Wohnungsvermietern und politischen
Gegnern an sowie auf einen Spreng-
stoffanschlag auf Amazon-Boss Jeff Be-
zos. �Rüstemeier studiert seit 2017 Jura
an der Berliner Humboldt-Universität,
ist dort Mitglied im Akademischen Se-
nat sowie stellvertretender Vorsitzen-
der bei den Jusos im Berliner Bezirk
Pankow. Laut seinem Profil auf der Pan-
kower Juso-Webseite „interessieren ihn
u. a. die Themen sozialistische und fe-
ministische Theorie, Antifaschismus
und Freiheitsrechte“. Auf Twitter be-
zeichnet er sich als „Mensch und Kom-
munist“. Auf seinem Profilbild steht:
„Deutschland muss sterben“ – ein Song
der Hamburger Punkrockband Slime.

Darunter teilte Rüstemeier jüngst ein
Video, in dem Amazon-Mitarbeiter im
US-Bundesstaat Alabama die Arbeitsbe-
dingungen bei dem von Bezos geführten
Onlineversandhändler anprangern.
„Sollte Jeff Bezos eines Tages unerwar-
tet den Folgen einer Sprengstoffverlet-
zung erliegen“, schreibt Rüstemeier da-
zu, „käme ich nicht umhin, eine klamm-
heimliche Freude zu verspüren.“

In anderen Tweets hetzt er gegen
Wohnungsvermieter oder Liberale. Da-
rin verklausuliert er problematische
Wörter mit Sonderzeichen – übersetzt
lässt sich aus der Zeile „denke ein
v€rm1€7€rschw€!n persönlich zu
€rsh0073n kann hilfreich sein aber, aber
muss nicht notwendig voraussetzung
sein (sic!)“ wohl die Fantasie herausle-
sen, ein „Vermieterschwein persönlich
zu ershooten“. An anderer Stelle fragt
er: „jungl1b€ra£€ €r5h007€n wann?“ Al-
so offenbar: „Jungliberale ershooten
wann?“

Seit seinen jüngsten Twitter-Beiträ-
gen fordern andere Nutzer der Platt-
form sowie mittlerweile auch Stimmen
aus der SPD Konsequenzen für Rüste-
meier – die er offenbar zum Teil schon
selbst gezogen hat. �Die Humboldt-Uni-
versität teilt auf Anfrage mit, man kön-
ne zu potenziellen Folgen für ihren Stu-
denten noch nichts sagen. Sie verweist
auf ein Statement des Präsidiums, das
bereits 2019 nach ähnlichen Fällen he-
rausgegeben wurde. �Darin steht, man
verurteile „verbale Beleidigungen, diffa-
mierende Äußerungen und Kommenta-
re oder Tweets, die zu Gewalt aufrufen,
auf das Schärfste“. Freie Meinungsäu-
ßerung gelte nur, soweit es nicht „um
beleidigende, diffamierende, den Ande-
ren in seiner Würde verletzende Äuße-
rungen“ gehe. Diese Regeln müssten für
alle gelten, von der Professorin bis zum
Studenten.

Der SPD-Politiker Tom Schreiber,
Mitglied des Berliner Abgeordneten-
hauses, bezeichnete die Tweets als „par-
teischädigendes Verhalten“ und forder-
te „politische Konsequenzen“. �Die Ju-
so-Hochschulgruppe der Humboldt-
Universität veröffentlichte zunächst ein
Statement, in dem sie sich von Rüste-
meiers Aussagen distanzierte und ihn
namentlich nannte. Der Post wurde al-
lerdings offenbar später wieder ge-
löscht. �Die Berliner Jusos forderten
Rüstemeier gegenüber WELT auf, seine
Position im erweiterten Vorstand auf-
zugeben. „Nach allen vorliegenden In-
formationen bewertet der Juso-Landes-
vorstand die Tweets als untragbare Ent-
gleisung“, schreibt der Sprecher. „Der
Juso-Landesvorstand ist im Gespräch
mit der betreffenden Person über das
Verhalten in den sozialen Medien. Der
Landesvorstand hat die Person außer-
dem dazu aufgefordert, ihre Ämter bei
den Jusos Berlin niederzulegen.“ 

Dies tat Rüstemeier offenbar – der
Vorstand habe am Sonntagnachmittag
die Nachricht von seinem Rücktritt er-
halten. �Die Pankower Jusos, zu deren
Vorstand Rüstemeier gehört, waren
nicht zu erreichen. Auch Rüstemeier
selbst ließ eine E-Mail unbeantwortet.

„Jungliberale
ershooten
wann?“
Juso-Vorstandsmitglied aus
Berlin postet Mordfantasien
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D ie Bühne gehört jetzt Olaf
Scholz. SPD-Chefin Saskia Es-
ken überlässt sie ihm überra-

schend bereitwillig. Der Kanzlerkandi-
dat werde nun die Konzepte vorstellen,
mit denen die SPD in den Wahlkampf
gehen wolle, sagt Esken am Sonntag im
Willy-Brandt-Haus, wo der SPD-Vor-
stand zu Beginn des Wahlkampfjahres
in Klausur tagt. Er sei „der beste Mann“,
um diese Konzepte an der Spitze einer
progressiven Regierung dann auch um-
zusetzen. Seit August 2020 ist der Vize-
kanzler der Kanzlerkandidat der Partei.
Zunächst blieb es vage, mit welchen In-
halten er die Aufholjagd für die SPD ge-
winnen will. Doch nun übernimmt er
auch inhaltlich voll das Ruder. �

VON RICARDA BREYTON UND NIKOLAUS DOLL

„Schönen Dank für die Möglichkeit,
ein paar Dinge vorzustellen“, antwortet
nun Scholz auf Esken. Nur um sogleich
seinen Anspruch auf Führung darzu-
stellen. Um diese nämlich gehe es, sagt
er, als er darüber spricht, worauf es in
diesem Land eigentlich ankomme. „Es
geht darum, dass nicht allgemein ir-
gendwer irgendwas macht.“ �Es brauche
eine konzentrierte Anstrengung, bei der
das ganze Kabinett in die gleiche Rich-
tung marschiere und dafür auch das
Land mit einstimme. Und Ideen.

Es ist keine einfache Ausgangssituati-
on für die Partei. Zwar werden die Ge-
nossen nicht müde zu betonen, gut auf-
gestellt zu sein für das Wahlkampfjahr.
Ihr Kanzlerkandidat habe bereits ge-
zeigt, dass er Bundesregierung kann –
im Gegensatz zu allen anderen Bewer-
bern von Grünen und Union, die derzeit
als Kanzlerkandidaten im Gespräch
sind. Bei Umfragen zur Politikerbeliebt-
heit rangiert er regelmäßig auf den obe-
ren Plätzen. Außerdem sind die Sozial-
demokraten so früh dran wie keine an-
dere Partei: Als Einzige haben sie be-
reits einen Kanzlerkandidaten aufge-
stellt. Am Programm arbeiten sie schon
seit Monaten. Allerdings sehen die �Um-
fragen die SPD derzeit noch immer weit
hinter der Union, auch hinter den Grü-
nen. Und die Frage ist: Wie will Scholz
das drehen? �

„Respekt“, „Europa“, „Zukunft“ – das
sind die Schlagworte, mit denen er seit
Monaten sein Programm umreißt. Bis-
lang war das nicht allzu konkret. An die-
sem 7. Februar geht er nun aber erst-
mals ins Detail: 15 Minuten lang fächert
er auf, was ihm wichtig ist. Den Fokus
legt er auf die Wirtschaftspolitik – mit
vier Zukunftsmissionen, wie er es
nennt. �

Den Klimawandel könne man erstens
nur aufhalten, wenn man die wirtschaft-
liche Innovation vorantreibe, sagt

Scholz. Um den Ausbau der erneuerba-
ren Energien müsse es gehen; es brau-
che mehr Wasserstoffindustrie auch in
Deutschland. Die leidige EEG-Umlage
will er abschaffen, damit sie nicht mehr
„zur Last“ werde für Unternehmen und
Verbraucher. Auch die klimafreundliche
Mobilität müsse, zweitens, ausgebaut
werden. Es müsse doch klappen, dass
der Ausbau der Ladeinfrastruktur für E-
Autos funktioniert. �

Drittens spricht er über den Ausbau
der Digitalisierung: Jeder brauche einen
guten Internetanschluss. Gerade die
Krise habe gezeigt, dass Deutschland
hier hinterherhinke. Die Schulen seien
nicht ausreichend ausgestattet, die Ge-
sundheitsämter nicht richtig angebun-
den. �Alle sprächen davon, dass Digitali-
sierung wichtig sei. �„Es kommt darauf
an, dass es gemacht wird.“ Viertens
müsse das Gesundheitssystem weiter-
entwickelt werden, ebenso die Spitzen-
forschung im Gesundheitsbereich. Auch
mit staatlicher Hilfe. Die Entwicklung
zweier Impfstoffe in Deutschland habe
gezeigt, was Grundlagenforschung hier-
zulande kann. �Es ist eine Rede, die nie-
mand verprellen dürfte, fast könnte
man Adenauers Slogan bemühen: �„Kei-
ne Experimente.“ Zumindest keine gro-
ßen. �Auf mehr Staatsbeteiligung pocht
Scholz – und grenzt sich damit von der
Union ab. Aber nicht zu sehr. Ein Plä-

doyer für eine grundlegende Umwand-
lung der gesellschaftlichen Verhältnisse
findet sich nicht. �

Mehr Rücksicht auf soziale Belange
beim Klimaschutz fordert Scholz – und
geht damit auf Distanz zu den Grünen.
Die aber nicht zu groß ausfällt. Eine
scharfe Attacke auf den möglichen spä-
teren Koalitionspartner ist das nicht.
Das hatte zuvor Lars Klingbeil über-

nommen, was auch sein Job ist als Ge-
neralsekretär: Die Union verharre im
Status quo, habe keine Ideen mehr für
das Land, sagte Klingbeil. Die Grünen
wiederum seien eine Partei, �„die zwar
alles besser weiß“ und alles anders ma-
chen wolle. Sie sage aber nie, wie das
konkret gehen solle. Scholz selbst
streift die Konkurrenz nur am Rande.

Ebenso wie die Belange der Arbeitneh-
mer. Diese müssten stets berücksich-
tigt werden, wenn man die Innovatio-
nen vorantreibe, sagt der Kanzlerkandi-
dat. In der Rede bleibt der Aspekt aber
Beiwerk.

Von der Auftaktklausur müsse das
Signal ausgehen: „Wir sind die Partei
der gesamtwirtschaftlichen Vernunft“ –
das hatte im Vorfeld ein Mitglied des
Parteivorstands gesagt. Man sorge da-
für, dass sich das Leben für die vielen
bessert. Das Programm ist vernünftig,
staatstragend, pragmatisch, wie es die
SPD so oft ist. Aber es bedeutet auch:
keine Experimente. Es ist ein „Weiter
so“ der GroKo – nur ohne die Union.

Das mag auch daran liegen, dass
Kanzlerin Angela Merkel (CDU) in vie-
len Punkten sozialdemokratische Poli-
tik betrieben hat. Aber man fragt sich,
warum man SPD wählen soll, wenn es
darum geht, die Digitalisierung voran-
treiben oder das Gesundheitssystem zu
modernisieren. Oder Deutschland bis
spätestens 2050 zu einem klimaneutra-
len Land zu machen. Das ist schließlich
erklärtes Ziel dieser Bundesregierung,
also auch der Union. Das bedeutet
nichts anderes als die Umsetzung des-
sen, was die EU-Kommission im Rah-
men ihres „Green Deal“ ohnehin klar
vorgegeben hat. �Was das Team Scholz
jetzt zur Auftaktklausur präsentiert,

könnte von den Schlagworten her auch
von CDU/CSU und den Grünen kom-
men, vermutlich sogar von der FDP. Die
SPD wird in den kommenden Wochen
klarmachen müssen, ob und wo die Un-
terschiede in der Umsetzung dieses
Programms zur Union und den Grünen
sind. Denn ohne Alleinstellungsmerk-
mal gewinnt man keine Wahlen.

Genossen in Bund und Ländern sind
dennoch zufrieden mit dem Programm.
„Wenn wir die Ausbreitung von Corona
im Griff haben, werden uns darum küm-
mern müssen, Arbeitsplätze zu erhalten
und gegebenenfalls Unternehmen zu
unterstützen“, sagt SPD-Fraktionsvize
Dirk Wiese WELT. „Hier sind wir als
SPD gefordert – und der Staat ist es als
Ganzes. Wir stehen vor einer Investiti-
onslücke, die müssen wir auch mit staat-
licher Liquidität füllen. Nur so gelingt
ein neuer Aufschwung.“ �Der künftige
SPD-Landeschef in Nordrhein-Westfa-
len, Thomas �Kutschaty, sagt: „Olaf
Scholz wird schnell zeigen, dass er bei
der Bundestagswahl auch für Nord-
rhein-Westfalen der beste Kanzlerkan-
didat ist.“ Die Infrastruktur von morgen
brauche jetzt einen Schub. „Gerade der
Aufbau einer modernen Wasserstoffin-
dustrie, die eine CO2-neutrale Produkti-
on beim Stahl und in der Chemie ermög-
licht, bietet unserem Bundesland neue
Chancen.“ Mitarbeit: Kristian Frigelj

Keine Experimente
SPD-Kanzlerkandidat Scholz nennt seine �„Zukunftsmissionen“ für die Wirtschaftspolitik. Seine Schlagworte könnten aber auch von Union oder Grünen kommen

Die SPD ist für Olaf Scholz die Partei der
„gesamtwirtschaftlichen Vernunft“
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A nton Hofreiter, 51, verfolgt
die Entwicklung der Pande-
mie nicht nur als Politiker –
sondern auch als promo-
vierter Biologe. Welche

Schlüsse zieht er angesichts der aktuel-
len Lage?

VON CLAUS CHRISTIAN MALZAHN

WELT: Herr Hofreiter, der parlamen-
tarische Geschäftsführer der SPD-
Bundestagsfraktion, Carsten Schnei-
der, wirft Ihrer Fraktion „einen
schwarz-grünen Kuschelkurs“ vor. Er
wundere sich, dass die Grünen sich
mittlerweile mehr als „Regierungs-
sprecher der CDU“ �gerierten, als rea-
le Oppositionspolitik zu machen. Hat
Sie das getroffen? �
ANTON HOFREITER: Nein. In dieser
Krise sollten sich alle Politiker verant-
wortungsvoll verhalten. Wir haben uns
für eine mündige Oppositionsarbeit
entschieden, die sich ihres Verstandes
bedient. Wir kritisieren, wo es nötig ist,
und helfen mit, wo wir es können. Es
sind doch jetzt wirklich nicht die Zei-
ten, in denen man einfach platt drauf-
dreschen sollte. Der �SPD �rate ich, wenn
sie Kritik und Verbesserungsvorschläge
hat, diese im Kabinett einzubringen. �

Im Januar forderte die FDP eine Son-
dersitzung des Bundestages, um über
die Corona-Politik zu debattieren. Ih-
re Fraktion hat das mit dem Hinweis
abgelehnt, der Gesundheitsausschuss
tage ja. Aber diese wesentlichen Fra-
gen gehören doch ins Parlament!
Und da waren sie! Der Ausschuss ist
Teil des Parlaments. Ich finde es falsch,
dass wir Abgeordneten in der Corona-
Krise bislang kaum etwas mitentschei-
den können, es ist aber so. Während wir
die Bevölkerung aufrufen, möglichst
wenig zu reisen, sollten wir 700 Abge-
ordnete durch die Republik fahren las-
sen, ohne dass sie einen einzigen Be-
schluss fassen können? Wir fanden es
verantwortungsvoller, nur die Fachleute
aus den Ausschüssen früher zurückzu-
holen und über das, was Bund und Län-
der beschließen, dann offen zu diskutie-
ren, wenn alle wieder in Berlin sind.
Nach der Ministerpräsidentenkonfe-
renz hatten wir deshalb eine Regie-
rungserklärung verlangt. Es hat mich
wahnsinnig geärgert, dass sich die
Kanzlerin geweigert hat und stattdes-
sen nur Interviews gab. �

Die Kanzlerin hat sich in der vergan-
genen Woche mehrfach Fragen ge-
stellt, auch im Fernsehen. Haben Sie
die Auftritte überzeugt?
Nein, nicht wirklich, auch wenn ich ih-
ren grundsätzlichen Kurs für richtig
halte. Aber ich hätte mir mehr Selbst-
kritik gewünscht. Es ist doch einiges
schiefgegangen.

Was konkret?
Es war im vergangenen Sommer klar,
dass eine zweite Welle kommt, wenn
wir nicht aufpassen. Da ist zu wenig
vorbereitet worden. Schon damals hätte
man mehr Schnelltests besorgen, mehr
Luftfilter in Schulen verbauen sollen.
Auch das Personal der Gesundheitsäm-
ter hätte aufgestockt werden müssen.
Im Herbst hätte es dann frühere Be-

schränkungen gebraucht, um die Kon-
trolle über das Virus nicht zu verlieren.
Was mich wirklich umtreibt, ist, dass im
vergangenen Jahr einige strukturelle
Defizite deutlich geworden sind. Behör-
den waren nicht innovativ und flexibel
genug, Deutschland ist digital nicht gut
aufgestellt. Das müssen wir nach der
Krise dringend angehen.

Am kommenden Mittwoch tagen die
Ministerpräsidenten und die Kanzlerin
erneut. Die Stimmen, die nach dem 14.
Februar Lockerungen fordern, werden
lauter. Halten Sie das für vertretbar?
Ich kann nur davor warnen, die Fehler
von Sommer und Herbst zu wiederho-
len und sich in falscher Sicherheit zu
wiegen. Wir brauchen nachhaltige Lo-
ckerungen, keine vorschnellen. Wir
müssen erst ein klares Bild von der Ver-
breitung der mutierten Viren haben. Ich
warne deshalb davor, übereilt zu han-
deln. Sonst bekommen wir nach der
zweiten ganz schnell eine dritte Welle. �

Sie raten zur Vorsicht?
Wir sehen, wie schnell sich diese neue
Virusvariante in Großbritannien ausge-
breitet hat. Es gibt einen Hinweis da-
rauf, dass dieses Virus einen großen
evolutionären Vorteil hat. Es hat sich
sehr schnell durchgesetzt und die alte
Variante verdrängt. Das deutet darauf
hin, dass sie ansteckender ist. Aus ei-
nem Wissenschaftspapier zur Lage in
Südafrika geht hervor, dass die dortige
neue Variante auch Menschen infiziert,
die vorher an Covid-19 erkrankt waren.

Und zwar nicht in Ausnahmefällen, son-
dern in relevanter Anzahl. Angesichts
dieser Entwicklung jetzt schnell weitge-
hend zu öffnen wäre absurd. Die Zahlen
müssen kontrollierbar bleiben.

Die Diskussion über die Pandemie ist
auch in Europa jeweils aufs eigene
Land fixiert. Wir erleben aber eine
weltweite Ausbreitung. Kann man die
Pandemie weltweit überhaupt unter
Kontrolle bringen?
Das müssen wir sogar. Solche �Mutatio-
nen �können ja immer wieder entstehen,
überall. Und die finden dann auch den
Weg über den Globus, das war bei der
Spanischen Grippe vor hundert Jahren
nicht anders. Das bedeutet, dass uns
überhaupt nicht geholfen ist, uns beim
Impfen nur auf Europa zu konzentrieren. �

Sondern?
Wir müssen weltweit impfen – 7,8 Milli-
arden Menschen, so schnell es geht.
Sonst holen uns die Mutanten wieder

ein. Wir haben Millionen Erkrankte
weltweit, das bedeutet aus biologischer
Sicht: Billionen Möglichkeiten zur Mu-
tation. Bisher hatten wir Glück. Der US-
Impfstoff schützt auch vor der Variante
aus Südafrika. �Aber das kann sich alles
ändern. Es können sich auch Varianten
entwickeln, gegen die uns der bisherige
Impfstoff nicht schützt. �

Sie fordern einen weltweiten Impf-
plan?
Ja. Das wäre eine Aufgabe für die G 20.

Deutschland sollte das mit auf den Weg
bringen. Wir brauchen 6,2 Milliarden
Dosen, dann wären 80 Prozent der
Weltbevölkerung geimpft. Wir haben
vier sehr große Impfstoffhersteller
weltweit: Merck, Serum Institute of In-
dia, Sanofi und GSK. Die müssten jetzt
richtig stark in die Impfstoffproduktion
mit einbezogen werden und schnell um-
rüsten. Es sollten auch neue Anlagen fi-
nanziert werden. Eine weltweite Be-
kämpfung ist ein Gebot globaler Ge-
rechtigkeit und liegt im deutschen Inte-
resse. Sonst schwappen die Mutanten
zurück. Das würde zu einem ewigen Zir-
kel führen. Wir müssen schneller imp-
fen, als das Virus mutiert. Es macht ei-
nen Unterschied, ob die Welt bis Ende
2022 durchgeimpft ist oder, wie es jetzt
aussieht, erst 2024. Das wäre zu spät. �

US-Präsident Joe Biden hat den Ex-
port von Impfstoffvorprodukten de
facto gerade untersagt. Er lässt nur
für das eigene Land produzieren.
Ich bin froh, dass Donald Trump weg
ist, aber nur national zu agieren ist ein
schwerer Fehler. Es wäre auch aus geo-
politischen Gründen wichtig, die welt-
weite Impfstoffproduktion nicht nur
autoritären Staaten wie China und
Russland zu überlassen. Der demokrati-
sche Westen muss da mithalten.

Im Moment schaffen wir aber nicht
mal das, was wir uns im eigenen Land
vorgenommen haben. Es gibt jetzt
Hunderte von Impfstoffzentren. Aber
viel zu wenig Impfstoff. �
Wir hätten Produktionsanlagen schon
vergangenes Jahr umfassender umrüs-
ten müssen. Das geht in sechs Monaten,
manchmal schneller. Dafür hätte man
sehr viel mehr Geld auf den Tisch legen
müssen. Da wurde �am falschen Ende ge-
spart. �

Sollten die EU und die Bundesrepu-
blik sich jetzt um russischen Impf-
stoff bemühen?
Je größer das Impfstoffportfolio ist,
desto besser. Wir sollten aber beim
Prinzip bleiben: Impfstoffe bei uns
brauchen eine ordnungsgemäße Zulas-
sung für Europa. Ich will, dass sich alle
impfen lassen wollen. Dafür braucht es
größtmögliche Sicherheit. Nur die
stärkt das Vertrauen in die Impfung.

Der Lockdown hat erhebliche wirt-
schaftliche, soziale, psychische und
medizinische Konsequenzen. Die
Menschen gehen weniger zum Arzt.
Krankheiten werden verschleppt. Ver-
einsamung nimmt zu. Muss man das
nicht in eine Gesamtbewertung ein-
beziehen?
Ja, das ist richtig. Aber es ist ja in vielen
Fällen nicht der Lockdown, sondern die
Angst vor dem Virus, die die Menschen
beispielsweise nicht zum Arzt gehen
lässt. Deshalb braucht es Aufklärung:
Die Menschen müssen weiter zur Vor-
sorge gehen, was sicher möglich ist. Es
ist auch gut, dass es mehr Hilfsangebote
per Telefon gibt. �Wir dürfen nicht ver-
gessen: Wenn wir im Frühjahr in eine
dritte Welle laufen würden, hätten die
Leute noch mehr Angst und stünden
vor noch größeren Problemen. Dann kä-
me wieder ein Lockdown. Das müssen
wir unter allen Umständen vermeiden. �

Grünen-Fraktionschef Anton Hofreiter 
wehrt sich gegen den Vorwurf, dass
seine Partei den Regierungskurs unkritisch
unterstütze. Er �warnt vor schnellen Lockerungen
und fordert eine globale Impfkampagne –
auch aus �„deutschem Interesse“
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„Wir müssen
weltweit
impfen – sonst
holen uns die
Mutanten
wieder ein“
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A lain Minc, 71, ist Frank-
reichs graue Eminenz. Der
71-Jährige hat in seiner Kar-
riere nie einen exponierten
Posten eingenommen, we-

der in der Wirtschaft noch in der Poli-
tik. Aber seit Jahrzehnten berät er
Frankreichs Präsidenten und die Mana-
ger des CAC 40, dem französischen
Leitindex. 

VON MARTINA MEISTER �
AUS PARIS

Er empfängt zum Gespräch in sei-
nem großräumigen Büro auf einer der
teuersten Avenuen von Paris. An der
Wand zwei lebensgroße Fotos des iri-
schen Schriftstellers Samuel Beckett,
aufgenommen von Richard Avedon.
Minc ist Deutschlandkenner. Obwohl
seine vier Großeltern während des
Holocaust ermordet wurden, hat er
2013 mit seinem Buch „Vive l‘Allemag-
ne!“ ein Loblied auf das „demokra-
tischste und gesündeste Land Euro-
pas“ gesungen.

WELT: Monsieur Minc, Angela Merkel
wird bald die politische Bühne verlas-
sen. Wie bewerten Sie ihre Amtszeit?
ALAIN MINC: Immer, wenn es um die
Bilanz von Angela Merkel, geht, wird be-
hauptet, sie sei die große Dame des
Konsenses. Das ist sie, aber gleichzeitig
hat sie immer wieder und manchmal
wie aus Versehen einen ungeheuerli-
chen Autoritarismus an den Tag gelegt:
als sie nach Fukushima plötzlich und
brutal den Atomausstieg beschließt; als
sie die Parole Wir schaffen das ausgibt
und eine Million Migranten aufnehmen
will; als sie allein beschließt, den euro-
päischen Wiederaufbauplan zu unter-
stützen. Viele sitzen dem Irrtum auf,
dass das deutsche System wegen seines
Konsenszwanges zu politischer Macht-
losigkeit verurteilt ist. Diese drei Ent-
scheidungen, die Merkel im Alleingang
getroffen hat, zeigen, dass dies nicht
stimmt, denn sie werden Deutschland
über Jahrzehnte prägen.

Die Wahl des CDU-Vorsitzenden hat
in Frankreich kaum Beachtung gefun-
den. Warum eigentlich nicht?
Dieses Ereignis hat international insge-
samt nicht die Aufmerksamkeit bekom-
men, die es verdient hätte. Schließlich
war es doch die Wahl des wahrscheinli-
chen Nachfolgers unser aller Chefin.
Natürlich heißt das nicht, dass Armin
Laschet der neue Chef Europas sein
wird. Ich glaube, das wird Emmanuel
Macron sein, sollte er, was ich hoffe,
wiedergewählt werden.

Wieso ist Armin Laschet in Ihren Au-
gen die Idealbesetzung?
Weil er ein Rheinländer und damit we-
niger der Nachfolger von Merkel als der
von Helmut Kohl ist. Wie dieser ist er
Richtung Westen ausgerichtet. Und wir
Franzosen haben Interesse daran, dass
Deutschland nach Westen blickt. Ein
Rheinländer ist ein Vertreter des Euro-
pas der Karolinger. Insofern hat auch
Wladimir Putin uns Franzosen einen
guten Dienst erwiesen, weil er dafür ge-
sorgt hat, dass Merkel, die eine tiefere
Verbindung zum Osten hat, stärker
Richtung Rhein geblickt hat.

In Deutschland fragen sich viele, ob er
die Statur eines Kanzlers hat …
Helmut Kohl hat mir mal gesagt, sein
größter Trumpf sei gewesen, dass man
ihn maßlos unterschätzt habe. Immer,
wenn ein neuer Kanzler gewählt wird,
bestehen Zweifel. Das galt für Kohl, für
Gerhard Schröder und in noch größe-
rem Maß für Merkel.

Sie sind ein glühender Befürworter
des Wiederaufbauplans. Viele Deut-

sche ärgert es, dass sie eines Tages für
die Schulden anderen werden gerade-
stehen müssen. Vor allem der Blick
nach Italien macht sie fassungslos.
Haben Sie dafür Verständnis?
Man kann den Plan in vier Worte fassen:
Macron wollte, Merkel konnte. Sie hätte
nicht gekonnt, wenn er nicht gewollt
hätte – und umgekehrt. Es ist fatal, dass
die Regierungskrise in Italien jetzt dem
konservativsten und egoistischsten Teil
der öffentlichen Meinung in Deutsch-

land Argumente liefert. Jemand, der so
erfahren ist wie Matteo Renzi, hätte das
bedenken müssen. Den Deutschen zu
zeigen, dass Italien genau dem Abzieh-
bild ähnelt, das sie sich von den Italie-
nern machen, war gelinde gesagt unge-
schickt. Renzi spielt mit dem Feuer.
Aber es geht um das Ansehen Italiens:
Man kann nicht den Plan fordern und
ihn dann vermasseln. Das Spiel mit 200
Milliarden muss jetzt aufhören.

Versuchen Sie doch mal, den „konser-
vativen und egoistischen“ Teil der
Deutschen vom Recovery Plan zu über-
zeugen. Was sind Ihre Argumente?
Die Deutschen wollen einfach nicht be-
greifen, dass sie die größten Profiteure
des Euro sind, viel mehr als alle ande-
ren. Dank der Südländer der EU ist der
Euro unterbewertet, was der deutschen
Industrie einen sagenhaften Wettbe-
werbsvorteil gibt. Die konservativeren
Deutschen halten den Euro für eine
Last, obwohl er in Wahrheit ein un-
schätzbarer Wirtschaftsanreiz ist.
Denn die Deutsche Mark wäre heute
auf dem Niveau des Schweizer Franken,
und Mercedes könnte kein einziges Au-
to exportieren. Leider war das kein
Thema, als die Debatte um den Wieder-
aufbauplan lief. Irgendjemand müsste
das mal den Deutschen klarmachen.
Jens Weidmann wird das jedenfalls
nicht sein. Schade eigentlich, dann wä-
re Herr Weidmann endlich mal zu et-
was nutze.

Ist er in Ihren Augen kein guter Bun-
desbankpräsident?
Nein, ist er nicht. Ein miserabler Präsi-
dent ist er. Er hat sich innerhalb der Eu-
ropäischen Zentralbank (EZB) zum
Monsieur „Non“ entwickelt. Niemand
redet mehr mit ihm, weil er sowieso
Nein sagt. Weidmann ist die außeror-
dentliche Leistung gelungen, das
Schwergewicht Deutschland innerhalb
der EZB zum Verschwinden zu bringen.

Deutschland wird die Aussetzung des
Stabilitätspaktes nicht ewig mittra-
gen …
Die eigentliche Debatte, und sie ist in
meinen Augen unvermeidlich, wird um
gute und schlechte Schulden gehen. Ma-
rio Draghi hat sie bereits angeregt. Na-
türlich können wir uns nicht dauerhaft
verschulden, um die Gehälter unserer
Beamten zu zahlen. Doch angesichts
von Null- oder Negativzinsen müsste
sich jeder uneingeschränkt verschulden
dürfen, solange es die Produktivität des
eigenen Wirtschaftssystems verbessert.
Der Unterscheidung zwischen guten
und schlechten Schulden wird sich bald
durchsetzen. Die deutschen Grünen ha-
ben das verstanden. Sie sind keine Pre-
diger des Ordoliberalismus.

Frankreichs Zukunft hängt mit ande-
ren Worten auch vom deutschen Ko-
alitionspartner ab?
Solange es die Sozialdemokraten oder
die Grünen sind, mache ich mir keine
Sorgen. Ärgerlich wäre es, wenn die
CDU mit den Liberalen eine Koalition
bilden müsste, weil die FDP auf die
Rückkehr zum strengen Wirtschafts-
dogma drängen wird, was innerhalb
der EU zu harten Konfrontationen füh-
ren würde.

„Merkel hat �ungeheuerlichen
Autoritarismus an den Tag gelegt“
Für Frankreichs graue Eminenz
Alain Minc ist Angela Merkel Madame
Autoritaire. Der �Wirtschaftswissenschaftler
und Bestsellerautor geht
hart mit Deutschland ins Gericht

Anderere Perspektive: Was viele für Angela Merkels größte Errungenschaften halten, sind für Alain Minc Zeichen des Autoritarismus
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E in Impeachment ist seiner Form
nach juristisch, das heißt: Die
Anklageerhebung im Repräsen-

tantenhaus – die erste Etappe – ent-
spricht der Anhörung vor einer Grand
Jury. Diese Anhörung muss weniger
strikten Standards genügen als das ei-
gentliche Verfahren. Und es reicht, dass
eine (noch so knappe) Mehrheit am En-
de die Hand hebt. �Schließlich geht es
nur darum herauszufinden, ob die
Staatsanwaltschaft genügend Beweise
vorlegen kann, um dem Angeklagten
den Prozess zu machen. �

VON HANNES STEIN
 �AUS NEW YORK

Die zweite Etappe des Impeachments
entspricht dann exakt dem Gerichtsver-
fahren, wie man es aus amerikanischen
Filmen kennt. Die Senatoren spielen da-
bei die Rolle von Geschworenen. Der
Unterschied zu einem regulären ameri-
kanischen Prozess besteht nur darin,
dass ihr Votum nicht einstimmig ausfal-
len muss. Zwei Drittel der Stimmen ge-
nügen. Denn es geht nur um die Frage,
ob der Beschuldigte im Amt verbleiben
darf – �oder ob er jemals wieder für ein
öffentliches Amt kandidieren darf. 

Um Bestrafung geht es nicht. Donald
Trump müsste auch dann nicht ins Ge-
fängnis, wenn eine Zweidrittelmehrheit

im US-Senat zu dem Schluss käme, er
habe sich „des Verrats, hoher Verbre-
chen oder Vergehen“ schuldig gemacht.
Übrigens sind alle diese Termini – außer
dem Begriff „Verrat“, der von der ame-
rikanischen Verfassung sehr eng ausge-
legt wird – bewusst vage definiert. Ver-
fassungsrechtler streiten bis heute über
ihre Bedeutung.

Klar ist allerdings, dass die Grün-
dungsväter der amerikanischen Repu-
blik das Amtsenthebungsverfahren be-
wusst nicht in der Sphäre der Gerichte
angesiedelt haben, sondern in der der
gewählten Vertreter des amerikani-
schen Volkes. Eigentlich sollte der Vor-
sitzende des Obersten Gerichtshofs
über das Senatsverfahren präsidieren,
aber das ist eine rein zeremonielle
Funktion: Er hat dort nichts zu sagen.
Der Oberste Richter, John Roberts, ließ
bereits ausrichten, dass er als Zeremo-
nienmeister nicht zur Verfügung steht.
An seiner Stelle wird Senator Patrick
Leahy – ein Demokrat aus Vermont, der
als vorläufiger Senatspräsident fungiert
– das Verfahren leiten.

Die Zahl der Präsidenten, die mit ei-
nem Amtsenthebungsverfahren aus
dem Weißen Haus vertrieben worden
sind, beträgt weiterhin null. Der erste
Präsident, gegen den ein Impeachment
eingeleitet wurde, war Andrew Johnson
aus Tennessee (1868). Das Verfahren

scheiterte im Senat an einer fehlenden
Stimme. Der zweite Präsident war Bill
Clinton (1998). Sein Verfahren endete
mit einem deutlichen Freispruch vor
dem Senat, obwohl das Delikt – Clinton
hatte unter Eid den Kongress belogen –
zweifelsfrei bewiesen wurde. Donald
Trump ist der erste Präsident, dem es
gelungen ist, zwei Mal mit einem Amts-
enthebungsverfahren belegt zu werden.

Beim ersten Mal ging es darum, dass
er seine Position als Präsident miss-
braucht haben sollte, um eine ausländi-
sche Macht – die Ukraine – zu erpres-
sen, damit sie ihm innenpolitisch im
Wahlkampf hilft. Jenseits aller Zweifel
war klar, dass der Vorwurf stimmte. �Der
Mitschnitt seines Telefongesprächs mit
dem ukrainischen Präsidenten Zelensky
war öffentlich. Aber der Senat wurde
von den Republikanern dominiert, und
so sprach der Senat ihn frei. 

Der Vorwurf im zweiten Impeach-
ment gegen Donald Trump lautet, in ei-
nem Wort zusammengefasst: Aufruhr.
In ihrer Anklageschrift spricht die
Mehrheit der Abgeordneten des Reprä-
sentantenhauses von einem „Treue-
bruch von historischen Ausmaßen“. Un-
ter Berufung auf die Verfassung stellt
sie die rhetorische Frage: „Wenn es kein
mit Amtsenthebung zu bestrafendes
Vergehen ist, dass jemand einen aufrüh-
rerischen Mob gegen eine Kongressver-

sammlung von Repräsentantenhaus
und Senat aufhetzt, nachdem er eine
Wahl verloren hat – was dann?“

Gegen Richard Nixon wurde nie ein
Amtsenthebungsverfahren eröffnet. Es
war nicht nötig: Nachdem klar wurde,
welcher Verbrechen er sich als Präsident
schuldig gemacht hatte, brach seine Par-
tei – die republikanische – mit ihm. Es
genügte, dass zwei Senatoren und ein
Abgeordneter des Repräsentantenhau-
ses ihn im Weißen Haus besuchten (1974)
und ihm eröffneten, das Spiel sei aus
– �Nixon verkündete seinen Abschied.

Obwohl ein Amtsenthebungsverfah-
ren ein politisches, kein juristisches
Verfahren ist, lässt sich der beschuldig-
te Präsident dabei von Anwälten vertre-
ten. Sein erstes Anwaltsteam hat Do-
nald Trump bereits gefeuert. Die Strate-
gie jenes Teams hätte darin bestanden,
das Impeachment für überflüssig zu er-
klären – schließlich befände Trump sich
gar nicht mehr im Amt. Aus juristischer
Sicht ein höchst zweifelhaftes Argu-
ment. Zum einen gibt es einen Präze-
denzfall – William Belknap, der im Ka-
binett von Ulysses S. Grant als Kriegs-
minister diente, wurde wegen Bestech-
lichkeit seines Amtes enthoben, nach-
dem er (unter Tränen) schon entsagt
hatte. Zum anderen wurde das Impe-
achment gegen Trump eingeleitet, als er
noch Präsident war. 

Aber Donald Trump wollte ohnehin
keine defensive, sondern eine offensive
Strategie: Er hält nach wie vor an der
Behauptung fest, er – nicht Joe Biden –
habe 2020 die Wahl gewonnen. Donald
Trumps neues Anwaltsteam argumen-
tiert darum so: Der 45. Präsident habe,
als er den Mob aufputschte, um auf das
Kapitol zu marschieren, lediglich von
seinem Recht auf freie Meinungsäuße-
rung Gebrauch gemacht. Aber auch hier
ist Skepsis angebracht. Laut einem
Grundsatzurteil des Obersten Gerichts-
hofes („Brandenburg v. Ohio“, 1969) ist
es in den Vereinigten Staaten zwar er-
laubt, zum Sturz der Regierung aufzu-
rufen. Aber wenn auf einen Aufruf zur
Gewalt „sofortige ungesetzliche Hand-
lungen“ folgen, kann man sich nicht auf
das Recht auf freie Meinungsäußerung
berufen.

Wer wissen will, wie das Verfahren
gegen Donald Trump ausgehen wird,
muss sich lediglich vor Augen führen,
wie die Republikanische Partei mit Liz
Cheney und mit Marjorie Taylor Greene
umgeht. Liz Cheney war eine von zehn
republikanischen Kongressabgeordne-
ten, die im Repräsentantenhaus dafür
stimmten, ein Amtsenthebungsverfah-
ren gegen Trump zu eröffnen. Die Fol-
ge: Sie wurde in der Republikanischen
Partei geächtet und in ihrem Heimat-
staat Wyoming offiziell gerügt. Anders

liegt der Fall bei Marjorie Taylor
Greene. Die ist eine Kongressabgeord-
nete �aus Georgia und glaubt an die anti-
semitische QAnon-Verschwörungsreli-
gion. Es gibt ein Video von ihr, auf dem
sie dazu aufruft, Blut zu vergießen. Sie
verbreitet, dass es sich bei dem Massa-
ker vom 11. September und verschiede-
nen Schulschießereien um vorgetäusch-
te Ereignisse gehandelt habe. Mitch
McConnell, der Anführer der republika-
nischen Minderheitsfraktion im Senat,
hat sich zwar jetzt von ihr distanziert.
Aber werden �sich mehr als ein Dutzend
republikanischer Senatoren mit den An-
hängern von Marjorie Taylor Greene
anlegen? Wohl eher nicht. �

Es gäbe für sie allerdings einen Aus-
weg: Die Regeln des Impeachment besa-
gen, dass zwei Drittel der Senatoren, die
körperlich im Raume anwesend sind,
für die Amtsenthebung stimmen müs-
sen. Blieben also – zum Beispiel – 20 re-
publikanische Senatoren dem Spektakel
fern, bräuchte man nur noch die Stim-
men von 53 Senatsmitgliedern. Außer
den 50 Demokraten könnten das die
Stimmen der moderaten Republikaner
Mitt Romney, Lisa Murkowski und Su-
san Collins sein. Aber auch zu einem
solchen Manöver bräuchte es Mut. Und
diesen Mut haben die Konservativen in
den Vereinigten Staaten des Jahres 2021
bisher kaum bewiesen.

Das Urteil über Donald Trump steht so gut wie fest
Amtsenthebungsverfahren sind auch politische Verfahren. Das zu wissen reicht, um vorauszusagen, wie das zweite Impeachment gegen den Ex-Präsidenten ausgeht
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ANZEIGE

E s ist ein Experiment: Ob-
wohl die Corona-Fallzahlen
in Österreich weiterhin re-
lativ hoch sind, lockert
Wien ab diesem Montag die

Zügel: Geschäfte, Museen und Friseure
öffnen wieder, ebenso die Schulen. „In
den letzten beiden Wochen sind unsere
Ansteckungszahlen nicht mehr gesun-
ken, weil sich immer weniger Leute an
die Vorschriften halten und sich wieder
nach mehr Freiheit sehnen“, begründe-
te Österreichs Kanzler Sebastian Kurz
in der WELT AM SONNTAG. Er fügte
hinzu: „Es macht keinen Sinn, in einem
strikten Lockdown zu verharren bei
gleichzeitig sinkender Bereitschaft der
Bevölkerung, mitzumachen.“ Sollten
die Zahlen demnächst wieder ansteigen,
müsse man die Kontaktbeschränkungen
wieder hochfahren. �

VON CHRISTOPH B. SCHILTZ
AUS WIEN

Kann Österreich mit seiner Strategie
ein Vorbild für Deutschland sein? Die
Bundesregierung will am Mittwoch
über das weitere Vorgehen beraten.
Weitere Lockerungen sind bisher aber
nicht zu erwarten. Dabei warnen Psy-
chologen und Wirtschaftsforscher mitt-
lerweile immer stärker vor den Folgen
strenger Lockdown-Maßnahmen wie in
Deutschland. Epidemiologen und Im-
munologen, wie die Forscher Christian
Drosten und Melanie Brinkmann, sind
dagegen strikt gegen Lockerungen. Das
ist auch in Österreich so. Allerdings
zeigten in der Alpenrepublik andere
führende Mediziner Verständnis für
den Lockerungskurs der schwarz-grü-
nen Koalition in Wien. Wenn man der
Realität ins Auge schaue, sagte etwa Ge-
rald Gartlehner, Epidemiologe an der
Donau-Universität Krems, müsse man
festhalten, dass der Lockdown zuletzt
nicht mehr die gewünschten Effekte ge-
bracht habe. �Es wäre zu befürchten ge-
wesen, so Gartlehner, dass noch mehr
Menschen einfach nicht mehr mitge-
macht hätten. �

Der bekannte Mikrobiologe Michael
Wagner von der Universität Wien sagte
ebenfalls, dass der rein epidemiologi-

schen Sicht auch wirtschaftliche und
psychologische Argumente „und nach-
vollziehbare andere Argumente“ gegen-
überstünden. Was Wagner meinte, zei-
gen die neuen Zahlen der europäischen
Statistikbehörde Eurostat. Die Wirt-
schaft in Österreich ist im vierten Quar-
tal gegenüber dem Vorjahreszeitraum
um 7,8 Prozent eingebrochen – schlech-
ter war in der EU nur noch Spanien. Der
Grund liegt vor allem im Rückgang des
Tourismus. �

Die Corona-Fallzahlen in Österreich
sind weit entfernt von den selbst ge-
steckten Zielen der Kurz-Regierung. Die
durchschnittliche Zahl der Neuinfektio-
nen innerhalb einer Woche liegt derzeit
bei 105 pro 100.000 Einwohner – ange-
strebt war dagegen eine Inzidenz von
höchstens 50. Laut neuesten Zahlen
vom Wochenende infizierten sich in-
nerhalb von 24 Stunden 1333 Personen –
Ziel der Regierung war, den Wert auf
700 zu drücken. �

Für Kurz ist der vorübergehende
Lockerungskurs die wohl schwerste
Entscheidung seiner Amtszeit. Fast fle-
hentlich appellierte er zuletzt an die Be-
völkerung. „Bitte verstehen Sie die
Lockerungen nicht als Entwarnung!“
Österreichs Kanzler weiß, dass es Kritik
hagelt, wenn die Infektionszahlen dem-
nächst wieder deutlich steigen sollten:
„Wir sind uns vollkommen bewusst,
dass es infolge unserer Politik der vor-
sichtigen Öffnung auch wieder zu ei-
nem Anstieg der Ansteckungszahlen
kommen kann.“ Aber er weiß auch, dass
ein Regierungschef das gesamtgesell-
schaftliche Wohl im Blick haben sowie
Risiken und Chancen abwägen muss.
Insofern zeigt Kurz durchaus Mut. „Wir
nehmen hier ein Risiko“, sagte auch
Wiens Bürgermeister Michael Ludwig
(SPÖ). Es sei ein „Ritt auf der Rasier-
klinge“, betonte Hermann Schützenho-
fer (ÖVP), Landeshauptmann (Minis-
terpräsident) der Steiermark. �

Wie sehen die Lockerungsmaßnah-
men im Nachbarland nun genau aus? Al-
le Geschäfte öffnen wieder – es herrscht
aber FFP2-Maskenpflicht, und für jeden
Kunden müssen rechnerisch 20 Qua-
dratmeter Platz sein. Für kleinere Ge-
schäfte gilt die Ein-Personen-Regel.

Masseure, Friseure und Kosmetiker
dürfen wieder arbeiten – Kunden müs-
sen aber einen negativen Corona-Test,
der nicht älter sein darf als 48 Stunden,
aus einem Testzentrum, vom Arzt oder
aus einer Apotheke vorweisen. Wer in
den vergangenen sechs Monaten bereits
infiziert war, braucht keinen Test. Alle
Grundschüler werden ab Montag in vol-
ler Klassenstärke wieder in der Schule
unterrichtet, Unter- und Oberstufen-
schüler werden dagegen in zwei Grup-
pen aufgeteilt. In der Unter- und Ober-
stufe gilt Maskenpflicht, die älteren
sind verpflichtet, FFP2-Masken zu tra-
gen. In jeder Schule werden zudem
„Miniteststraßen“ eingerichtet: Die
Schüler müssen sich ein- bis zweimal
pro Woche mit „Nasenbohrer-Schnell-
tests“ unter Aufsicht von Lehrern selbst
testen. „Die Schule ist eine Herausfor-
derung“, räumte Kurz ein. Auch Mu-
seen, Zoos und Bibliotheken öffnen wie-
der. Bis zu vier Erwachsene und sechs
Kinder aus zwei Haushalten dürfen sich
künftig im privaten Wohnbereich tref-
fen, gleichzeitig werden die Strafen für
Verstöße gegen die Corona-Regeln
empfindlich erhöht und die Einreisebe-
stimmungen verschärft. �

Die Chefin der Sozialdemokraten, Pa-
mela Rendi-Wagner (SPÖ), kritisiert
den Kurs scharf: „Die Lockerungen über
die Schule hinaus sind ein großes Risi-
ko, weil die Infektionszahlen in Öster-
reich nach wie vor zu hoch sind und die
Zahl der Impfungen immer noch zu
niedrig“, sagte sie WELT. Hinzu kämen
die britischen und südafrikanischen Vi-
rusvarianten. „Das bedeutet, dass es in
wenigen Wochen dazu kommen kann,
dass die Infektionszahlen wieder stark
ansteigen, es also zu einem exponen-
tiellen starken Wachstum kommt und
ein neuerlicher Lockdown in Österreich
notwendig wäre.“ Es wäre richtig gewe-
sen, so die Chefin der größten Oppositi-
onspartei weiter, noch zwei bis drei Wo-
chen durchzuhalten, um die Infektio-
nen zu reduzieren, die Impfzahlen zu
erhöhen und um allen Österreichern
„Wohnzimmertests“ zur Verfügung zu
stellen. „Die Regierung aus ÖVP und
Grünen ist mit ihrer Entscheidung ein
großes Risiko eingegangen. Ich hoffe,

dass sie dieses Risiko kontrollieren
kann“, sagte die SPÖ-Chefin. �

Die meisten Kommentatoren in
Österreich begrüßten die kontrollierte
Öffnung. So schreibt die im Allgemei-
nen regierungskritische Zeitung „Der
Standard“ aus Wien: „Die psychische
Ermüdung in der Bevölkerung ist zu
groß, um den strengen Lockdown bei-
zubehalten – vor allem, da sich die In-
fektionszahlen stabilisiert haben. Zwar
auf einem etwas zu hohem Niveau, aber
weit entfernt von den Horrormeldun-
gen im Spätherbst.“ �

Das könnte sich aber bald ändern.
Nach Angaben von Oswald Wagner, Vi-
zerektor der Medizinischen Fakultät
der Universität Wien und Mitglied des
Covid-19-Expertenrats der Regierung,
macht die um 30 bis 70 Prozent anste-
ckendere britische Virusvariante B.1.1.7
mittlerweile allein in Wien bis zu 40
Prozent der Neuinfektionen aus. Das
macht die jetzigen Öffnungsschritte so
riskant. �

„Es ist alles eher auf Sand gebaut“,
sagt der Prognoseforscher und Physiker
Peter Klimek. Der Experte erwartet,
dass sich die britische Corona-Mutation
noch im Februar durchsetzen wird.
Wenn diese Variante eine Verdoppe-
lungszeit von nur einer Woche habe,
„dann wären wir binnen einer Woche
von einer Inzidenz von 100 auf 200 und
so weiter“. Hinzu kommt, dass sich in
Tirol, so die Innsbrucker Virologin Do-
rothee von Laer, ein „Tiroler Subtyp“
der südafrikanischen Corona-Variante
B.1.351 ausbreite. Die neue Mutante
stellt die Mediziner vor drei Herausfor-
derungen: Sie ist ansteckender, reagiert
weniger auf Impfungen, und sie kann zu
Reinfektionen führen. Bisher sind offi-
ziell 165 Fälle nachgewiesen.

Kurz ahnt, was auf Österreich zu-
kommen könnte. Die europäische Impf-
stoffbeschaffung verlaufe nur schlep-
pend, und die Corona-Mutationen brei-
teten sich aus: „Ich bin mir sicher, dass
die kommenden Monate noch extrem
heftig werden“, sagte er am Wochenen-
de. Unterdessen will die Regierung
Grenzkontrollen zu Deutschland und
weiteren Nachbarländern ab Montag
massiv verschärfen.

Kanzler Kurz
gibt müden

Bürgern nach
Obwohl die Zahl der Corona-Infektionen in

Österreich immer noch relativ hoch ist, lockert
die Regierung den Lockdown. Dahinter steht ein
bestimmtes Kalkül. Ein Vorbild für Deutschland?

Deutschland

Österreich

Italien

Österreich lockert, Deutschland bremst

Quelle: Johns Hopkins University CSSE, our world in data

Tägliche Corona-Neuinfektionen pro eine Mio. Einwohner,
rollierender 7-Tages-Schnitt
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Im Garten einer verwitterten Grün-
derzeitvilla im Süden von Beirut
sitzen die Freunde und Verwand-
ten von Lokman Slim auf roten
Plastikstühlen, rauchen Zigaretten

und trinken Kaffee aus kleinen Pappbe-
chern. Die Sonne scheint durch das Ge-
äst der Bäume und jemand hat Kisten
voller Blumen mitgebracht. Im Hinter-
grund baut ein libanesischen Fernseh-
team seine Kameras auf.

VON DANIEL BÖHM
 �AUS BEIRUT

Immer wieder kommen Besucher,
ganz in schwarz gekleidet, um zu kon-
dolieren. Ihre Gesichter sind voller
Trauer und Schock. „Der Verlust ist �un-
beschreiblich“, sagt Mustafa Yamouth,
ein alter Weggefährte, der ein Kultur-
zentrum betreibt und jahrelang mit
Slim zusammengearbeitet hat. Er
nimmt seine Maske ab und zündet sich
eine Zigarette an, die dritte innerhalb
kürzester Zeit. „Es ist ein Anschlag auf
uns alle.“

Neben ihm sitzt ein junger Mann,
schwer wie ein Preisboxer, und fängt
beinahe an zu weinen. „Lokman Slim
wollte Frieden und einen gerechteren
Nahen Osten“, sagt er. „Sie haben den
Libanon umgebracht.“

Der libanesische Verleger, Filmema-
cher und Aktivist Lokman Slim war am
vergangenen Donnerstag im Süden des
Landes brutal ermordet worden. Der
58-jährige Slim war vor allem bekannt
als harter Kritiker der mächtigen His-
bollah. Sechs Schüsse hatten seine Mör-
der auf ihn abgefeuert. Im Libanon lös-
ten sie damit eine Schockwelle aus.
Denn bisher galt der kleine Levante-
staat trotz aller Probleme als verhält-
nismäßig frei. Intellektuelle, Künstler
und Aktivisten konnten in den �vergan-
genen Jahren hier ihre Meinung sagen,
auch wenn sie unbequem war. Viele be-
kamen zwar Drohungen, doch im Ge-
gensatz zu anderen Ländern in der Re-
gion bezahlten sie für ihr Engagement
nicht mit dem Leben. �

Mit dem Tod von Lokman Slim habe
sich das nun geändert, sagt Makram Ra-
bah, ein Aktivist und Freund Slims:
„Hier ist eine rote Linie überschritten
worden. Wer sich kritisch äußert, muss
nun mit dem Schlimmsten rechnen.“
Seither herrscht in Beirut eine Mi-
schung aus Entsetzen, Angst und Ent-
schlossenheit. „Natürlich fragt man
sich wer als nächstes dran ist“, sagt Ra-
bah. „Darum ist es wichtig, dass wir uns
nicht einschüchtern lassen und weiter-
machen.“ �

Lokman Slim galt vielen hier als Aus-
nahmeerscheinung, als furchtloser
Kämpfer für einen besseren Libanon
und einen friedlichen Nahen Osten.
Seit Jahren betrieb der Sohn eines Par-
lamentsabgeordneten gemeinsam mit
seiner Partnerin, der deutschen Jour-
nalistin Monika Borgman, das Kultur-
zentrum �„Umam“ im Süden von Beirut.
Er produzierte Filme – �über Massaker
während des ersten Bürgerkriegs etwa
– und arbeitete sich an der blutigen Ge-
schichte seine Landes ab, wozu er sogar
ein ganzes Archiv aufbaute. „Lokman
hat für den Libanon gelebt, er wollte
das Land mit seiner �Vergangenheit ver-
söhnen“, sagt Borgman. Sie sitzt im Bü-
ro ihres ermordeten Partners, umgeben
von Regalen voller Bücher und starrt
zwischen ein paar Sätzen immer wieder
ins Leere: „Er war jemand, der in der
Öffentlichkeit genau so wenig ein Blatt
vor den Mund nahm, wie bei einem

Glas Whiskey unter Freunden. Er war
furchtlos.“

Slim schreckte auch vor gefährlichen
Themen nicht zurück. So begrüßte er
die arabisch-israelische Annäherung
und kritisierte vor allem immer wieder
die vom Iran unterstütze, mächtige
Schiitenmiliz Hisbollah. Deren Macht
und Einfluss im Libanon sah er als Ge-
fahr für sein Land. Zudem wollte er die
schiitische Gemeinschaft, zu der er
selbst gehörte, aus dem eisernen Griff
der Miliz lösen. Sein Kulturzentrum er-
öffnete Slim daher ausgerechnet mitten
im Schiitenviertel Dahiye im Süden von
Beirut, einer Gegend voller Märtyrerbil-
der und Hassan-Nasrallah-Poster, wo
die Hisbollah das Sagen hat. �

Abweichende Meinungen werden
dort nicht gern gesehen und können
schwerwiegende Konsequenzen haben.
Slim ließ sich davon aber nicht ein-
schüchtern. �Als er WELT vor ein paar
Monaten ein kritisches Interview zur
Rolle der Miliz im Libanon gab, antwor-
tete er auf die Frage, ob man die Äuße-
rungen denn auch alle übernehmen dür-
fe, mit den Worten: „Unbedingt! Schrei-
ben sie es genau so auf.“ �

Dieser Mut hat ihm womöglich nun
das Leben gekostet. Bereits vor seiner
Ermordung hätten sich die Drohungen
gehäuft, sagt Borgman. „Unsere Mauern
waren voll davon. 'Dein Tag wird kom-
men' und ähnliches stand da. Wir haben
über dieses Thema kaum geredet, wir
wollten nicht, dass es unser Leben be-
stimmt. Lokman war sich der Gefahr
bewusst. Trotzdem hätte ich nicht ge-
dacht, dass sie so weit gehen würden.“

Bisher hat sich niemand zu dem Mord
bekannt. �In Beirut glauben aber viele,
dass die Hisbollah zumindest davon
wusste. Denn der Wagen in dem Slims
Leiche gefunden wurde, stand in einer
Gegend, welche von der Miliz und ihren
Verbündeten kontrolliert wird. �„Jeder
der die �Hisbollah kritisiert, ist in �Ge-
fahr“, sagt �Makram �Rabah, der ebenfalls
immer �wieder Drohungen erhält. �„Die �
Hisbollah ist keine Partei, sondern ein
vom Iran kontrollierter Sicherheitsap-
parat, der auch vor politischen Morden
nicht zurückschreckt. �Man weiß nie,
wann sie zuschlägt. �Nicht nur im Liba-
non, in der ganzen Region.“

Zwar hat die Miliz die Tat offiziell
verurteilt. Doch das habe nichts zu be-

deuten. „Als 2005 der ehemalige Pre-
mierminister Rafik Hariri bei einem
Bombenanschlag starb, hat sich die His-
bollah auch distanziert“, sagt der Poli-
tologe und Hisbollah-Experte Hilal
Khashan. „Letzten Sommer wurden
dann zwei ihrer Männer für das Atten-
tat verurteilt.“ �

Trotzdem warnt Khashan – der die
Miliz ebenfalls kritisiert – davor die
Hisbollah vorschnell für den Mord ver-
antwortlich zu machen. �„Die Hisbollah
hat früher tatsächlich Kritiker und Kon-
kurrenten eliminiert. Ich sehe �aber kei-
nen Grund, warum sie ausgerechnet
jetzt jemanden wie �Lokman Slim um-
bringen sollte.“ Slim wäre trotz seiner
dezidierten Haltung nicht wichtig ge-
nug, glaubt Khashan. „Normalerweise
ist es der Hisbollah ziemlich egal, wenn
sie kritisiert wird. Gefährlich wird es
erst, wenn die Miliz sich in ihren militä-
rischen Kapazitäten bedroht fühlt.“ Als
beispielsweise Mitte �der Nullerjahre die
Waffen der �Hisbollah zur �Disposition
standen, reagierte sie umgehend und
räumte �etliche �politische �Gegner aus
dem Weg. „Slim hingegen war keine
wirkliche Gefahr“, meint �Khashan.

Demgegenüber stehen Zeitungsbe-
richte, wonach Slim angeblich Kontakt
zu einem hochrangigen �Hisbollah-Aus-
steiger gehabt habe, der den Amerika-
nern Informationen über die Finanzie-
rungsmethoden der Truppe zukommen
lassen wollte. Bestätigt ist das aller-
dings nicht. Khashan hält es für �un-
wahrscheinlich: „Man soll ja nichts aus-
schließen, aber das klingt sehr abenteu-
erlich“, sagt er. �„Die Amerikaner �wissen
welche �Geschäfte die Hisbollah be-
treibt.“ �Zudem läge so ein Mord zur
Zeit auch nicht im Interesse der Miliz:
„Die Hisbollah und ihre iranischen Ver-
bündeten �warten ab. Sie wollen sehen
wie sich die Dinge mit der neuen US-
Administration entwickeln. Der Preis
für ein Attentat wäre viel zu hoch.“

Andererseits steht die Hisbollah aber
auch unter Druck. Viele Libanesen ma-
chen sie unter anderem für die schwere
Explosion im Hafen verantwortlich, die
im letzten Sommer halb Beirut in
Schutt und Asche gelegt und fast 200
Menschen das Leben gekostet hatte.
Und mit ihrer Nibelungentreue gegen-
über dem Iran gilt die Miliz als mitver-
antwortlich für die zunehmende Isola-
tion des wirtschaftlich kaputten Liba-
non. Sogar innerhalb der schiitischen
Gemeinschaft macht sich inzwischen
Unmut breit.

Der Politaktivist Makram Rabah
glaubt deshalb, dass die Hisbollah den
Wechsel in Washington weg von Trump
hin zu einer kompromissbereiteren Ad-
ministration möglicherweise dazu nut-
zen könnte, unliebsame Kritiker aus
dem Weg zu räumen. „Die Hisbollah
steht im Dienste der iranischen Expan-
sion und wird jede Schwäche nutzen,
um ihre Macht im Libanon und in der
Region auszubauen. �Dem Westen sollte
das eine Warnung sein.“

In Beirut macht sich derweil Angst
breit. Eine schiitische Mitarbeiterin von
Lokman Slim, die anonym bleiben will,
erzählt, dass sie die Stadt sofort nach
dem Mord aus Sicherheitsgründen ver-
lassen habe. Andere Aktivisten und In-
tellektuelle betonen zwar, dass sie sich
nicht einschüchtern lassen wollen und
organisieren eine Mahnwache im Stadt-
zentrum – doch die Erinnerung an die
letzte große Anschlagswelle im Libanon
ist immer noch frisch. In den Nullerjah-
ren waren infolge �eines Machtkampfes
zwischen Hisbollah, der syrischen Re-
gierung und der prowestlichen Opposi-
tion �unzählige kritische Journalisten,
Aktivisten und Politiker bei Attentaten
und Bombenanschlägen ums Leben ge-
kommen. Jetzt, da das Land angesichts
einer Wirtschaftskrise um sein Überle-
ben kämpft und erneut tief gespalten
ist, fürchten viele, dass die bleiernen
Zeiten zurückkehren könnten. Man sei
auf dem Weg in einen dunklen Tunnel,
sagt ein ebenfalls schiitischer Aktivist
am Telefon: „Im Libanon beginnen düs-
tere Zeiten.“ �

Monika �Borgman, Slims Partnerin
will die Arbeit ihres Mannes aber unbe-
dingt weiterführen. �„Ich bleibe auf alle
Fälle hier, ich lasse mich nicht vertrei-
ben“, sagt sie. Der Geist von �Lokman
Slim werde weiterleben, nicht nur poli-
tisch. �„Er war ja auch jemand der das
Leben �geliebt hat, der gerne trank und
aß, der �offen war, die Kunst und seine
Mitmenschen liebte.“ Deshalb plant sie
nun eine Gedenkveranstaltung im
Umam-Kulturzentrum mitten im His-
bollahviertel �Dahiye – eine die Slim ge-
fallen hätte: �„Wir wollen den Mördern
zeigen: Ihr könnt Lokman umbringen.
Aber gewinnen werdet ihr nicht.“

Mitarbeiter des Libanesischen Roten Kreuzes mit dem Leichnam Lokman Slims. „Sie haben den Libanon umgebracht“, sagt ein Trauergast
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Die Angst vor der Rückkehr desHISBOLLAH-Terrors
Seit der libanesische
Aktivist Lokman Slim
im von der Hisbollah
kontrollierten Süden
des Landes tot
aufgefunden wurde,
geht in Beirut Panik um

Lokman Slim, kurz vor seinem Tod:
„Er war sich der Gefahr bewusst“
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E s war eine handfeste Überra-
schung, als die UN-Beauftrage
Stephanie Williams das Wahler-

gebnis am Freitag in Genf bekannt gab.
Mit 39 zu 34 Stimmen hatten die Teil-
nehmer des libyschen Dialogforums im
zweiten Wahlgang entschieden. Neuer
Premierminister ist der aus der Hafen-
stadt Misrata stammende wohlhabende
Geschäftsmann Abdul Hamid Dbaiba.
Der Diplomat Mohammed Minfi aus
Ostlibyen wird Vorsitzender des Präsi-
dialrats. Beide sind bisher relativ unbe-
schriebene Blätter in der Politik des
nordafrikanischen Landes. Sie haben
sich gegen schwergewichtige Gegner
durchgesetzt.

VON ALFRED HACKENSBERGER

„Man wollte neue Gesichter, und nun
hat man sie“, sagt Thomas Volk von der
Konrad-Adenauer-Stiftung (KAS) in Tu-
nis, der die Vorgänge in Libyen seit Jah-
ren akribisch beobachtet. „Viel weiß
man nicht über die beiden“, fährt Volk
fort. „Dbaiba soll der Muslimbruder-
schaft nahestehen, und Menfi war ein-

mal Botschafter in Griechenland.“ Noch
weniger ist über die beiden anderen
Mitglieder des Präsidialrats bekannt,
die am Freitag ebenfalls in Genf gewählt
wurden. Das sind Mossa al-Koni und
Abdullah Hussein al-Kafi. Die vier neu-
en politischen Vertreter sollen Libyen
stabilisieren und friedlich zu den Parla-
mentswahlen am 24. Dezember führen.

Das ist keine leichte Aufgabe. Denn
nach dem Fall des Regimes von Muam-
mar al-Gaddafi herrschte beinahe zehn
Jahre lang Bürgerkrieg im erdölreichen
Land am Mittelmeer. Es gab in Ost- und
Westlibyen zwei Regierungen, die sich
bitter bekämpften. Zuletzt hatten Ge-
neral Chalifa Haftar und seine selbst er-
klärte Libysche Nationalarmee (LNA)
im April 2019 eine Offensive auf Tripolis
gestartet, um die von den UN anerkann-
te Regierung zu stürzen. Der Plan schei-
terte durch eine Militärintervention der
Türkei, die nicht die einzige ausländi-
sche Macht ist, die in Libyen mitmischt.
General Haftar wird von Ägypten, den
Vereinigten Arabischen Emiraten
(UAE) und Russland unterstützt. �Haf-
tars Truppen lobten Dbeibah und Menfi

am Samstag als „patriotische Persön-
lichkeiten“. Ein Sprecher des Generals
gratulierte den Libyern zum Ergebnis
der Wahl. �

Seit Oktober herrscht Waffenstill-
stand, aber die verfeindeten Truppen
stehen sich an der Front in Sirte weiter
gegenüber. Die Tausenden von Söld-
nern, die auf beiden Seiten kämpften,
sind trotz getroffener Vereinbarungen
nicht abgezogen. Es besteht nach wie
vor die Gefahr, dass der Stellvertreter-
krieg in Libyen erneut eskaliert. Die
Hoffnungen liegen nun auf der neuen
politischen Führung, die drei Wochen
Zeit hat, ein Kabinett zu bilden. Die
neue Interimsregierung könnte aus der
verfahrenen Situation führen und einen
friedlichen Weg zur Demokratie bah-
nen. Das hoffen wohl die meisten Liby-
er, die schon lange genug vom Krieg-
schaos haben.

„Zuerst einmal muss jedoch die Gret-
chenfrage beantwortet werden“, glaubt
Volk, der Leiter des KAS-Büros in Tune-
sien. „Wie verhalten sich die mächtigen
Verlierer von Genf?“ Das ist zum einen
Aqila Saleh, der Sprecher des Parla-

ments aus Ostlibyen, der dort nach der
gescheiterten Offensive Haftars zur
Führungsfigur avancierte. Und dann ist
da noch Fathi Bashagha, der einflussrei-
che amtierende Innenminister aus Tri-
polis. Experten und Beobachter hatten
sie als Gewinner der Wahl in Genf pro-
gnostiziert. Werden sie das Ergebnis
anerkennen oder es bekämpfen? „Das
wird man in den nächsten Tagen und
Wochen sehen“, sagt Volk. „Es könnte
auch möglich sein, dass beide ihre
Wahlniederlage am Ende als Erfolg be-
werten.“ Denn die Mitglieder der ge-
wählten Interimsregierung dürfen dem
vereinbarten Fahrplan zufolge nicht bei
den Wahlen im Dezember teilnehmen.
„Jetzt, nachdem sie verloren haben,
können Saleh und Bashagha kandidie-
ren und sich so Hoffnungen auf das Amt
des Premierministers machen.“ War die
Wahl am Freitag nur eine Scharade, um
die mächtigen Männer später ins Amt
zu hieven, wenn es wirklich wichtig ist?

„Spekulationen“, sagt Volk. „Noch
sind viel zu viele Dinge offen, und es
gibt zu viele Ungewissheiten, um urtei-
len zu können.“ Zu den Ungereimthei-

ten zählt die neue Verfassung Libyens.
Bisher existieren zwölf Verfassungsent-
würfe, mit denen sich die Interimsre-
gierung beschäftigen muss. Soll Libyen
ein föderales System bekommen? Wie
werden die unterschiedlichen gesell-
schaftlichen Gruppen und Regionen in-
tegriert? Das neue Kabinett hat nur
zehn Monate Zeit bis zur Wahl im De-
zember, um diese Fragen zu klären. Vor-
her soll auch noch ein Referendum über
die Verfassung stattfinden. „Die Zeit ist
knapp und könnte vielleicht nicht rei-
chen“, mutmaßt Volk. „Und Kritik wird
auch noch aufkommen, ob die neue Re-
gierung wirklich legitim sei.“

Beobachter hatten schon im Vorfeld
der Wahl des libyschen Dialogforums
das Verfahren kritisiert. Die 74 Mitglie-
der des Forums seien nicht wirklich re-
präsentativ, hieß es. Einigen Bewerbern
warf man vor – etwa Angehörige von
Militär oder Justiz –, mit ihrer Kandida-
tur gegen libysche Gesetze zu versto-
ßen. Experte Mohammed al-Dschar
schrieb, bei der Wahl würden „Dinosau-
rier“ gegen „Kleptokraten“ antreten. Ei-
nige Libyer lehnten den UN-Prozess

auch komplett ab und betrachteten ihn
als von „ausländischen Mächten getra-
genes Komplott, um alte Gesichter an
der Macht zu halten“, schrieb Claudia
Gazzini von der Crisis Group.

Wer das ölreiche Land nach den Wah-
len am 24. Dezember regieren wird, ist
offen. Die neu gewählte Führung mag
heute ein Hoffnungsschimmer sein.
Aber man muss in Libyen kein Pessimist
sein, um das Aufflammen eines neuen
Machtkampfs zu befürchten. Denn seit
Jahren sind Ost- und Westlibyen ex-
trem polarisiert. Beide Teile haben
schreckliche Kriegsverbrechen began-
gen, die das Verhältnis weiter belasten.
Zudem ist noch unklar, wie die Kriegs-
parteien und ihre Unterstützer aus dem
Ausland reagieren. Die Milizen in West-
libyen sind eine korrupte Wirtschafts-
macht, die sich ihre profitablen Pfrün-
den nicht nehmen lassen wollen. Und
was General Haftar und seine LNA ma-
chen werden, ist ebenfalls noch unklar.
Sicher ist, Libyen hat in Genf erst ein-
mal eine Atempause erhalten. Ob die bis
zu den Wahlen und vielleicht sogar dar-
über hinaus andauert, wird sich zeigen.

Atempause für Libyen – aber wie lange?
Das Land bekommt eine neue Interimsregierung, wie sie kaum einer erwartet hätte. Sie soll es stabilisieren. Doch es droht bereits ein neuer Machtkampf

© WELTN24 GmbH. Alle Rechte vorbehalten - Jede Veröffentlichung und nicht-private Nutzung exclusiv über https://www.axelspringer-syndication.de/angebot/lizenzierung



DIE WELT MONTAG, 8. FEBRUAR 2021 SEITE 9

WIRTSCHAFT

B eim großen EU-Wiederauf-
baufonds für die europäi-
sche Wirtschaft in der Co-
rona-Krise ist Deutschland
Nettozahler. Dementspre-

chend beharrt die Bundesregierung seit
dem Juli-Gipfel, auf dem der 750 Milli-
arden Euro schwere Wiederaufbauplan
beschlossen wurde, darauf, dass die zu-
sätzlichen Mittel in sinnvolle Projekte
fließen sollen. Ausgerechnet Deutsch-
land ist drauf und dran, die Erwartun-
gen zu enttäuschen.

VON TOBIAS KAISER �
AUS BRÜSSEL

Es geht um viel Geld: Deutschland
kann nach Angaben der EU-Kommission
in diesem Jahr mit Zuschüssen von 15,23
Milliarden Euro rechnen, die Finanzmi-
nister Olaf Scholz (SPD) nicht zurück-
zahlen muss. In 2023 sollen nach derzei-
tigem Stand noch einmal weitere 7,5
Milliarden fließen – der genaue Betrag

wird erst 2022 bestimmt. Die Verteilung
dieser zweiten Tranche hängt davon ab,
wie sich die Konjunktur in den Mitglied-
staaten bis dahin entwickelt. �Brüssel hat
sehr genaue Vorstellungen davon, wie
das Geld ausgegeben werden soll: vor al-
lem für Klimaschutz und Digitalisie-
rung. EU-Haushaltskommissar Johan-
nes Hahn hat sich mit den nationalen
Regierungen und dem Parlament in lan-
gen Verhandlungen darauf geeinigt, wie
die Verteilung der Mittel aussieht. So
sollen mindestens 37 Prozent des Gel-
des in den Klimaschutz fließen und min-
destens 20 Prozent in die Digitalisie-
rung. Am Mittwoch wird das Europäi-
sche Parlament das Verhandlungsergeb-
nis absegnen.

Auch die deutsche Bevölkerung hat
sehr genaue Vorstellungen davon, wie
das Geld aus den europäischen Corona-
Hilfen ausgegeben werden soll. Eine eu-
ropaweite Umfrage des Meinungsfor-
schungsinstituts Kantar im Auftrag der
Vodafone-Stiftung lieferte eine Priori-

tätenliste der Wähler: Demnach sollen
die Milliarden vor allem für das Ge-
sundheitswesen, kleine Unternehmen
und digitale Bildung verwendet werden.

Investitionen in das Gesundheitswe-
sen hielten 91 Prozent der in Deutsch-
land Befragten für prioritär. Hilfen für
kleine Unternehmen sahen 84 Prozent
als wichtig an und langfristige Investi-
tionen in die digitale Bildung 82 Pro-
zent der Befragten. Genauso groß ist
der Anteil derjenigen, die wollen, dass
die Mittel des Fonds in die Sicherung
von Arbeitsplätzen fließen.

An diese Prioritäten in der Bevölke-
rung hält sich die Bundesregierung nicht
unbedingt. Am 16. Dezember legte die
Bundesregierung den deutschen Ent-
wurf des Aufbau- und Resilienzplans der
EU-Kommission �vor. �Demnach will die
Bundesregierung 42,7 Prozent der auf
Deutschland entfallenden Mittel aus
dem Wiederaufbaufonds in die Klimapo-
litik und die Energiewende stecken.
Weitere 20,3 Prozent sollen für die Digi-

talisierung der Wirtschaft und Infra-
struktur zur Verfügung stehen. Aber le-
diglich 4,9 Prozent sollen in die Digitali-
sierung der Bildung fließen.

Der FDP-Bundestagsabgeordnete Ge-
rald Ullrich kritisiert denn auch die vor-
gesehene Verteilung. „Es ist viel zu we-
nig, wenn Deutschland nur 4,9 Prozent
für die Digitalisierung der Bildung aus
den Zuschüssen des EU-Wiederaufbau-
fonds ausgeben will. Dies wird den zahl-
reichen Herausforderungen im deut-
schen Bildungssystem in Zeiten von Co-
rona nicht gerecht“, sagt der Obmann
der Partei im Europaausschuss. �Hinzu
komme, dass die Bundesregierung mit
den Mitteln für die digitale Bildung
auch bereits beschlossene Maßnahmen
finanzieren wolle. „Ein Großteil davon
soll in den Ausbau der notwendigen di-
gitalen Infrastrukturen im Rahmen der
sogenannten Bildungsoffensive fließen,
wie sie noch im Digitalpakt 2019 vorge-
sehen war“, sagt Ullrich. Dies erwecke
den Eindruck, dass die Bundesregierung

mit dem Geld aus dem EU-Wiederauf-
baufonds vor allem die Lücke im Bun-
deshaushalt in der Finanzierung der di-
gitalen Bildung zu schließen versuche.

Tatsächlich verletzt das den Geist des
Wiederaufbaufonds. Zwar dürfen Mit-
gliedstaaten das Geld für Projekte ein-
setzen, die seit Beginn des Pandemie-
ausbruchs in Europa im Februar 2020
beschlossen wurden. Die Kommission,
die den Geldtopf verwaltet und die na-
tionalen Pläne beurteilt, betont jedoch,
dass das Geld aus dem europäischen
Fonds keine laufenden Ausgaben erset-
zen solle. Stattdessen sollten neue In-
vestitionen finanziert werden, die sonst
nicht stattgefunden hätten.

Auch in Brüssel wird die rückwärtsge-
wandte Mittelverwendung kritisiert.
„Meine Kritik an den deutschen Vor-
schlägen ist, dass die Mittel nicht für zu-
sätzliche Investitionen eingesetzt wer-
den, sondern nur nationale Mittel bei
Vorhaben ersetzen“, sagt Joachim Schus-
ter (SPD), der im Wirtschaftsausschuss
des Europäischen Parlaments sitzt. �„Nur
ein Viertel der Gelder aus dem Wieder-
aufbaufonds will die Bundesregierung
für neue Zukunftsprojekte ausgeben“,
bemängelte der grüne Europaabgeordne-
te Sven Giegold bereits kurz nach Be-
kanntwerden der deutschen Pläne.

Der CSU-Abgeordnete Markus Fer-
ber ist zwar mit den Prioritäten im
deutschen Plan weitgehend einverstan-
den. Ihn stört allerdings, dass ausge-
rechnet die Bundesregierung, die ge-
genüber anderen Ländern immer wie-
der einfordert, dass die Corona-Milliar-
den nur im Gegenzug für Reformen flie-
ßen sollen, selbst vor Reformen zurück-
schrecke. �„Ein Paket, das stärker auf Re-
formen statt nur auf Investitionen
setzt, hätte sicherlich auch ein positives
Signal für andere Mitgliedstaaten ge-
setzt“, sagt Ferber. Der CSU-Politiker
ist Sprecher der konservativen EVP-
Fraktion im Wirtschafts- und Wäh-
rungsausschuss des Europaparlaments.
„Das hätte wiederum der Europäischen
Kommission gute Argumente an die
Hand gegeben, auch mehr Reformen
von anderen Mitgliedstaaten einzufor-
dern.“ Das Problem der Abgeordneten:
Die Entscheidung über die Verteilung
der Mittel aus der 672,5 Milliarden Euro
schweren Aufbau- und Resilienzfazili-
tät, dem Herzstück des Plans, läuft an
den Parlamentariern vorbei. �Die Kom-
mission kann die Verteilung der Mittel
mit Durchführungsakten festlegen, die
das Europäische Parlament nicht beein-
flussen kann. Die Abgeordneten sind
deshalb gezwungen, �öffentlichen Druck
aufzubauen, damit die Bundesregierung
ihre Pläne von sich aus umschreibt.
Auch von der Kommission kam offenbar
bereits Kritik an den Plänen.

Eine Warnung an die Bundesregie-
rung und andere europäische Haupt-
städte sandte jüngst zudem die Euro-
päische Zentralbank (EZB). Deren For-
scher hatten untersucht, welche Wir-
kung das Geld aus dem Wiederaufbau-
fonds in den europäischen Volkswirt-
schaften erzielen kann. �Das Ergebnis:
Der Corona-Plan könnte, wenn das
Geld in die richtigen Investitionen
fließt, die Wirtschaftsleistung in den
EU-Ländern um bis zu 1,5 Prozent anhe-
ben. Wenn es allerdings falsch ausgege-
ben wird, sei der Effekt praktisch null.

Schul-Lockdown: Die EU-Gelder sollten für die Digitalisierung im Bildungswesen verwendet werden, wünschen sich viele Bundesbürger
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Kritik an Plan für EU-Milliarden
Deutschland bekommt viel Geld aus dem Wiederaufbaufonds. Noch mangelt es der Regierung an
neuen Ideen, was damit geschieht – zum Verdruss von EU-Kommission und Wählern

Es gibt doch noch Hoffnung
für urbanes Leben S.12

Stadt der Zukunft

GROSSBRITANNIEN
68 Prozent wenigerExporte �in die EU
Die Exporte über britische Häfen in
die EU sind einer Umfrage zufolge
im vergangenen Januar um 68 Pro-
zent gegenüber dem Vorjahres-
zeitraum gesunken. Das geht aus
einer Befragung des Logistikver-
bands Road Haulage Association
seiner internationalen Mitgliedern
hervor, über die der „Observer“ am
Sonntag berichtete. Verbandschef
Richard Burnett hatte die britische
Regierung in einem Brief auf die
Probleme hingewiesen und beklagt,
seine Branche sei trotz zahlreicher
Warnungen über Monate hinweg
weitgehend ignoriert worden. �Ob-
wohl auch die Corona-Pandemie für
deutlich weniger Handel sorgt,
macht der Verband vor allem die
durch den Brexit entstandenen
Formalitäten und Kontrollen für
den drastischen Rückgang verant-
wortlich. Etliche Lastwagen blieben
auf der Rückfahrt auf den Kontinent
leer, da viele britische Unternehmen
ihre Ausfuhren in die EU zeitweise
oder vollständig ausgesetzt haben.
Die rund 10.000 Zollmitarbeiter, die
die neuen Formalitäten abwickeln
müssen, seien gerade einmal ein
Fünftel des Personals, das nach
Schätzung des Logistikverbands
notwendig wäre. �Die British Ports
Association bestätigte den massiven
Einbruch der Ausfuhren. 

DAIMLER-NUTZFAHRZEUGE
Betriebsratscheffür �Sperrminorität �
Der Autokonzern Daimler soll nach
dem Wunsch des Betriebsrats nach
der geplanten Abspaltung eine
Sperrminorität an seiner Nutzfahr-
zeugsparte behalten. Der Konzern
habe weiter Verantwortung für das
Lastwagen-Unternehmen, sagte
Betriebsratschef Michael Brecht der
„Frankfurter Allgemeinen Sonntags-
zeitung“ („FAS“). Daimler müsse
durch eine ausreichend große Ak-
tienbeteiligung an dem neugeschaf-
fenen Nutzfahrzeugunternehmen
„zusätzlichen Schutz garantieren“,
etwa vor einer unerwünschten
Übernahme durch Finanzinvesto-
ren. �Daimler-Chef Ola Källenius
zeigte sich dafür offen. „Falls drau-
ßen im Markt etwas passiert, was
nicht im Sinne von Daimler Trucks
wäre, dann sind wir da“, versicherte
er in dem „FAS“-Doppelinterview.
Er wollte sich aber nicht festlegen,
wie hoch die Minderheitsbeteiligung
sein wird und ob der Autobauer eine
Sperrminorität von mehr als 25
Prozent an dem neuen Daimler-
Nutzfahrzeugunternehmen halten
wird. Mit einem solchen Anteil
können Großaktionäre wichtige
Entscheidungen wie etwa Satzungs-
änderungen blockieren.

BRASILIEN
Massenentlassungenfür Ford verboten
Zwei brasilianische Arbeitsrichter
haben dem US-Autobauer Ford
Massenentlassungen bei der ge-
planten Schließung von Fabriken in
dem südamerikanischen Land ver-
boten. Die beiden Verfügungen
wurden in der Nacht von Freitag auf
Samstag erlassen, wie die Nach-
richtenagentur Agência Brasil �be-
richtete. Das Verbot gelte, solange
es nicht zu erfolgreichen Verhand-
lungen mit einer Gewerkschaft
gekommen sei. �Dem Bericht zufolge
legten die Richter in Taubaté im
Bundesstaat São Paulo und in Ca-
macari im Bundesstaat Bahia bei
Zuwiderhandlung Geldstrafen von
bis zu 100.000 Reais (circa 15.000
Euro) pro betroffenem Mitarbeiter
fest. Ford kann gegen das Verbot
Berufung einlegen. �Der zweitgrößte
US-Autobauer hatte im Februar die
historische Entscheidung angekün-
digt, nach rund 100 Jahren Präsenz
und zuletzt jahrelangen Verlusten
die Produktion in Brasilien ein-
zustellen und dort seine drei noch
verbleibenden Werke zu schließen. 

KOMPAKT

D er Handel fordert vor der Mi-
nisterpräsidentenkonferenz
mit Bundeskanzlerin Angela

Merkel (CDU) eine baldige Öffnung al-
ler Geschäfte. �„Sicheres Einkaufen geht
auch unter Pandemiebedingungen“,
sagte Stefan Genth, Hauptgeschäftsfüh-
rer des Handelsverbands HDE, gegen-
über WELT. Alle müssten lernen, mit
dem Virus zu leben.

VON KARSTEN SEIBEL

„Dazu gehören Öffnungen, schon be-
vor der Inzidenzwert von 50 erreicht
ist“, sagte Genth. �Lebensmittelhändler
und Drogerien bewiesen seit Monaten,
dass dies unter Einhaltung strikter Hy-
giene- und Abstandsregeln möglich sei.
Vier von fünf Kundenkontakten im Ein-
zelhandel finden laut HDE im Lebens-
mittel- und Drogeriehandel statt. �Kritik
äußerte Genth in dem Zusammenhang
an Bundeswirtschaftsminister Peter
Altmaier �(CDU), der in einem Interview
mit „Bild am Sonntag“ davor warnte,
sich „öffentlich mit Lockerungs-Fahr-

plänen zu überbieten“. � Altmaier stellte
zumindest der Gastronomie eine Öff-
nung erst in eineinhalb Monaten zum
Frühlingsanfang, womöglich sogar erst
Anfang April an Ostern in Aussicht.
 �„Das kann nicht der Ernst des Wirt-
schaftsministers sein, ich erwarte, dass
er sich für die Interessen der Wirtschaft
einsetzt“, sagte Genth. Es gehe um die
Existenz Tausender Unternehmen. „Ei-
nen Lockdown bis Ostern werden viele
Geschäfte nicht überleben.“ Bis dahin
würden die bislang ohnehin spärlich
fließenden staatlichen Hilfen in keinem
Fall reichen. �

Genth begrüßte Stufenpläne für eine
Öffnung, wie sie bislang von Nieder-
sachsen, Nordrhein-Westfalen und
Schleswig-Holstein vorgelegt wurden.
Die Politik müsse damit aufhören, im-
mer nur für den schlechtesten aller Fälle
zu denken. �„Wir brauchen klare Aussa-
gen, wann die Maßnahmen unter Einhal-
tung strikter Hygiene- und Abstandsre-
geln �wieder zurückgefahren werden“,
sagte Genth. Dabei müssten alle mögli-
chen Szenarien zugrunde gelegt werden,

nicht nur ein �„Worst-Case-Szenario mit
stark exponentiellem Infektionsanstieg
durch �Virusmutationen“. �

Seine Forderungen formulierte der
Handelsverband auch in einem Brief an
Bundeskanzlerin Merkel. Der Lock-
down ganzer Wirtschaftsbereiche �müs-
se �„durch ein intelligentes Konzept ziel-
genauer und regional differenzierter
Einzelmaßnahmen zur wirksamen Vi-
ruseindämmung ersetzt werden“, heißt
es in dem Brief, der WELT vorliegt. �

Auch der Deutsche Hotel- und Gast-
stättenverband (Dehoga) verlangt für
den kommenden Mittwoch dringend
eine Perspektive für seine Mitgliedsun-
ternehmen. �„Wenn die Infektionslage
es zulässt, müssen auch wir rechtzeitig
vor Ostern öffnen dürfen“, sagte
Hauptgeschäftsführerin Ingrid Hartges
gegenüber WELT. �Vor allem komme es
ihr auf bundeseinheitliche Öffnungs-
schritte an. Nur so lasse sich die Akzep-
tanz der Beschränkungen bei den Gäs-
ten und den Unternehmern erhöhen.
Zentral ist und bleibt aus Sicht des
Gastgewerbes die Einhaltung des Min-

destabstands. Darüber hinaus gehende
Kriterien wie Belegungsquoten hätten
sich als wenig praktikabel erwiesen und
brächten keine Vorteile für den Infekti-
onsschutz.

„Auch Angebote wie Buffets, Well-
ness, Pool und Sauna müssen möglich
sein, wenn Mindestabstand und Hygie-
neregeln eingehalten werden“, heißt es
dazu in den „Dehoga-Leitlinien für ei-
nen erfolgreichen Re-Start des Gastge-
werbes“. Inbegriffen seien Maßnahmen
wie das regelmäßige Stoßlüften von
Räumen und auch leistungsfähige Lüf-
tungsanlagen. �Begrenzte Öffnungszei-
ten hätten dagegen keine positive Wir-
kung auf das Infektionsgeschehen in
der Gastronomie. „Das Infektionsrisiko
ist nicht abhängig von der Tageszeit,
und längere Öffnungszeiten tragen so-
gar zu einer Entzerrung der Gästenach-
frage und damit zur Kontaktreduzie-
rung bei“, heißt es weiter. Kehrseite ei-
ner kürzeren Öffnungszeit: Wenn die
Bars und Kneipen geschlossen hätten,
verlagerten sich die Treffen in den un-
kontrollierten, privaten Bereich.

Gleiches gelte für das Verbot von Al-
kohol �in der Gastronomie. Auch dies sei
im Sinne des Infektionsschutzes kon-
traproduktiv, da in den heimischen vier
Wänden �die Einhaltung der AHA+L-Re-
geln nicht zu überprüfen sei. �Die Bran-
che verschließe sich keineswegs Maß-
nahmen, die nachweislich etwas bräch-
ten, stellte der Verband klar. Pragmati-
sche Lösungen, wie zum Beispiel Plexi-
glasscheiben als Alternative zu Min-
destabstand und Maskenpflicht, müss-
ten darüber hinaus zugelassen werden. �
Dies helfe vor allem kleinen Betrieben
mit wenig Bewirtungsfläche, mehr Gäs-
te zu bedienen und dennoch das Infekti-
onsrisiko entscheidend einzudämmen. �

Verabschieden sollten sich die Län-
der aus Dehoga-Sicht von zu kleinteili-
gen Detailregeln, etwa inwiefern Tisch-
dekoration zugelassen ist oder Zeit-
schriften in Hotelzimmern ausliegen
dürfen. �„Die Rechtsverordnungen der
Bundesländer sollten das Wesentliche
regeln, was unstrittig der Verbesserung
des Infektionsschutzes dient“, sagte
Hartges.

„Das kann nicht der Ernst des Wirtschaftsministers sein“
Der Einzelhändlerverband sieht die Branche von Peter Altmaier im Stich gelassen. Öffnungen müssten schon früher möglich sein
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D as in Europa einzigartig
staatskapitalistische
Weißrussland verfügt
über eine grandios boo-
mende und weltweit kon-

kurrenzfähige IT-Branche. Teilweise
war vom Silicon Valley Osteuropas die
Rede. �Firmen wie Google und Yandex
haben ihre Entwicklung in die Hubs na-
he der Hauptstadt Minsk verlagert, wo
mit Steuervorteilen weltweit erfolgrei-
che Computerspiele, Software und
Plattformen entstanden sind.

VON FELIX EICK

So war Weißrussland nicht weniger
als ein Tech-Paradies von Weltrang: Das
IT-Exportvolumen pro Kopf ist in Weiß-
russland doppelt so hoch wie in den
USA, fast sechsmal so hoch wie in Chi-
na. Der Sektor stand im ersten Halbjahr
2020 für acht Prozent des Brutto-
inlandsproduktes und 2019 für 35 Pro-
zent der Gesamtexporte. �Die Speerspit-
ze der weißrussischen IT-Branche, einer
der weltweit größten Hersteller von
Kundensoftware, �EPAM Systems, wur-
de 1993 in Minsk gegründet und schaffte
es 2020 auf Platz 21 der „Fortune“-100-
Liste der am schnellsten wachsenden
Unternehmen. Ausländische Technik-
konzerne schätzen das Humankapital –
niedrige Gehälter, gute naturwissen-
schaftliche Ausbildungen, viele junge
Talente, hochmoderne Standorte. �

Doch nun wird die einzige vorzeigba-
re ökonomische Erfolgsgeschichte des
Landes ausgelöscht. Denn die weißrus-
sische IT-Kommune verliert ihre Ge-
schäftsgrundlage – aus politischen
Gründen. �Es zeigt sich, wie zerbrechlich
diktatorisch gelenkter Staatskapitalis-
mus ist. Dabei muss man wissen, dass
der IT-Sektor selbst kaum gelenkt war.
Seit der erste „Hi-Tech Park“ im Jahr
2005 in der Nähe von Minsk öffnete,
hatte ein inoffizieller Vertrag bestan-
den, wonach sich die Techies nicht in
politische Belange einmischen sollten. �

Dafür erhielten sie unternehmerische
Freiheiten und eine Niedrigsteuer. Sie
lebten in einer IT-Enklave der Freiheit.
Doch damit ist seit den gefälschten Prä-
sidentschaftswahlen im vergangenen
August Schluss. Was sich danach ab-
spielte, ist ein Lehrstück über die Illu-
sion, dass eine solche Insel der freien
Marktwirtschaft in einem autoritären
Staat funktionieren kann.

Alles begann damit, dass Langzeitdik-
tator Alexander Lukaschenko �die Abma-
chung mit der IT-Branche aufkündigte.
Denn er hat sein Image des verlässli-
chen Partners ramponiert: Im August
2020, als die Proteste gegen die Wahl-
fälschung begannen, schaltete er tage-
lang das Internet ab. Noch im Dezem-
ber schloss Lukaschenko, der inzwi-
schen mehr als 30.000 Landsleute ver-
haften ließ, das Netz jeden Sonntag, um
Kommunikation und Organisation der
Protestierenden zu erschweren. �

Diese staatliche Internetblockade
hatte für die weißrussischen IT-Firmen
enorme Auswirkungen: Sie kostete den
Sektor unmittelbar Einnahmen. Nach
Berechnungen der örtlichen NGO Net-
Blocks kostet jeder Tag ohne Internet
gute 56 Millionen Dollar. Noch eine Wo-
che nach Abschaltung habe er, statt zu
arbeiten, „den Kunden endlos den Plan
zur Kompensation der verlorenen Pro-
duktion in Weißrussland erklärt“,
schrieb Waleryi �Zepkala, Mitbegründer
des Hi-Tech Parks in Minsk und nicht
zugelassener Präsidentschaftskandidat,
auf Facebook. �

Noch schwerer wiegt das Klima der
Angst: Der Gewaltapparat hat vielfach
Büros durchsuchen und Mitarbeiter in-
und ausländischer Tech-Betriebe ver-
haften lassen. Dabei sei es zu ernsthaf-
ten Verletzungen, vereinzelt auch zu
Folter und Verfolgung von Familienan-
gehörigen gekommen, wie Betroffene
berichteten. Unter besonders Mutigen
im Sektor regte sich offener Widerstand
gegen das System: Mehrere Protestbrie-
fe gegen staatliche Gewalt kursierten.
Das mit 225 IT-Profis in Weißrussland
tätige US-Start-up Pandadoc bot Mitar-
beitern, die beim Innenministerium
kündigten, sogar Zahlungen an. Das
wurde 600 mal genutzt, bevor die Be-
hörden einschritten. �

„Wenn der jetzige Zustand anhält,
wird es kein Vertrauen seitens der Kun-
den und Investoren geben“, war sich
Zepkala schon im September sicher. Das
würde bedeuten, dass ausländische Auf-
traggeber und Investoren Verträge mit
weißrussischen Firmen kündigen. Doch
vor allem hat bereits ein wahrer Exodus
von IT-Firmen und -Beschäftigten ein-
gesetzt: Einige Tausend talentierte und
kaufkräftige Programmierer hat das
Land bereits eingebüßt – bei gerade ein-
mal 9,4 Millionen Einwohnern. Viele
der insgesamt 100.000 ITler, die in rund
1700 Unternehmen arbeiten, zieht es in
die drei baltischen Staaten, in die Ukrai-
ne und nach Polen. Mitte Dezember be-

richtete die ukrainische „Kiew �Post“,
dass bereits 2000 Freelancer in die
Ukraine übergesiedelt seien – in gerade
einmal vier Monaten. Allerdings lockt
der Nachbar auch mit geringem Büro-
kratieaufwand, einer Fünf-Prozent-Ein-
kommensteuer, Visafreiheit und der
gleichen Sprachfamilie. �

Auch Litauen buhlt offensiv um die
Techies. Die dem litauischen Wirt-
schaftsministerium unterstellte Behör-
de Invest Lithuania hat einen Online-
Guide für weißrussische IT-Firmen ge-
baut. Vom Erstkontakt über Visa bis zur
Ansiedlung werden in sieben Schritten
alle Fragen beantwortet. �

Die Investitions- und Entwicklungs-
agentur von Lettland (LIAA) hat bereits
im Herbst mit IT-Unternehmen aus
dem Nachbarland verhandelt: Wie das
Online-Medium „Baltic News Network“
berichtete, entschieden sich 17 Firmen
umzuziehen. Das schaffe rund 1000
neue Jobs in Lettland. Der lettische
Wirtschaftsminister Jā�nis Vitenbergs
gab bekannt, dass weitere 50 Unterneh-
men über eine Auswanderung in den
baltischen Staat nachdenken.

Auch der Nachbar im Westen, Polen,
wirbt um die Unternehmen und ihre
Mitarbeiter. Schon im September rief
die Entwicklungsministerin Jadwiga
Emilewicz mit „Poland. Business Har-
bour“ ein Programm ins Leben, „das
sich an Unternehmen, Start-ups und
Freiberufler richtet, die die politische
Unsicherheit in Weißrussland spüren
und einen sicheren Hafen suchen“.
Ähnlich wie Litauen baute die polnische
Regierung eine Website, die IT-Spezia-
listen und -Unternehmen ins Land lot-
sen soll. Seit dem 1. Dezember werden
zudem spezielle Visa für das Programm
ausgegeben, ohne dass eine weitere Ar-
beitserlaubnis nötig wäre. �

Die Visagebühren sind bis Ende 2022
ausgesetzt. Rund 2200 Anträge gingen
in den ersten drei Monaten ein, gab die
Polnische Agentur für Investitionen
und Handel bekannt. Über ein Interesse
weißrussischer Firmen, nach Russland

zu gehen, etwa ins vermeintliche Inno-
vationszentrum Skolkowo, ist indes
nichts bekannt. �Während sich die Anrai-
ner also um die „Aitischniki“ – wie man
gemeinhin die IT-Fachkräfte in Weiß-
russland bezeichnet – reißen und sich
solidarisch erklären, hält sich Deutsch-
land bedeckt. Dabei stellt der Brain
Drain auch für den hiesigen Arbeits-
markt eine Chance dar. Laut einer �Aus-
wertung des Jobportals Stepstone, das
wie WELT zu Axel Springer gehört, liegt
das monatliche Durchschnittsgehalt für
IT-Fachkräfte brutto bei 5150 Euro.
Dem IT-Portal „dev.by“ zufolge ver-
diente ein IT-Facharbeiter in Weißruss-
land im Januar 2021 etwa ein Drittel da-
von. �

Und doch setzt Deutschland offenbar
kein Programm auf, um repressierten
Weißrussen zu helfen und die eigene
Wirtschaft zu stärken. Wie für alle an-
deren qualifizierten Zuwanderungskan-
didaten aus Ländern, die nicht der EU
angehören, gibt es den Weg über die
Blue Card. Auf Anfrage heißt es aus dem
Auswärtigen Amt: Die Erteilung von
Visa orientiere sich an den geltenden
Einreisebeschränkungen. „Diese sehen
Einreisemöglichkeiten für Fachkräfte
unter bestimmten Voraussetzungen
vor.“ Was das für Voraussetzungen sind,
konkretisiert das Bundesinnenministe-
rium auf Anfrage. �Laut Fachkräfteein-
wanderungsgesetz erhalten IT-Kräfte

aus Drittstaaten einen Aufenthaltstitel,
wenn sie einen in Deutschland aner-
kannten Berufsabschluss oder eine ver-
gleichbare Qualifikation vorweisen und
über ein konkretes Arbeitsplatzangebot
verfügen. �

Sprachkenntnisse sind nicht ver-
pflichtend, aber von Vorteil. Die größte
Hürde ist für die unterdrückten Fach-
kräfte also, einen Arbeitgeber zu finden.
Da sind die Ukraine, die baltischen
Staaten und Polen schlicht schneller. Es
bräuchte schon die Initiative von deut-
schen Unternehmen, entsprechende
Programme aufzusetzen. Lukaschenko
und seinem Apparat dürfte indes noch
Hoffnung geben, dass vorerst insbeson-
dere kleinere Tech-Start-ups das Land
verlassen. Die großen bleiben zunächst
und warten auf Signale der Mitarbeiter,
die noch wegen familiärer Bindungen
zögern. Beim jetzigen Regime dürfte es
aber nur eine Frage der Zeit sein. �

Die schon heute über 450.000 ITler
verfügende Ukraine etwa gibt sich
selbstbewusst: „Wenn sich die politi-
sche Krise in Weißrussland verstetigt,
dürften wir sehen, wie große Unterneh-
men zu uns kommen“, sagte Alexander
Bornyakow, stellvertretender Minister
für digitale Transformation und IT. Und
wenn erst EPAM und Co. Weißrussland
den Rücken kehren, findet das Silicon
Valley Osteuropas vielleicht eine neue
Heimat.

Erfolgsgeschichte, ausgelöscht
Talente, niedrige
Löhne und günstige
Steuern machten
Weißrussland zum
Tech-Paradies von
Weltrang. Doch nun
zeigt sich, dass freie
Marktwirtschaft im
Autoritarismus nicht
funktioniert �

Eingangsbereich der Firma
EPAM Systems in Minsk,

dem erfolgreichsten IT-
Unternehmen des Landes
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zug von Spezialschiffen einer Schweizer
Firma geführt hatten.

Bundeswirtschaftsminister Peter Alt-
maier sprach sich trotz der aktuell be-
lasteten Beziehungen zu Russland für
den Weiterbau der Ostsee-Gasleitung
aus. Auch Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel (CDU) hatte zuletzt betont, dass sie
Nord Stream 2 und den Fall des Kreml-
kritikers Alexey Nawalny nicht mitei-
nander verknüpfen wolle. Wegen der
Inhaftierung Nawalnys werden in der
EU bereits seit dem vergangenen Monat
neue EU-Sanktionen gegen Russland
diskutiert. Österreichs Bundeskanzler
Sebastian Kurz begrüßte das Festhalten
der Bundesregierung an Nord Stream 2.
Es handele sich um ein „europäisches
Projekt“, das im Interesse vieler EU-
Länder sei, sagte Kurz „Welt am Sonn-
tag“. „Ich halte nichts davon, die not-
wendige Reaktion auf das Vorgehen ge-
gen den Oppositionellen Nawalny mit
dem Bau von Nord Stream 2 zu ver-
knüpfen. Wer glaubt, dass die neue
Pipeline nur im Interesse Russlands wä-
re, der irrt“, so Österreichs Kanzler wei-
ter. Von dem Projekt profitierten viel-

N ach einem Baustopp setzt die
Nord Stream 2 AG ungeachtet
von US-Sanktionen ihre Verle-

gearbeiten an der umstrittenen
deutsch-russischen Ostsee-Gasleitung
fort. „Das Pipeline-Verlegeschiff „For-
tuna“, das am 24. Januar die Arbeiten im
Verlegekorridor in der dänischen Aus-
schließlichen Wirtschaftszone (AWZ)
aufgenommen hatte, hat nach erfolgrei-
chen Verlegetests heute mit der Weiter-
verlegung begonnen“, teilte die Projekt-
gesellschaft am Sonnabend mit. Die
USA und mehrere EU-Staaten sind ge-
gen das fast fertige Milliardenprojekt,
weil sie eine zu hohe Abhängigkeit von
russischem Gas befürchten.

Alle Arbeiten erfolgten in Überein-
stimmung mit den vorliegenden Geneh-
migungen, so das Unternehmen. „Zum
Bauablauf und den weiteren Planungen
werden wir entsprechend informieren“,
hieß es. Zuletzt war Ende des vergange-
nen Jahres ein 2,6 Kilometer langer Ab-
schnitt in deutschen Gewässern fertig-
gestellt worden. Der Bau hatte zuvor
ein Jahr geruht, nachdem Sanktionsdro-
hungen aus den USA Ende 2019 zum Ab-

mehr auch Deutschland, Österreich und
einige andere europäische Länder.

Nach Angaben von Nord Stream 2
sind 94 Prozent des rund 1230 Kilome-
ter langen Doppelstrangs bereits fertig-
gestellt. Er soll einmal 55 Milliarden Ku-
bikmeter Erdgas von Russland nach
Deutschland befördern. Den Angaben
zufolge fehlen noch etwa 120 Kilometer
in dänischen und 30 Kilometer in deut-
schen Gewässern. Das Bundesamt für
Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH)
hatte Mitte Januar den sofortigen Wei-
terbau in deutschen Gewässern erlaubt,
nachdem die Genehmigung Ende ver-
gangenen Jahres ausgelaufen war. Der-
zeit ist die Genehmigung allerdings au-
ßer Kraft, weil Umweltverbände Wider-
spruch eingelegt haben.

Das fast vollendete Projekt steht zu-
nehmend unter Druck. Nachdem schon
Sanktionsdrohungen aus den USA zum
Ausstieg von Firmen geführt hatten,
hatte sogar der russische Gasmonopo-
list Gazprom in einem Investorenpapier
zuletzt nicht ausgeschlossen, dass das
Projekt wegen politischer Spannungen
noch platzen könnte. Die US-Regierung

hatte kurz vor dem Ende der Amtszeit
von Präsident Donald Trump konkrete
Strafmaßnahmen gegen das russische
Unternehmen KVT-RUS verhängt und
erklärte dessen Verlegeschiff „Fortuna“
zu „blockiertem Eigentum“.

Es blieb aber unklar, welche Auswir-
kungen das auf das Schiff außerhalb von
US-Hoheitsgewässern hat. Russland,
das etwa auch über das Verlegeschiff
„Akademik Tscherski“ verfügt, kritisiert
die US-Strafmaßnahmen als Verstoß ge-
gen internationales Recht. �Das US-Au-
ßenministerium hatte die Sanktionen
damit begründet, dass die Fertigstel-
lung von Nord Stream 2 Russland die
Möglichkeit eröffnen würde, „natürli-
che Ressourcen als Mittel für politi-
schen Druck und bösartigen Einfluss
gegen Westeuropa zu nutzen“. Auch der
neue US-Präsident Joe Biden ist gegen
Nord Stream 2. Die USA wollen etwa
verhindern, dass die Ukraine als wich-
tigstes Transitland für russische Gaslie-
ferungen in die EU ausgeschaltet wird.
Das chronisch klamme Land ist drin-
gend auf die Milliardengebühren für die
Durchleitung des Energieträgers ange-

wiesen. Auch in Europa nimmt die Kri-
tik an Nord Stream 2 wegen der politi-
schen Spannungen zu. Nach der Inhaf-
tierung des Kremlgegners Alexej Nawal-
ny, Moskaus Ausweisung von drei Di-
plomaten aus Deutschland, Polen und
Schweden und der Unterdrückung An-
dersdenkender in Russland brauche es
entschlossene Schritte von Bedeutung.
Das sagte der CDU-Politiker und Euro-
paabgeordnete Michael Gahler am
Samstagabend in einer Videokonferenz.
„Die große Mehrheit des Europäischen
Parlaments ist dafür, Nord Stream 2 zu
stoppen – das Symbol für den Versuch,
die Ukraine zu schwächen und russi-
sche Oligarchen reicher zu machen und
die Unterdrückung der Menschen in
Russland, in Belarus und in den okku-
pierten Gebiete der Ukraine zu finan-
zieren“, sagte das Mitglied der EVP-
Fraktion.

Befürworter der Pipeline wiederum
werfen den USA vor, sie wollten nur das
eigene und teurere Flüssiggas in Europa
verkaufen. Russland hatte immer wie-
der damit geworben, dass sein Gas um-
weltfreundlicher gewonnen werde und

deutlich billiger sei. Mecklenburg-Vor-
pommern hat eine landeseigene Stif-
tung gegründet, die gegebenenfalls auch
gewerblich aktiv werden kann und so
das Projekt etwa durch Ankäufe von
Maschinen und Material vor Sanktio-
nen schützen könnte.

Die Grünen im Bundestag hingegen
halten die Leitung für nicht notwendig.
Das Gas kommt auch ohne Nord Stream
2 über die Ukraine nach Deutschland.
Weil die Leitung nicht wie geplant vor
einem Jahr in Betrieb ging, musste
Russland inmitten schwerer politischer
Spannungen im Ukraine-Konflikt einen
neuen Transitvertrag mit dem Nach-
barn aushandeln. Die Ukraine sieht in
Nord Stream 2 den Versuch Russlands,
das Land weiter zu schwächen, damit es
auseinanderfällt.

Umweltschützer bestreiten generell
den Bedarf an Erdgas und kritisieren
Nord Stream 2 als Fehlinvestition in ei-
nen fossilen Energieträger. Sie betonen
die klimaschädliche Wirkung von Erd-
gas, etwa durch entweichendes Methan
bei der Förderung und beim Transport
durch die Pipelines. dpa

Nord Stream 2 baut Gasleitung trotz US-Sanktionen weiter �
Weder US-Präsidenten noch Proteste von Umweltschützern haben die umstrittene Pipeline stoppen können. Jetzt werden wieder Rohre verlegt
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Beliebter Antrieb: Tankvorrichtung eines Wasserstofffahrzeugs der Polizei
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D er Weg zum Elektroauto
ist für den klassischen
Autofahrer noch weit.
Nur gut ein Drittel der
Befragten hat laut einer

Umfrage „schon einmal darüber nach-
gedacht“, auf ein Elektrofahrzeug um-
zusteigen. Als Gründe dafür nennen die
Teilnehmer in der Rangfolge Umwelt-
aspekte, Förderung bei der Anschaffung
durch den Staat sowie geringere laufen-
de Kosten. �

VON BIRGER NICOLAI

Die anderen zwei Drittel der Umfra-
geteilnehmer, die derzeit nicht zum Au-
to mit Elektroantrieb tendieren, führen
dafür diese Gründe an: geringe Reich-
weite, fehlende Ladeinfrastruktur sowie
hohe Leasing- oder Anschaffungskos-
ten. Den Elektromotor allgemein als zu-
künftige Motorentechnik kann sich nur
jeder achte Befragte vorstellen, ein
Fahrzeug mit Wasserstoffantrieb dage-
gen jeder fünfte.

Das sind Ergebnisse einer Umfrage
unter 4659 Menschen ab 18 Jahre und
mindestens einem Auto im Haushalt im
Auftrag der Billigtankstellenkette HEM,
die WELT vorliegt. �Anhand der Aussa-
gen ließen sich zutreffende Rückschlüs-
se auf eine Grundgesamtheit ziehen
und repräsentativ darstellen, teilte das
Unternehmen mit. HEM gehört zu
Tamoil mit Sitz in Hamburg, der Mut-
terkonzern ist die niederländische Oil-
invest-Gruppe. �

Interessant sind die Vorlieben der
Autofahrer jenseits des Automobils: Be-
fragt nach der besten Alternative nen-
nen 21 Prozent der Teilnehmer ein Elek-
trofahrrad und sieben Prozent einen
Elektroroller. Beim Öffentlichen Nah-
verkehr sind dies noch 42 Prozent. Auch
beim Carsharing gibt es einen auffallen-
den Trend: Sobald es ein Angebot für
das Teil-Auto in der eigenen Stadt gibt,
nutzen es 92 Prozent der Befragten
mindestens einmal im Monat.

Trotz Lockdown und Homeoffice
fahren die meisten Deutschen noch ge-
nauso häufig mit ihrem Auto wie zuvor.
Nur rund ein Viertel der Pkw-Fahrer
nutzt das Auto in der Corona-Pandemie

nicht mehr oft, 70 Prozent stellen kei-
nen Unterschied fest. �Fast die Hälfte
der Befragten fährt weiterhin jeden Tag
mit dem Auto. �Ein Viertel von ihnen ist
auch in der Corona-Zeit mehr als 300
Kilometer in der Woche unterwegs. �Je-
der siebte Umfrageteilnehmer tankt
nach wie vor mehrmals in der Woche,
jeder dritte alle zwei Wochen.

Wenig verwunderlich sind die Aussa-
gen der Autofahrer zum Ärgerthema
Benzinpreise. �Mit 55 Prozent sagt gut
die Hälfte der Teilnehmer, dass sie von

den steigenden Preisen an den Tank-
stellen „definitiv beunruhigt“ sind. Je-
der fünfte Befragte hält die Kraftstoff-
preise aktuell für zu hoch, jeder achte
wünscht sich mehr Transparenz.

Und doch wissen viele Autofahrer
mit der Preislage an den Benzinstatio-
nen umzugehen. Denn bereits die Hälf-
te der Umfrageteilnehmer sucht sich
die Station nach den Kriterien einer
Smartphone-App aus und vergleicht zu-
vor die Benzinpreise. Ein Drittel der Be-
fragten fährt jedoch nach wie vor zu der

Tankstelle, die gerade auf dem Weg
liegt. Doch es gibt auch andere Ent-
scheidungshilfen: Jeder siebte Befragte
wählt sie danach aus, wo das
freundlichste Personal arbeitet. 

Branchenexperten beobachten den
Benzinmarkt und die dortigen Preise
derzeit nicht besonders kritisch. So spie-
gelt der Benzinmarkt aktuell nach Aussa-
ge des Energie Informationsdienstes
(EID) die Rahmenbedingungen des Öl-
marktes und der Beschaffungskosten wi-
der. � Anfang des Jahres 2021 hätten die
Tankstellenketten die Kosten durch die
Kohlendioxid-Abgabe sowie die verän-
derte Mehrwertsteuer direkt an die Au-
tofahren weitergegeben. Hinzu kam eine
leichte Verteuerung von Rohöl der Sorte
Brent im Januar gegenüber Dezember.
„Zusätzliche Preiserhöhungen lassen
sich von den Tankstellenketten derzeit
kaum umsetzen, dafür ist der Wettbe-
werb in den Großstädten zu stark“, sagt
Kai �Eckert, Chefredakteur des EID. �

Der Rückgang des Benzinverkaufs ist
laut dem EID im vergangenen Jahr ge-
ringer ausgefallen, als es zunächst we-
gen der Corona-Pandemie erwartet
wurde. „Der Kraftstoffabsatz an den
Tankstellen ist nach unseren Berech-
nungen um zehn Prozent unter dem
Vorjahr geblieben“, �sagt Eckert. �

Auch seit Jahresanfang 2021 werde
weniger gefahren, allerdings gebe es da-
zu noch keine Daten des EID. „Wir rech-
nen jedoch damit, dass der Absatzrück-
gang weniger stark ausfallen wird als in
den Wochen des Lockdowns vom ver-
gangenen Frühjahr“, sagt Eckert.

Der kräftige Preisanstieg zum Jahres-
anfang durch die Einführung einer Koh-
lendioxid-Abgabe hat laut dem Automo-
bilklub ADAC Benzin um etwa sieben
und Diesel um acht Cent je Liter verteu-
ert. Durch den nun wieder gültigen
Mehrwertsteuersatz von 19 Prozent
stieg der Preis für beide Kraftstoffsor-
ten zusätzlich um jeweils rund drei
Cent je Liter. � Der teuerster Tag zum
Auftanken war laut ADAC im vergange-
nen Monat für die Fahrer von Benzinern
der 31. Januar mit 1,37 Euro für einen Li-
ter Superbenzin E10, für die Nutzer von
Diesel-Pkw war es der 17. Januar mit 1,24
Euro je Liter.

Lieber
Wasserstoff 
als � Elektro
Umfrage: Trotz steigender Verkaufszahlen von
E-Fahrzeugen ist die Skepsis weiterhin groß
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Führende Sanierungsexperten ha-
ben davor gewarnt, dass sich Un-
ternehmer in der aktuellen Coro-

na-Krise trotz Ausnahmen bei der In-
solvenzantragspflicht unwissentlich
strafbar machen. Bei vielen Unterneh-
men sei noch nicht angekommen, dass
sie Gefahr laufen, in die Haftung zu rut-
schen, wenn die staatlichen Hilfen nicht
ausreichen oder sie nicht unter die Aus-
nahmeregelung fallen, sagte der Chef
des Verbands der Insolvenzverwalter
Deutschlands, Christoph Niering, der
Deutschen Presse-Agentur. Es sei eine
wichtige Aufgabe für Steuer- und
Rechtsberater, die Unternehmer darü-
ber aufzuklären.

Auch der Jurist Lucas Flöther weist
auf dieses Risiko hin. Es bestehe die Ge-
fahr, dass viele Verantwortliche immer
noch davon ausgingen, dass die An-
tragspflichten bei Insolvenz generell
ausgesetzt seien, sagte der Sprecher der
im Gravenbrucher Kreis zusammenge-
schlossenen führenden Insolvenzver-
walter. Sollten die betreffenden Unter-
nehmen später noch Insolvenz anmel-
den müssen, werde rückwirkend ein
verspäteter Antrag und der Verdacht
auf Insolvenzverschleppung geprüft.
Das könne die Unternehmer teuer zu
stehen kommen.

Zu Beginn der Corona-Pandemie hat-
te die Bundesregierung wegen der nicht
absehbaren negativen Folgen die
Pflicht, Insolvenz anzumelden, für alle
ausgesetzt. Wer zahlungsunfähig ist,
muss seit Oktober wieder den Gang
zum Gericht antreten. Für überschulde-
te Firmen gilt das seit Jahresanfang.
Ausnahmen gibt es nur für jene, die bis-
her vergeblich auf Corona-Hilfen war-
ten. Auch weitere Hilfsmaßnahmen wie
Kurzarbeitergeld, Darlehen und finan-
zielle Hilfen für auf staatliche Verord-
nung geschlossene Betriebe sollen eine
Pleitewelle verhindern. Bisherigen Er-

hebungen zufolge ging der Plan auf. So
schätzte die Wirtschaftsauskunftei Cre-
ditreform Anfang Dezember, dass 2020
rund 16.300 Betriebe pleite gehen. Das
wären 13,4 Prozent weniger als 2019.

In der Vergangenheit sei oft nicht ge-
nau genug erklärt worden, für wen die
gelockerten Meldepflichten noch gel-
ten, kritisierten beide Branchenvertre-
ter. „Bisher war die Kommunikation
schlecht“, sagte Niering. „Der Bundes-
tag und auch das Justizministerium ha-
ben zunächst nicht klar gemacht, dass
es sich um Ausnahmen für einen be-
grenzten Kreis von Betroffenen han-
delt, das hat sich jetzt geändert.“ Ein
Mittelständler schaue nicht auf das In-
solvenzrecht, sondern die staatlichen
Hilfen und werde eine Insolvenz immer
hinauszögern.

Die Ausnahme von der strengen An-
tragspflicht gelte von Februar bis Ende
April nur noch für die wenigsten Betrie-
be, betonte Sanierungsexperte Flöther,
„nämlich nur für solche Unternehmen,
die allein deshalb insolvent sind, weil
sie die beantragten November- oder De-
zemberhilfen noch nicht erhalten ha-
ben, und die durch die Hilfen wahr-
scheinlich überlebensfähig sind“.

Der Staat sollte mehr einen Fokus da-
rauf legen, was Unternehmen jetzt helfe
sich neu aufzustellen, forderten die bei-
den Verbandsvertreter. „Wer schläft,
verändert sich nicht“, sagte Niering.
„Eigentlich müsste man Unternehmen
dabei helfen, sich zu verändern.“ 

Flöther machte einen Vorschlag für
konkrete Entlastung: „Was den Corona-
geschädigten Unternehmen wirklich
helfen würde, wäre eine Lösung, bei der
bestehende Verbindlichkeiten, wie etwa
Mietschulden, eingefroren und abge-
schnitten werden können“, sagte er. Die
betroffenen Betriebe würden dann le-
diglich noch laufende Forderungen zah-
len müssen. dpa

Sanierer warnen vor
Insolvenzverschleppung 
Antrag ist trotz Corona-Krise Pflicht, sagen Experten
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E s ist ein Wolkenkratzer, der
wie aus der Zukunft wirkt:
gläsern, spiralförmig, mit
einer Baumallee, die sich
mehrmals um die Fassade

windet. Einige Amerikaner erinnert die
Konstruktion an einen DNA-Strang. �An-
dere halten sie für ein Abbild unserer
Galaxie. Wieder andere sehen die Spitze
eines Korkenziehers, der sich von unten
durch die Erdkruste bohrt – �oder bloß
ein gigantisches Softeis. �Der US-Kon-
zern Amazon veröffentlichte vor weni-
gen Tagen eine Zeichnung des Turms.
Er soll das Herzstück eines zweiten
Hauptquartiers werden, des sogenann-
ten HQ2 in Virginia.

VON STEFAN BEUTELSBACHER
AUS NEW YORK

Amazon taufte den Bau „Helix“. In
seiner Nachbarschaft sind drei weitere
Gebäude geplant, ein jedes 22 Stockwer-
ke hoch. 25.000 Menschen sollen eines
Tages auf dem Campus arbeiten. �Home-
office �als Dauerzustand? Nicht bei Ama-
zon. „Wir glauben“, teilte das Unter-
nehmen mit, „dass die meisten Aufga-
ben bald wieder in Büros erledigt wer-
den.“ �Die 105 Meter hohe „Helix“ könn-
te man daher auch noch als etwas ande-
res bezeichnen: als einen Mittelfinger
an die Pandemie.

Oft hört man die These vom Tod der
Städte. Corona, heißt es, setze dem Le-
ben und Arbeiten auf engem Raum ein
Ende. Nicht nur vorübergehend, son-
dern dauerhaft. �Wolkenkratzer, U-Bah-
nen und volle Bars gelten in einer Welt,
die mit immer neuen Erregern rechnen
muss, als Hochrisikogebiete. Die golde-
ne Zeit von Downtown, glauben viele,
sei Vergangenheit.

Tatsächlich wollen mehrere Firmen
ihre Angestellten auch nach der Pande-
mie im Homeoffice lassen. Twitter und-
 �Pinterest �zum Beispiel trennten sich
kürzlich von Zehntausenden Quadrat-
metern Bürofläche in Kalifornien. �Aber
Amazons „Helix“ zeigt, dass es auch den
entgegengesetzten Trend gibt. Jeff Be-
zos, noch CEO, bald Chef des Verwal-
tungsrats, investiert 2,5 Milliarden Dol-
lar in den Turm, der in vier Jahren bezo-
gen werden soll – �ein stärkeres Be-
kenntnis zum Büro kann ein Unterneh-
mer kaum abgeben.

Und Amazon ist nicht allein. Auch
Facebook, Google, Apple und Microsoft
kaufen immer neuen Gewerberaum. Im
vergangenen Jahr, also mitten in der
Pandemie, vergrößerten die fünf Unter-
nehmen ihren Immobilienbestand um
25 Prozent – die höchste Rate seit
2010. �Zusammen belegen sie 55 Millio-
nen Quadratmeter, wie Daten der Ana-
lysefirma CoStar zeigen. Das ist mehr
als die gesamte Bürofläche New Yorks.
Oder so viel wie 220 Empire State Buil-
dings zu bieten hätten.

Für Viertel wie Manhattan, die schon
totgesagt wurden, liegt darin eine große
Hoffnung. Wo sich Firmen ansiedeln,
folgen Cafés, Geschäfte, Kinos, Zuliefe-
rer – und Steuereinnahmen. �Zudem gel-
ten Amerikas Tech-Giganten weltweit
als unternehmerische Vorbilder. Es ist
gut möglich, dass andere Manager ih-
rem Beispiel folgen. Wurde das Ende
des urbanen Lebens also zu früh ausge-
rufen?

„Unsere Metropolen werden ein
Comeback erleben“, sagt Scott Gallo-

way, einer der bekanntesten amerikani-
schen Ökonomen, zu WELT. Er glaubt
nicht, dass Corona, wie viele andere Ex-
perten behaupten, Geisterstädte hinter-
lassen wird. �„Alle jungen, gebildeten
Menschen auf der Welt haben eines ge-
meinsam“, meint Galloway: „Sie wollen
in Ballungszentren arbeiten.“ Es gebe
kaum eine 25 Jahre alte Uni-Absolven-
tin, die ein Job-Angebot in New York ab-
lehne, so Galloway, um auf dem Land in
Iowa zu bleiben.

Ökonomen betrachten Dichte, wie sie
in Städten herrscht, als zentral für un-
ternehmerischen Erfolg – trotz aller Di-
gitalisierung, trotz Zoom, Slack und
Skype. Wo Menschen nah zusammenar-
beiten, ist mehr Inspiration. �„Ideen“,
sagt Galloway, „müssen Sex miteinan-
der haben.“ Umgebungen, in denen ver-

schiedene Lebensläufe, Kulturen und
Weltanschauungen aufeinanderprallen,
sind der Nährboden für Erfindungen.
Galloway ist sich daher sicher, dass Me-
tropolen nach der Pandemie wieder Fir-
men und Talente anziehen werden. �

Studien zeigen, dass Patente beson-
ders oft dort angemeldet werden, wo es
schon viele Patente gibt. Erfinder lo-
cken Erfinder an. �Dieses Phänomen
machte Pittsburgh zur Stahlhochburg.
Detroit wurde so zur Autostadt. Das �Si-
licon Valley �zum Tech-Hub. Hollywood
zum Zentrum der Filmproduktion.
Nashville zum Paradies für Countrymu-
sik. Und New York zum Herzen der Fi-
nanzwelt. �

New York gilt als Inbegriff der Dich-
te. Der Reichtum der Stadt, sagen Öko-
nomen, sei auch eine Folge des Lebens

und Arbeitens in Wolkenkratzern, in de-
nen sich vor der Pandemie Tag für Tag
Tausende Menschen begegneten und
austauschten. �Dieses Konzept liegt den
Handelssälen auf der Wall Street zu-
grunde, die keine Trennwände und kei-
ne Türen haben, damit Ideen frei zirku-
lieren können. Wer mit Tradern spricht,
hört immer wieder, dass das Home-
office den „Floor“ nicht ersetzen kann.

New York ist aber auch die US-Stadt,
in der Covid-19 die meisten Leben ge-
fordert hat. Im Frühling 2020 mussten
die Toten hier �in Zelten gestapelt wer-
den, weil in den Leichenhallen kein
Platz mehr war. Manhattan, das globale
Symbol der Urbanität, wirkte verwaist.
Viele Einwohner ergriffen die Flucht.
Wer konnte, setzte sich nach Connecti-
cut, New Jersey oder Long Island ab.

Corona stellte das Leben in den Wol-
kenkratzern infrage, die plötzlich wie
Petrischalen erschienen, in denen sich
Erreger ungehindert ausbreiten konn-
ten.

Metropolen überall auf der Welt er-
ging es ähnlich. Viele erlebten einen
Exodus. Aber die „Helix“ von Jeff Bezos
und die Immobilienkäufe der anderen
Tech-Manager könnten darauf hindeu-
ten, dass es sich um ein vorübergehen-
des Phänomen handelt: Die Dichte, so
scheint es, wird ihren Reiz zurückge-
winnen.

Google und Amazon sind die größten
Immobilienmogule unter den Tech-Fir-
men. Sie besitzen jeweils Büros, Labors,
Rechenzentren und Lagerhäuser für
fast 40 Milliarden Dollar. �Damit über-
treffen sie mehrere bedeutende ameri-
kanische Immobilienfonds. �Und sogar

Simon Property, den
größten Betreiber von
Einkaufzentren in den
USA. Apple kommt auf
einen Besitz von rund 18
Milliarden Dollar, bei
Facebook sind es zwölf
Milliarden Dollar.

Die Macht von Big
Tech im Internet, so scheint es, hat eine
Entsprechung in der dinglichen Welt
gefunden. Die großen Konzerne domi-
nieren mittlerweile nicht nur das Ge-
schäft mit Daten, Suchanfragen und so-
zialen Netzwerken – sondern auch, wie
man in Amerika sagt, das Geschäft mit
Ziegeln und Mörtel. Und Corona kann
sie nicht stoppen. Im März des vergan-
genen Jahres, als das Virus nach New
York kam, kaufte Amazon für 1,15 Milli-
arden Dollar das historische Lord &
Taylor-Building auf der Fifth Avenue. Es
ist eine Ironie: In dem Gebäude befand
sich früher eines der ältesten Kauf-
häuser Amerikas. Aber die Pandemie,
die dem Online-Handel und damit Ama-
zon einen Boom bescherte, trieb Lord &
Taylor in die Pleite.

Auch Facebook expandiert in New
York. Das Unternehmen mietete im Au-
gust 68.000 Quadratmeter in einem der
berühmtesten Gebäude der Stadt, dem
mehr als 100 Jahre alten ehemaligen
Postamt neben dem Bahnhof Penn Sta-
tion. Dort und in drei Hochhäusern am
Hudson River sollen bald 8500 Ange-
stellte arbeiten. �Die Büros sind Teil des
neuen Campus, den Facebook, behei-
matet in Kalifornien, gerade an der
amerikanischen Ostküste errichtet,
trotz Corona. Auch Mark Zuckerberg,
so scheint es, glaubt an das Überleben
der Urbanität.

Amerikas Innenstädte, zeigt eine Un-
tersuchung der Washingtoner Denkfa-
brik Brookings, die WELT vorliegt,
wuchsen zuletzt rasant. Die Bevölke-
rung in Downtown Miami zum Beispiel
vergrößerte sich in den vergangenen 20
Jahren um mehr als 200 Prozent. Chica-
go und Denver kommen auf 150 Pro-
zent, Seattle und Dallas auf 70 Prozent.
Und die Autoren der Studie gehen nicht
davon aus, dass die Pandemie diese Ent-
wicklung umkehrt. „Innenstädte bieten
Zugang zu Jobs, Einkaufsmöglichkeiten,
Restaurants, Behörden und Unterhal-
tung“, schreiben die Brookings-For-
scher Adie Tomer und Lara Fishbane.
„Die Kräfte, die zu Agglomeration füh-
ren“, meinen sie, �„sind unaufhaltsam.“
Ihr Fazit: Krankheiten kommen und ge-
hen – die Städte bleiben.

Das Ende der
Urbanität wurde
womöglich zu früh
ausgerufen. Mit
Projekten wie
dem �„Helix“-Turm
geben Amazon und
andere Konzerne ein
klares Bekenntnis
zum Büro – und der
Stadt eine Chance

Reiz der Dichte:
So stellt sich
Amazon sein
künftiges zwei-
tes Haupt-
quartier in
Arlington vor
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E s passiert millionenfach:
Die einen sperren sich aus
der eigenen Wohnung aus.
Bei anderen ist plötzlich die
Toilette verstopft, schießt

Wasser aus kaputten Leitungen, bevöl-
kern Schädlinge die Küche, Wespen den
Rollladenkasten. Und wer in der Aufre-
gung den erstbesten Notdienst anruft,
kriegt gleich den nächsten Schock. �

VON BERRIT GRÄBER

Für die Soforthilfe bitten schwarze
Schafe der Branche gern frech mit 500,
700 Euro und mehr zur Kasse. Sonn-
und feiertags oder nachts sind über
1000 Euro keine Seltenheit. „Diese
dreiste Geschäftemacherei ist ein Rie-
senproblem“, berichtet Annalena Marx,
Juristin bei der Verbraucherzentrale
Brandenburg. �Neue Gerichtsentschei-
dungen haben das Abkassieren in Notla-
gen etwa durch einen Schlüsseldienst
jetzt endlich als Wucher eingestuft. Ver-
braucher sind jetzt nicht mehr völlig
machtlos. 

Das alles geht jetzt im Kampf gegen
freche Abzocke. �Wer sich in seiner Not
auf absurd hohe Preise für den Schlüs-
sel- oder Rohrdienst einließ und zahlte,
hatte bisher Pech. Die Gauner zur Re-
chenschaft zu ziehen war meist ein aus-
sichtsloses Unterfangen, wie Tatjana
Halm, Juristin bei der Verbraucherzen-
trale Bayern, berichtet. Jetzt hat sich
das Blatt gewendet. �Neue Entscheidun-
gen des Landgerichts Kleve und des

Bundesgerichtshofs (BGH) machen
klar: Schlüsselnotdienste, die die
Zwangslage von Verbrauchern mit völ-
lig überzogenen Rechnungsbeträgen
ausnutzen, betreiben Wucher. „Das
dürfte Signalwirkung haben, hat es doch
zum ersten Mal gezeigt, dass Abzocke
nicht mehr toleriert wird“, betont Ver-
braucherschützerin Marx. �

Ihr Tipp: Strafanzeige stellen. Betrof-
fene hätten nun deutlich bessere Chan-
cen auf strafrechtliche Ermittlungen –
zumindest dann, wenn die Gauner vom
Notdienst auszumachen sind. �Die neue
Rechtslage geht auf einen Rechtsstreit
in Kleve zurück (Az. 118 KLs 1/20, Urteil
vom 14.01.2021), bei dem Betreiber eines
Schlüsselnotdienst-Netzwerks wegen
gewerbsmäßigen Bandenbetrugs, Steu-
erhinterziehung und Wuchers verur-
teilt wurden. Marx geht davon aus, dass
Verbraucher jetzt auch zivilrechtlich
bessere Karten hätten, zu viel Gezahltes
zurückzufordern.

Man sollte gewappnet sein: �Am bes-
ten ist es in Notsituationen, es gar nicht
erst mit Gaunern zu tun zu haben. Wer �
sich ausgesperrt hat, dringend einen
Kammerjäger oder Rohrreinigungs-
dienst braucht, sollte niemals den bil-
ligsten Nothelfer wählen, wie Juristin
Halm rät. �Am besten ist, ortsbekannte
Firmen anzurufen. Sie sind um ihren
guten Ruf bedacht. �Beim Googeln aber
nicht von Ortsvorwahlen blenden las-
sen. Dahinter steckt häufig nur ein Call-
center. Der Nothelfer kommt trotzdem
von weit her. Betroffene sollten immer

fragen, welche Anfahrtskosten anfallen
und wann der Monteur da sein kann. So
vermeiden sie, dass sie den Auftrag an
Serviceleute vergeben, die womöglich
100 Kilometer Anfahrt in Rechnung
stellen. �Notdienste müssen am Telefon
Auskunft darüber geben. Außerdem
wichtig: Beim Telefonat genau schil-
dern, was passiert ist und was gemacht
werden soll. Ist etwa die Tür zugefallen,
braucht der Servicemann sie nur zu öff-
nen und nicht gleich das Schloss auszu-
wechseln. Klemmt ein Sicherheits-
schloss oder ist die Tür abgeschlossen,
muss auch das klar gesagt werden. 
Über Geld reden: �Nicht über die Kos-
ten zu sprechen endet in der Regel mit
bösen Überraschungen. Ratsam ist,
nach einem verbindlichen Komplett-
preis für die Hilfe in der Not zu fragen,
rät Marx. Der Festpreis sollte schon die
Anfahrtskosten enthalten. �Spricht bei-
spielsweise der Mann vom Schlüssel-
dienst von pauschal neun Euro, bezieht
sich das auf eine Viertelstunde. Dauert
die Türöffnung aber länger, wird es
deutlich teurer. �

Legt sich der Notdienst auf eine Sum-
me fest, kann der Monteur später nicht
plötzlich mehr fordern. Der Kunde darf
auf dem Festpreis beharren. �Die Öff-
nung einer lediglich zugefallenen Tür
tagsüber kostet bei seriösen Firmen cir-
ca 90 Euro, heißt es bei den Verbrau-
cherzentralen. Für einen Akut-Einsatz
in der Nacht, an Sonn- oder Feiertagen
werden im Schnitt 140 Euro berechnet.
Neuerdings helfen die Gelben Engel

vom ADAC zum Festpreis ab 99 Euro.
Der Autoclub hat einen eigenen Schlüs-
seldienst gegründet als seriöse Alterna-
tive am Markt. Fürs Umsiedeln oder Tö-
ten von Wespen beispielsweise sind – je
nach Region und Aufwand – Preise bis
150 Euro üblich – und nicht etwa 800
Euro, die eine Frau in Thüringen fürs
Entfernen eines Nestes zahlen sollte.
Verweigern Sie Wucherpreise: �Sind in
der Region beispielsweise 120 Euro für
eine Türöffnung am Abend üblich, kann
der Dienst durchaus 160 Euro als Preis
vereinbaren. „Firmen sind relativ frei in
der Preisgestaltung“, sagt Halm. Ver-
langt der Notdienst aber 250 Euro und
noch mehr, handelt es sich bereits um
Wucher – und die Kostenvereinbarung
ist rechtlich unwirksam. �Als Wucher
gilt ein Preis dann, wenn das Doppelte
oder Vielfache des normalen Preises
verlangt und die Zwangslage ausgenutzt
wird. Präsentieren Gaunerfirmen über-
höhte Rechnungen von vielen Hundert
Euro und mehr, muss der Kunde das
nicht zahlen, ganz egal, ob es um die
versperrte Tür oder Ameisen in der Kü-
che geht.
Tatbestand der Nötigung erfüllt: �Nie-
mand muss sofort an Ort und Stelle in
bar zahlen oder über ein mobiles EC-
Lesegerät. „Bloß nicht unter Druck set-
zen lassen“, rät Michael Hummel, Jurist
der Verbraucherzentrale Sachsen. Vor-
sicht: Manche Gauner halten den Dau-
men auf das Display des Kartenlesers
und erschleichen sich diese betrügeri-
sche Weise überhöhte Beträge. �Außer-

dem gilt: Wer nicht genug Geld daheim
hat, sollte sich auf keinen Fall zwingen
lassen, zum Geldautomaten zu gehen.
Grundsätzlich gilt: Jeder Kunde hat das
Recht, vom Monteur eine detaillierte
Rechnung zu verlangen. Droht der
Mann vom Schlüsseldienst, die Tür wie-
der zu verschließen, sollte der Kunde
die Polizei unter Notruf 110 rufen. Denn
das Verhalten erfüllt den Tatbestand
der Nötigung – und das ist strafbar. Es
ist außerdem in Ordnung, jemanden aus
der Wohnung oder vom eigenen Grund-
stück zu verweisen. Kommt der Not-
dienstmitarbeiter der Aufforderung
nicht nach, drohen ihm ebenfalls straf-
rechtliche Konsequenzen.
Zahlen Sie auf keinen Fall überhöhte
Preise: �Eine neue Masche ist, Verbrau-
chern in �Notlagen �Rechnungen zu prä-
sentieren, auf deren Rückseite fragwür-
dige Allgemeine Geschäftsbedingungen
(AGB) gedruckt sind. Wer unter-
schreibt, attestiert laut AGB, dass es
sich bei der Türöffnung rechtlich gese-
hen nicht um eine Notlage nach Para-
graf 291 Strafgesetzbuch (StGB) gehan-
delt hat. „Offensichtlich möchte man
sich hier einen Freifahrtschein für Wu-
cherrechnungen dokumentieren las-
sen“, warnen die Verbraucherschützer.
Mit einer regulären Handwerkerrech-
nung habe das nichts zu tun. „Solche
Klauseln halten wir für unwirksam und
rechtswidrig“, betont Hummel. �Wer un-
ter Druck unterschreibe, verschlechtere
seine Rechtsposition nicht. Hauptsache,
er zahle nicht die überhöhten Preise.
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HILFE gegen
Notdienst-Abzocker
Ausgesperrt, Abfluss verstopft, Küche unter Wasser: Eilig gerufene
Soforthelfer fordern gern bis zu 1000 Euro. Nun endlich haben
Gerichte neue Chancen im Kampf gegen dreiste Betrüger �eröffnet
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Gehorcht ein frei laufender Hund
nicht und bringt er jemanden zu Fall,
kann sich der Hundehalter dadurch
strafbar machen. Es kann dann eine
fahrlässige Körperverletzung vorlie-
gen, für die er eine Geldstrafe zahlen
muss. �Das hat das Landgericht Osna-
brück entschieden (Az.: 5 Ns 112/20),
so das Rechtsportal des Deutschen
Anwaltvereins. �In dem Fall hatte der
Angeklagte mit seinen beiden nicht
angeleinten Schäferhunden das Haus
verlassen. Unvermittelt stürzten die
Hunde auf eine Frau zu, die mit ihren
Einkäufen vorbeilief. Der Angeklagte
rief die Hunde umgehend zurück,
doch es gehorchte nur einer. �Der an-
dere Hund sprang in Richtung der
Frau, die ihn mithilfe ihrer Einkaufs-
tasche abwehren wollte. Dabei stürz-
te sie und erlitt unter anderem eine
Halswirbelverletzung sowie eine
Kopfprellung. 

Die verletzte Frau stellte Strafan-
trag gegen den Hundehalter. Die
Staatsanwaltschaft erhob daraufhin
Anklage wegen fahrlässiger Körper-
verletzung, und das Amtsgericht ver-
urteilte den Hundehalter zu einer
Geldstrafe wegen fahrlässiger Kör-
perverletzung. �Dagegen legte der
Mann Berufung ein und bestritt da-
bei, dass die Hunde überhaupt auf
die Straße gelaufen seien. Sie hätten
stattdessen nur in seinem Wohnzim-
mer gebellt. Dabei müsse sich wohl
die verletzte Frau erschrocken haben
und gestürzt sein. �

Das Landgericht glaubte der Schil-
derung der Frau, wonach die Hunde
auf sie zugelaufen waren und der ei-
ne Hund in ihre Richtung gesprun-
gen war. Aus Sicht des Landgerichts
hatte der Hundehalter in der Situati-
on seine Sorgfaltspflichten verletzt.
Mit einem größeren Hund dürfe man
in einem Wohngebiet ohne Leine
nicht spazieren gehen, wenn dieser
nicht aufs Wort hört. � dpa

RECHTSRAT

Hundehalter
haften

Ihr Geld

Tagesgeld ab 1 Euro

Festgeld 12 Monate (10 000 Euro)

Sparbrief 2 Jahre (10 000 Euro)

Billiges Baugeld (350 000 Euro)

Günstigste Ratenkredite (10 000 Euro)
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Anbieter Kontakt  Zinssatz
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1)Effektivzins bei 3,5 % Tilgung, 80% Beleihung

1) Online-Kondition,
2) Einlagensicherung: 100 000 Euro/ Person.

1) Online-Kondition,
2) Einlagensicherung: 100 000 Euro/ Person.

1) Online-Kondition,
2) Einlagensicherung: 100 000 Euro/ Person,
3) für Neukunden.
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Renault Bank direkt1,2,3 02131/40 10 40 0,50

Oyak Anker Bank1 069/29 92 29 76 15 0,15

Volkswagen Bank1 0531/2 12 85 95 03 0,05

Garanti Bank International1,2 0800/1 44 55 55 0,01

FCA Bank S.p.A.1,2 06721/9 10 11 31 1,00

DenizBank1,2 0800/4 88 66 00 0,25

Garanti Bank International1,2 0800/1 44 55 55 0,20

Crédit Agricole1,2 06721/9 10 18 36 0,11

FCA Bank S.p.A.1,2 06721/9 10 11 31 1,05

Klarna Bank AB1,2 06721/9 10 18 37 0,92

Crédit Agricole1,2 06721/9 10 18 36 0,31

Oyak Anker Bank1 069/29 92 29 76 15 0,25

Degussa Bank 069/36 00 38 80 0,45 0,50

Santander 02161/9 06 05 99 0,83 0,74

ING 069/50 50 01 09 0,83 0,76

Allianz reg. Agenturen 0,97 0,83

Comdirect 04106/7 08 25 25 0,45 0,48

Consorsbank 0911/3 69 46 46 0,45 0,48

DTW-Immobilienfin. 0621/86 75 00 0,55 0,49

Dr. Klein 0800/8 83 38 80 0,58 0,59

BBBank 0721/14 10 1,992 1,992

Deutsche Skatbank 03447/5 15 57 55 2,432 2,432

Hypovereinsbank 089/5 58 77 35 35 2,892 2,892

DKB Deutsche Kreditbank 030/12 03 00 00 3,19 3,19

Qualitätstest für Druckereien

Kunden zahlen Milliarden für
überflüssigen Austausch Seite 14

Wasserzähler

Wird mehr abgeschnitten, sind die Soh-
len zerstört.

Vor der ersten Nutzung müssen sie
aufgeladen werden. Das geschieht über
den Micro-USB-Anschluss an der In-
nenseite der Sohle. Ein Kabel mit zwei
Micro-USB-Steckern wird mitgeliefert.
Während die Sohlen laden, leuchtet ei-
ne kleine LED rot, sind sie voll, leuchtet
sie grün. �Dann werden die Sohlen, 
deren vorderer Teil sehr flexibel ist, in
die Schuhe �gelegt. Nachdem die Smart-
phone-App WarmSeries, die es für
iPhones und Android-Geräte gibt, in-
stalliert ist, muss sich der Nutzer an-
melden. Die Verbindung zu den Sohlen
wird über Bluetooth aufgebaut.

Anschließend lässt sich auf dem
Smartphone die Temperatur einstellen,
und zwar zwischen 20 und 45 Grad. Die
Sohlen passen sich automatisch der
Umgebungstemperatur an und regulie-
ren die Heizungsstärke dann entspre-
chend. �Bei einer Einstellung über 40
Grad gibt die App eine Warnung aus,
dass es möglicherweise sehr warm wer-
den könnte. Im Test haben wir 35 Grad
gewählt. Der Akku war nach knapp vier
Stunden erschöpft. �Je höher die Sohlen-
temperatur, desto früher schalten sich
die Sohlen ab. Bei 40 Grad kann auch

nach zwei Stunden Schluss sein, heißt
es beim Hersteller. Bei 30 Grad liegt die
offizielle Angabe bei vier bis acht Stun-
den. In der App kann außerdem ein
Timer gestellt werden.

Im Test bei einer �Außentemperatur
 �von knapp null Grad blieben die Füße
angenehm warm. Vor Überhitzung
muss man sich nicht wirklich fürchten.
Der Hersteller hat hier keine Lithium-
Ionen-Akkus verwendet, die bei Beschä-
digung auch schon mal brennen kön-
nen. �Vielmehr soll der verbaute Fest-
stoff-Akku „absolut unempfindlich ge-
gen Beschädigungen“ sein – und damit
nicht nur sicherer, sondern auch haltba-
rer. �Da der Akku unter der Ferse unter-
gebracht ist, sollten die Schuhe nicht zu
eng geschnitten sein. Denn dort hat die
Sohle eine kleine Erhöhung, der Fuß ist
also hinten höher. Im Test haben wir
uns schnell daran gewöhnt.

In den Sohlen stecken außerdem Be-
wegungssensoren, sodass man in der
App die Zahl der zurückgelegten Schrit-
te ablesen kann. Diese Funktion ist al-
lerdings äußerst unzuverlässig. In unse-
rem Fall wurden 200 Schritte auf einer
Distanz von knapp neun Kilometern ge-
zählt. Das würde 45 Meter pro Schritt
entsprechen.

Ganz zuverlässig dagegen zeigt die
App nach der Aufzeichnung, die manu-
ell gestartet werden muss, die absolvier-
te Strecke auf einer Karte an. Dafür
nutzt sie aber auch die GPS-Satelliten-
ortung des Smartphones. Außerdem
werden die verbrauchten Kalorien ange-
geben. Insgesamt dürfte ein Fitness-
tracker oder eine Smartwatch hier aller-
dings genauere Ergebnisse liefern.

Fazit: Die Heizung in den „WarmSe-
ries“-Sohlen funktioniert hervorragend.
Allerdings sollten gute Schuhe diese
Leistung – zumindest bei einem Spa-
ziergang über null Grad – auch er-
bringen können. �Damit wird schnell
klar: Die beheizbaren Sohlen sind eher
etwas für Rad- oder Motorradfahrer im
Winter. Oder eben für Angler, die sich
nicht viel bewegen. Doch das ideale Ein-
satzszenario dürfte Skifahren sein, was
natürlich derzeit in der Corona-Pande-
mie keine Option ist. Aber die Zeiten
werden sich ändern. �Die Tracking-
Funktion ist unzuverlässiges Beiwerk,
das man anderen Geräten überlassen
sollte. Leider müssen die Sohlen nach
jedem mehrstündigen Einsatz wieder
aus dem Schuh genommen werden, um
sie aufzuladen. Die „Warm Series V7“-
Sohlen kosten 200 Euro.

An einige Produkte muss man sich
erst einmal gewöhnen. Insbe-
sondere wenn plötzlich die

Smartphone-App darum bittet, auf die
linke Schuhsohle ein Update spielen zu
dürfen. Und dann auf die rechte Schuh-
sohle. �Spätestens jetzt weiß man, dass
sich wirklich alles vernetzen lässt. Und
damit ist auch klar, dass die Einlegesoh-
len des französischen Herstellers Digit-
sole mit der Bezeichnung „Warm Series
V7“ in Wirklichkeit kleine Computer
sind. Wozu man sie braucht? Kurze Ant-
wort: für warme Füße. �Außerdem macht
es schlichtweg Spaß, auf dem
Smartphone die Wärme in den Schuhen
einstellen zu können.

VON THOMAS HEUZEROTH

Die Bedienung der smarten Schuh-
sohlen ist denkbar einfach. Damit sie
passen, müssen Nutzer bei der Bestel-
lung natürlich die richtige Schuhgröße
angeben, verfügbar sind sie zwischen 36
und 47. �Ganz genau muss die Angabe
nicht sein, weil die Sohlen immer für
zwei Schuhgrößen passen und entspre-
chend zugeschnitten werden können.
Man sollte sich dabei aber an der vorge-
gebenen Markierungslinie orientieren.

PRODUKTCHECK

PRODUKT:
WARM SERIES V7

ANBIETER:
DIGITSOLE

Heizung
im Schuh

Mit den Einlegesohlen 
lässt sich die Temperatur im Schuh 

per Smartphone regeln
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Eichfrist 17 Jahre, in Frankreich 18 Jahre
und in Spanien 23. Gerade die Unter-
schiede innerhalb Europas seien schwer
zu erklären, sagt Maaß, würden doch
mittlerweile überall dieselben Wasser-
zähler eingesetzt.

Abgesehen von den geringeren Um-
weltkosten, die ein Verzicht auf die Her-
stellung von eigentlich überflüssigen
Neugeräten mit sich bringt, würde eine
Verlängerung der Laufzeit um fünf Jah-
re eine Kostensenkung von 2,5 Milliar-
den Euro bewirken. Die Einsparungen
kämen größtenteils Mietern und Woh-
nungseigentümern zugute. �Durch un-
nötig häufige Wasserzählerwechsel
werden private und öffentliche Haus-
halte in Deutschland belastet, sagt auch
Axel Gedaschko, Präsident des Spitzen-
verbandes der Wohnungswirtschaft
(GdW). „Um diesen Kostentreiber beim
Wohnen zu beseitigen, sollte der Aus-
tausch von Wasserzählern in Wohnge-
bäuden künftig in einem deutlich länge-
ren Turnus von mindestens zehn Jahren
durchgeführt werden. Dafür muss das
Mess- und Eichrecht geändert werden“,
fordert Gedaschko. �

Derzeit arbeitet das Bundeswirt-
schaftsministerium an einer Änderung
der MessEV, die schon im Sommer ver-
abschiedet werden könnte. Vorgesehen
ist dort allerdings lediglich eine Verlän-
gerung der Prüfzyklen von fünf auf
sechs Jahre. Die geplante Verlängerung
um ein Jahr findet nicht nur Gedaschko
zu kurz. Auch der Bundesverband freier
Immobilien- und Wohnungsunterneh-
men (BFW) befürwortet eine Verlänge-
rung auf zehn Jahre. Ein Problem werde
sich daraus nicht ergeben, so BFW-Jus-
tiziar Franco Höfling. Die Kosten für
den Zählerwechsel – rund 120 Euro pro
Turnus – stünden in keinem Verhältnis
zu den Kosten für etwaige Fehlmessun-
gen durch die Zähler. �

„Selbst wenn ein Wohnungswasser-
zähler theoretisch von Beginn an eine

D ie Wasserrechnung für
private Haushalte mag
überschaubar sein – zu
hoch ist sie trotzdem.
Rund 500 Millionen Euro

zahlen die Deutschen jedes Jahr zu viel
für Wasser. Das liegt nicht an dem Was-
ser an sich, sondern an den Wasserzäh-
lern. Diese müssen hierzulande so oft
geprüft und ausgewechselt werden wie
in keinem anderen Land. Das kostet. �Al-
le sechs Jahre müssen Kaltwasserzähler
und alle fünf Jahre Warmwasserzähler
ausgetauscht werden, so schreibt es die
deutsche Mess- und Eichverordnung
(MessEV) vor. Die unterschiedlichen
Zeiträume bringen wenig, denn ist der
Techniker gerade im Haus und tauscht
den Zähler fürs Warmwasser aus, macht
er den für Kaltwasser gleich mit. �

VON STEPHAN MAASS

Immerhin kann bei positiver Prüfung
die Laufzeit verlängert werden, so dass
im Schnitt alle siebeneinhalb Jahre tat-
sächlich ein Zähler ausgetauscht wird.
Das ist immer noch der kürzeste
Tauschzyklus weltweit. Laut Hamburg
Institut, einer Unternehmensberatung
mit dem Schwerpunkt Energieversor-
gung, werden jedes Jahr in Deutschland
mehr als acht Millionen voll funktions-
tüchtige Wasserzähler ersetzt und ent-
sorgt. �Die Kosten sind gewaltig. Durch
den Austausch fallen Kosten in Höhe
von knapp einer Milliarde Euro jährlich
an, konservativ geschätzt, wie Christian
Maaß, Geschäftsführer des Hamburg
Instituts sagt. Mindestens die Hälfte
der Ausgaben sei unnötig. �Maaß geht
davon aus, dass bei einer Verlängerung
der Nutzungsdauer von Wasserzählern
auf ein Niveau wie es in Frankreich oder
Nordamerika üblich ist, Kosten in Höhe
von deutlich mehr als 500 Millionen Eu-
ro Jahr für Jahr gespart werden können.
In den USA und Kanada beträgt die

Fehlmessung in Höhe von zehn Prozent
zu Ungunsten eines Mieters messen
würde, sind die Mehrkosten für einen
Zählerwechsel höher als die aufgrund
der Fehlmessung zu viel entrichteten
Wasserkosten“, sagt Höfling. Hinzu
kommt, dass die Falschmessungen auch
zugunsten des Endkunden ausfallen
können. �Aber es ist recht unwahr-
scheinlich, einen Falschzähler zu be-
kommen. „Alle Wasserzähler, die ich
kenne, unterlaufen wie die Wärmezäh-
ler in der Zulassung einem Test für zehn
Jahre Einsatzdauer und werden auch so
in Europa genutzt“, sagt Joachim Wien,
Sachverständiger für Betriebskostenab-
rechnungen. �

Es gebe rund 31 Millionen Hauptwas-
serzähler und 36 Millionen sogenannte
Sub-Meter, die also den Wasserver-
brauch in einer Wohnung messen, „hin-
ter“ dem Hauptzähler. Dass die Haupt-
zähler geeicht sein müssten, sei nach-
vollziehbar. „Aber warum müssen denn
auch alle Sub-Meter geeicht sein“, fragt
Wien. „Es reicht doch, dass am Ende die
Abrechnung stimmt.“ �Von den gängigen
Wasserzählern erzielen in Stichproben
95 Prozent auch nach zwanzig Jahren
Betrieb noch Messergebnisse innerhalb
der eichrechtlich zulässigen Fehlergren-
zen, ergab eine Untersuchung des Ham-
burg Instituts im Auftrag der Deutschen
Wohnungswirtschaft aus dem Jahr 2017.
Um minimale Falschmessungen aufzu-
spüren, die Verbraucher nicht zu hoch
belasten, würden hohe Kosten für den
Zählerwechsel in Kauf genommen. �

Auch Deutschlands größter Vermie-
ter Vonovia würde längere Zählerlauf-
zeiten begrüßen. Bei rund 200.000 der
400.000 Wohnungen des Konzerns
würden sich die eigenen Techniker um
Wartung und Austausch der Zähler
kümmern. „Eine längere Nutzungsdau-
er würde die Kosten für das Unterneh-
men und auch die Kosten für die Mieter
senken“, teilte das Unternehmen mit.

Die Vorteile für die Wohnungswirt-
schaft sind klar, aber auch die Versorger
sind für längere Laufzeiten der Zähler.
„Im europaweiten Vergleich hat
Deutschland die kürzesten Tauschfris-
ten bei Wasserzählern – und das obwohl
ausgetauschte Zähler unserer Erfah-
rung nach fast ausnahmslos einwand-
frei funktionieren und noch weiter zu-
verlässig betrieben werden könnten“,
sagt Ingo Hannemann, technischer Ge-
schäftsführer von Hamburg Wasser. �Die
Firma tauscht täglich rund 1000 Zähler
aus. Das sei mit hohem Aufwand ver-
bunden, wodurch nicht zuletzt den Ver-
brauchern unnötige Kosten entstehen
würden, so Hannemann. „Wir teilen
deshalb die Forderung der Wohnungs-
wirtschaft, die Eichfristen spürbar zu
verlängern.“ �

Eine nachvollziehbare Begründung
für die scharfen Wasserzähler-Vor-
schriften können viele der Experten
nicht nennen. Andere Wohn-Nebenkos-
ten dürfen laxer gemessen werden. Die
in der Praxis der Heizkostenabrech-
nung üblichen Ungenauigkeiten wirken
sich für die Haushalte monetär deutlich
stärker aus als etwaige Ungenauigkeiten
bei der Messung durch Wohnungswas-
serzähler, sagt Maaß. Die Heizkosten
seien bis zu fünf Mal höher als Trink-
und Abwasserkosten. „Dennoch unter-
liegen lediglich Wasserzähler der Eich-
pflicht“, sagt Maaß. Er führt dies darauf
zurück, dass das Thema Wasserzähler in
der Politik unterhalb der Wahrneh-
mungsschwelle laufe.

Dabei seien auch Bund, Länder und
Gemeinden davon betroffen, dass die
Wasserzähler zu häufig gewechselt wer-
den. Denn Hartz-IV-Empfänger oder
Bezieher von Wohngeld und Grundsi-
cherung haben Anspruch auf Übernah-
me der Kosten der Unterkunft und Hei-
zung, also auch der Wasserkosten. Auch
viele Gebäude in öffentlicher Träger-
schaft haben zu hohe Wasserkosten.

Ein Klempner wech-
selt in einem Bade-
zimmer in Dresden
einen Wasserzähler

Der Wasserzähler-Wahnsinn �
Alle fünf bis sechs Jahre müssen in Deutschland die Wasseruhren getauscht werden. In anderen
europäischen Ländern sind die Fristen viel länger. Die hohen Kosten tragen Mieter und Eigentümer 
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KONSUMGÜTER
Henkel will sich vonMarken trennen
Der Konsumgüterkonzern Henkel will
sich von weiteren Marken trennen.
„Wir müssen uns auf starke, erfolg-
reiche Marken wie Persil, Schwarzkopf
oder Loctite konzentrieren“, sagte
Henkel-Chef Carsten Knobel „WELT
AM SONNTAG“. Parallel dazu würden
neue Marken wie etwa Love Nature
eingeführt. Daher habe Henkel für
Marken und Geschäfte mit einem
Umsatzvolumen von etwa 100 Millio-
nen Euro 2020 bereits einen Verkauf
vereinbart oder sie abgewickelt. „Wir
wollen bis Ende 2021 Marken in der
Größenordnung von 500 Millionen
Euro Umsatzvolumen veräußern“,
betonte Knobel. Zudem bekräftigte
der Henkel-Chef die Prognose 2020,
die einen organischen Umsatzrück-
gang von ein bis zwei Prozent sowie
eine Umsatzrendite von rund 13 Pro-
zent vorsieht. Unzufrieden zeigte sich
Knobel mit der Entwicklung des
Wasch- und Reinigungsmittelgeschäfts
in den USA, wo Henkel Marktanteile
verloren hat. Zentrales Thema sei es,
in diesem Jahr die Trendwende ein-
zuleiten.

AUTOZULIEFERER
Schaeffler hebtPrognose an
Der Autozulieferer Schaeffler rechnet
mit einer kräftigen Nachfrage nach
Produkten für die E-Mobilität und hebt
seine Prognose für künftige Aufträge in
diesem Bereich an. „Ab 2022 rechnen
wir mit jährlichen Aufträgen in der
Größenordnung von zwei bis 2,5 Milli-
arden Euro“, sagte Matthias Zink, Vor-
stand Automotive Technologies, der
„Automobilwoche“. Zuletzt hatte der
Zulieferer von einem Volumen zwi-
schen 1,5 bis zwei Milliarden Euro jähr-
lich gesprochen. „Diesen Wert werden
wir schon 2020 trotz der Corona-Pan-
demie übertreffen“, sagte Zink.

PEKING
Kampf gegenMarktdominanz
China �zieht die Daumenschrauben an.
Die Praxis mehrerer Internetriesen,
Händler zur exklusiven Nutzung ihrer
jeweiligen Online-Plattform zu zwin-
gen, sei nun untersagt, teilte die Re-
gulierungsbehörde mit. Um Mono-
polbestrebungen zu stoppen, würden
auch die Preisbildung und die Nutzung
von Daten und Algorithmen stärker
reguliert. Betroffen sind unter ande-
rem die Alibaba-Gruppe mit ihren
Handelsplattformen Taobao and Tmall
sowie die Bezahldienste Alipay der
Ant-Gruppe und WeChat des Tencent-
Konzerns. An verschärften Regulie-
rungsvorgaben war im November sogar
der von der Ant-Gruppe geplante welt-
größte Börsengang gescheitert.

ELEKTROAUTOS
Porsche will mehrStromer bauen
Der Vorstandschef des deutschen Auto-
bauers will den Anteil von Elektroautos
deutlich steigern. „Bis Ende des Jahr-
zehnts werden mehr als 80 Prozent
unserer Sportwagen elektrisch an-
getrieben sein – als Hybrid oder voll-
elektrisch“, sagte Oliver Blume der
„Bild am Sonntag“. Bis 2025 sollen es
laut Planungen schon die Hälfte sein.
Nur beim legendären Modell 911 wird
es weiter Verbrennungsmotoren mit
synthetischem Treibstoff geben. Ins-
gesamt will Porsche in den nächsten
fünf Jahren 15 Milliarden Euro in die
Elektromobilität investieren.

BRITISCHE IMMOBILIEN
Sektor legt trotzCorona deutlich zu �
Gegen den Trend hat der Immobilien-
sektor in Großbritannien während der
Corona-Pandemie stark zugelegt. „Weil
die Menschen so viel von daheim ar-
beiten, haben sie in ihr Zuhause in-
vestiert und größere Häuser mit Gar-
ten gekauft“, sagte Anna Leach, Vize-
Chefvolkswirtin des britischen Indus-
trieverbands CBI. Gestützt worden sei
dies von der Aussetzung der Stempel-
steuer – ähnlich der Grunderwerb-
steuer – für die ersten 500.000 Pfund
(567.000 Euro). �Deshalb habe sich die
Branche widerstandsfähiger erwiesen
als zunächst erwartet, sagte Leach.
Nach jüngsten Angaben des Statisti-
kamts ONS stiegen die Häuserpreise
im Vereinigten Königreich bis Novem-
ber 2020 im Jahresvergleich um 7,6
Prozent. Die Entwicklung setzt sich
fort: Dem Halifax House Price Index
des Forschungsunternehmens IHS
Markit zufolge legten die Preise auch
im Januar deutlich zu, um 5,4 Prozent
zum Vorjahresmonat. 

KOMPAKT

Die Vorwahlen der günstigsten Call-by-Call-Anbieter
(ohne Anmeldung) in Cent/Minute, Abrechnung im Minutentakt
Festnetz Inland Montag bis Freitag

Zeit Ferngespräche Ortsgespräche
0-7 0,10 0,49 0,63 0,10 0,89 0,94

01028 01088 01078 01028 01052 01013

7-8 0,49 0,63 1,19 1,49 1,52 1,79
01011 01078 01098 01038 01097 01028

8-12 1,17 1,19 1,48 1,49 1,52 1,79
01078 01098 01011 01038 01097 01028

12-14 1,17 1,19 1,48 1,49 1,62 1,79
01078 01098 01011 01038 01097 01028

14-18 1,17 1,19 1,48 1,49 1,62 1,79
01078 01098 01011 01038 01097 01028

18-19 0,49 0,63 1,19 1,49 1,52 1,79
01011 01078 01098 01038 01097 01028

19-21 0,63 0,89 0,89 0,89 0,94 1,45
01078 01098 01097 01052 01013 01079

21-24 0,63 0,89 0,89 0,89 0,94 1,45
01078 01098 01097 01052 01013 01079

Festnetz Inland Samstag und Sonntag
Zeit Ferngespräche Ortsgespräche

0-7 0,10 0,63 0,77 0,10 0,89 0,89
01028 01078 01088 01028 01052 01097

7-8 0,10 0,55 0,63 0,10 1,38 1,39
01028 01012 01078 01028 01038 01088

8-18 0,55 1,17 1,19 1,38 1,39 1,45
01012 01078 01098 01038 01088 01079

18-19 0,55 0,63 1,19 1,38 1,39 1,45
01012 01078 01098 01038 01088 01079

19-24 0,63 0,89 0,89 0,89 0,89 0,94
01078 01098 01097 01052 01097 01013

Festnetz zu Mobilfunk Montag bis Sonntag
Zeit
0-24 01078 01052 01038 01069 01097 01069

1,74 1,75 1,79 3,84 3,88 3,95

Ausland (2 Anbieter je Land) Montag bis Sonntag
Zeit Frankreich GB Italien Österreich Polen Spanien USA

0-24
0,47 0,59 0,82 1,57 0,98 0,79 0,54
01078 01086 01086 01078 01078 01078 01086
0,84 0,96 1,17 1,61 1,68 1,17 0,96
01069 01069 01069 01069 01052 01069 01069

Quelle: biallo.de  �Anbieter mit Tarifansage  Stand: 05.02.2021; 12.00 Uhr

Telefontarife

Preise in Euro je 100 Liter bei Kauf von
3000 Litern einschließl. 19 % Mehrwertsteuer
Stadt Diese Woche Vorwoche
Berlin 63,40–69,90 61,65–67,40
Hamburg 63,20–67,00 60,70–65,85
Hannover 64,35–69,60 61,90–67,25
Düsseldorf 64,60–66,10 64,25–68,70
Frankfurt/M. 65,45–73,85 61,90–69,60
Karlsruhe 60,75–63,90 59,15–61,05
Stuttgart 60,70–64,70 62,35–63,45
München 62,25–63,50 58,90–62,95
Rostock 62,65–70,70 60,65–67,25
Leipzig 62,60–70,90 60,20–68,15

Bei höherer Abnahmemenge
sind Preisnachlässe möglich. 
Quelle: Energie Informationsdienst

Heizöl-Preise aktuell

Bundesbankpräsident Jens Weid-
mann und die Präsidentin der
Europäischen Zentralbank

(EZB), Christine Lagarde, bleiben opti-
mistisch, dass sich die Wirtschaft im
Laufe dieses Jahres aus dem tiefen Kon-
junkturtal schleppen kann – trotz der
verschärften Corona-Lockdowns in
Deutschland und Europa. „Wenn es ge-
lingt, die Pandemie im Verlauf des Jah-
res zunehmend in den Griff zu bekom-
men und die Eindämmungsmaßnahmen
gelockert werden können, wird sich die
Erholung der deutschen Wirtschaft
fortsetzen“, sagte Weidmann der
„Augsburger Allgemeinen“.

„Die wirtschaftliche Erholung hat
sich zwar verzögert, ist aber nicht auf-
gehalten“, sagte Lagarde der Sonntags-
zeitung „Journal du Dimanche“. Man

gehe von einem Aufschwung Mitte des
Jahres aus, auch wenn weiterhin noch
viele Unsicherheiten bestünden. Man
sei vor noch unbekannten Risiken aller-
dings nicht sicher, warnte sie.

„Um es klar zu sagen: Wir werden
nicht vor Mitte 2022 zu den wirtschaft-
lichen Aktivitäten vor der Pandemie zu-
rückkehren“, so Lagarde. Ähnlich hatte
sich die Bundesregierung unlängst bei
der Vorstellung des Jahreswirtschafts-
berichtes geäußert. Weidmann ist aus
heutiger Sicht für die größte Volkswirt-
schaft der Euro-Zone zuversichtlicher:
„Demnach könnte die deutsche Wirt-
schaft Anfang 2022 wieder ihr Vorkri-
senniveau erreichen.“

Die deutsche Wirtschaft war 2020 um
fünf Prozent eingebrochen, fast so heftig
wie 2009 nach der globalen Finanzkrise.

Allerdings hat es die anderen großen
Volkswirtschaften im Euro-Raum hefti-
ger erwischt, etwa Frankreich und Ita-
lien mit mehr als neun Prozent und Spa-
nien mit mehr als zwölf Prozent minus.
Auch zum Jahresende zeigte sich die
deutsche Wirtschaft mit einem Zuwachs
des Bruttoinlandsproduktes (BIP) von
0,1 Prozent zum Vorquartal deutlich ro-
buster. Für den gesamten Euro-Raum
nimmt die europäische Statistikbehörde
Eurostat für das Schlussquartal 2020 ei-
nen Wert von minus 0,7 Prozent an.

Weidmann sagte, zuletzt habe sich
die Industrie robust gezeigt, was auch
an der weltweiten Nachfrage nach deut-
schen Produkten gelegen habe. „Das ist
ein Grund, weshalb die deutsche Wirt-
schaft im laufenden Quartal nicht allzu
weit zurückgeworfen werden sollte“,

sagte er. „Daher sind unsere Volkswirte
zurzeit der Auffassung, dass wir unsere
Prognose vom Dezember nicht grund-
sätzlich revidieren müssen.“

In ihrer Dezemberprognose war die
Bundesbank davon ausgegangen, dass
das reale BIP im Anschluss an einen er-
neuten Dämpfer im Winterhalbjahr
2020/2021 infolge der Einschränkungen
des öffentlichen Lebens „wieder kräftig
zulegen wird“. Allerdings erwarteten
die Ökonomen der Notenbank für 2021
nun mit 3,0 Prozent Wirtschaftswachs-
tum etwas weniger als in ihrer Juni-
prognose (3,2 Prozent). Drei �Prozent
lautet auch die aktuelle Prognose der
Bundesregierung für 2021, nach noch 4,4
Prozent im Herbst. Die Bundesregie-
rung weist auf ein gespaltenes Konjunk-
turbild hin. dpa/stm �

Lagarde und Weidmann zuversichtlich
Konjunkturprognosen von EZB-Präsidentin und Bundesbankpräsident überwiegend optimistisch

© WELTN24 GmbH. Alle Rechte vorbehalten - Jede Veröffentlichung und nicht-private Nutzung exclusiv über https://www.axelspringer-syndication.de/angebot/lizenzierung



WELT AM SONNTAG erscheint im Verlag Axel Springer SE, Axel-Springer-Str. 65, 10888 Berlin, 0800/926 75 37. 
Vertreten durch den Vorstand, Amtsgericht Charlottenburg, HRB 154517 B. Gläubiger-ID-Nr.: DE7600100000007913

Gleich bestellen unter 0800/533 36 82
oder www.welt.de/familienabo

Ihre Vorteile
   Unser Angebot
2 Monate WELT AM SONNTAG & DIE WELT mit 35 % Ersparnis lesen und Geschenk gratis

  Inspiration und Lesevergnügen für die ganze Woche
relevante Hintergründe, klare Analysen, starke Meinungen

  Frei Haus
kostenlose Lieferung direkt an Ihre Haustür

Wählen 
Sie Ihre 
Prämie

RAVENSBURGER tiptoi Starter-Set „Bauernhof“
Interaktives Lernen durch 600 lebensechte Geräusche, 
faszinierende Bilder, Dialoge und Kinderlieder, verschiedene 
Erlebnisebenen, Lieferumfang: tiptoi Stift mit 
Aufnahmefunktion, Verbindungskabel, Buch „Entdecke den 
Bauernhof“, Teststicker

Thalia-Gutschein im Wert von 40 €
Für Ihre Wünsche: viele Themenwelten, 
auch für eBooks und eReader, Bücher, Spielzeug, 
Hörbücher u.v.m.

DENVER 7“ Tablet für Kinder Quad-Core 8GB
7 Zoll, Android 8.1GO, spezielle Kido‘z-
Kindersoftware, Auflösung 1024 x 600 Pixel, 
8 GB interner Speicher, MicroSD-Kartensteckplatz, 
WI-FI, Google Playstore-Zugriff, Frontkamera 2 MP

Lesevergnügen für Sie und Spaß für die Kleinen: 
Lesen Sie 2 Monate WELT AM SONNTAG & DIE WELT und machen 
Sie Ihren Kleinen mit dem Geschenk eine Freude.

Unterhaltung und Spaß 
für die ganze Familie!

Coupon ausfüllen und einsenden an:
DIE WELT/WELT AM SONNTAG, Brieffach 24 40, 10867 Berlin

Datum Unterschrift
X

 Ich erwarte Ihre Rechnung.

Ja, ich teste DIE WELT und WELT AM SONNTAG und profitiere.

Name/Vorname

Straße/Nr.

PLZ Ort

Telefon

E-Mail (bitte angeben)

Name/Vorname des Kontoinhabers (falls abweichend vom Leser)

Anschrift des Kontoinhabers (falls abweichend vom Leser)

Das SEPA-Lastschriftmandat kann ich jederzeit widerrufen. 
Die Mandatsreferenz wird separat mitgeteilt.

Ich spare 35 % gegenüber dem regulären Bezugspreis und erhalte
WELT AM SONNTAG und DIE WELT 2 Monate für zzt. nur 79,20 € nach Hause.

Ich erhalte eine Prämie meiner Wahl. 

Mein  Geschenk (bitte nur 1 Kreuz)

   Thalia-Gutschein (71721)    tiptoi Starter-Set (71811)    Tablet Quad-Core (71717)

Aktion: 10167065

Lieferbeginn:   schnellstmöglich        ab dem   2 0 2 1

Ich zahle bequem per SEPA-Lastschriftmandat:

IBAN

Ihre Kto.-Nr.Ihre BLZ

Ich ermächtige die Axel Springer SE, Zahlungen von meinem Konto mittels Last schrift 
einzuziehen. Zugleich weise ich mein Kreditinstitut an, die von der Axel Springer SE auf 
mein Konto gezogenen Lastschriften einzulösen. Hinweis: Ich kann innerhalb von acht 
Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des belasteten Betrages 
verlangen. Es gelten dabei die mit meinem Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen.

Wenn ich danach weiterlesen möchte, brauche ich nichts zu tun. Ich lese
WELT AM SONNTAG und DIE WELT dann zum regulären Bezugspreis von monatlich 
zzt. 60,90 €. Das Angebot gilt nur in Deutschland und nur, solange der Vorrat reicht. 
Der Versand des Geschenks erfolgt nach Zahlungseingang.

  Ich bin damit einverstanden, dass die Axel Springer SE mir weitere Medien-
angebote per Telefon/E-Mail/SMS unterbreitet. Dieses Einverständnis kann
ich jederzeit widerrufen. 

Alle Informationen über Ihr gesetzliches Widerrufsrecht und die Widerrufs-
belehrung finden Sie unter www.welt.de/widerruf.

Ich kann der Nutzung meiner Daten zu Werbezwecken jederzeit beim Verlag
widersprechen. DIE WELT/WELT AM SONNTAG, Brieffach 24 40, 10867 Berlin,
Fax: 0800/093 58 32. 
Hinweise zum Datenschutz finden Sie unter www.welt.de/datenschutz.

© WELTN24 GmbH. Alle Rechte vorbehalten - Jede Veröffentlichung und nicht-private Nutzung exclusiv über https://www.axelspringer-syndication.de/angebot/lizenzierung



DIE WELT MONTAG, 8. FEBRUAR 2021 SEITE 16 *

SPORT
FUSSBALL
Frankfurts Höhenflug hält an
Mit einem 3:1 bei der TSG Hoffen-
heim hat Eintracht Frankfurt seinen
Champions-League-Platz verteidigt.
Für Frankfurt erzielten Filip Kostic,
Evan Ndicka und André Silva die
Tore. Ihlas Bebou hatte für Hoffen-
heim den Ausgleich zum 1:1 erzielt.

Viertelfinale desDFB-Pokal ausgelost
Das Topspiel im Viertelfinale des
DFB-Pokals steigt in Gladbach. Die
Borussia empfängt den BVB. Re-
gionalliga-Klub Rot-Weiß Essen
spielt gegen Holstein Kiel. Werder
Bremen muss bei Jahn Regensburg
antreten, und RB Leipzig spielt
gegen den VfL Wolfsburg.

Liverpool verliertgegen ManCity
Der FC Liverpool hat das Spitzen-
spiel der Premier League 1:4 gegen
den Tabellenführer Manchester City
verloren. Das Team von Jürgen
Klopp hat schon zehn Punkte Rück-
stand auf City, das noch ein Spiel
weniger als die Reds hat.

Schneechaos – DFLsagt zwei Spiele ab
Wegen widriger Witterungsbedin-
gungen hat die DFL zwei für Sonn-
tag angesetzte Spiele abgesagt �– die
Erstligapartie zwischen Bielefeld
und Werder Bremen sowie die
Zweitligapartie zwischen Paderborn
und Heidenheim. Wann die Spiele
nachgeholt werden, ist noch offen.

DFB-Vize: �„Amateurebrauchen ein Signal“
Der Amateurfußball braucht nach
Ansicht von DFB-Vizepräsident
Rainer Koch „eine greifbare Per-
spektive, ein Signal, wann wir wie-
der zurück auf die Sportplätze kön-
nen“. Wenn man ob der Corona-
Pandemie über Lockerungen spre-
che, sagte er zur WELT AM SONN-
TAG, müsse der Amateurfußball
„mit seinen akribisch ausgearbeite-
ten und nachweislich nahezu perfekt
umgesetzten Hygienekonzepten
dringend von der Politik als fester
Teil der Lösung gesehen werden.“

Fanprojekt kritisiertTrainer Rose
Nach dem 1:2 im Derby gegen Köln
hat das Fanprojekt von Mönchen-
gladbach Trainer Marco Rose kriti-
siert. „Mit dem Derby spielt man
nicht...“, hieß es. Die Niederlage
stieß den Anhängern wegen der
sieben Personalwechsel in der Start-
elf auf. �„Wer das Derby als idealen
Zeitpunkt für ein Rotationsexperi-
ment ansieht, hat Borussia Mön-
chengladbach nicht verstanden.“

Gegen Klopp trittRB in Budapest an
Das Achtelfinal-Hinspiel der
Champions League zwischen Leip-
zig und Liverpool wird am 16. Fe-
bruar in Budapest ausgetragen. Die
Partie wurde verlegt, da die Eng-
länder ob der Corona-Beschrän-
kungen nicht nach Deutschland
einreisen dürfen. �Für Ungarn gel-
ten bis zum 1. März strenge Ein-
reisebestimmungen, für Profisport-
ler gibt es aber Ausnahmen. �

RODELN
Geisenberger gewinntGesamtweltcup
In St. Moritz hat sich Natalie Gei-
senberger ihren achten Sieg im
Gesamtweltcup gesichert. Sie kam
beim Finale nur auf Rang 13, konnte
aber ihren Vorsprung vor Julia Tau-
bitz mit 21 Punkten behaupten. �

KOMPAKT

F alls es ihm bei seinen Aus-
führungen tatsächlich um
Ursachenforschung ging
und nicht nur darum, zu be-
schwichtigen, dann ging

Mats Hummels nach dem Ausschluss-
verfahren vor. „Momentan“, sagte der
Abwehrchef von Borussia Dortmund
nach dem 1:2 (0:0) beim SC Freiburg, ist
halt „gefühlt jeder Torschuss drin“. An-
dererseits aber müsse der BVB, um
selbst treffen zu wollen, „sehr viel Auf-
wand betreiben“. Deshalb wolle er sei-
nem Team trotz der bereits achten Sai-
sonniederlage keine grundsätzlich
schlechte Leistung attestieren.

VON OLIVER MÜLLER �

Er würde es tun, wenn es so gewesen
wäre, erklärte Hummels. Sicher, was die
Mannschaft abgeliefert habe, war „na-
türlich nicht perfekt, aber wenn man
sieht, welche Spiele wir verlieren, tut es
manchmal weh“, erklärte der Routinier:
„Natürlich können und müssen wir bes-
ser spielen, aber man sollte jetzt nicht
so tun, als wären unsere Gegner ständig
besser gewesen.“ �

Ist es also einfach nur Pech? Ganz so
plump wollte es Hummels natürlich
nicht formulieren. Doch im Grunde
brachte er genau dies zum Ausdruck. Die

Freiburger hätten nur wenige Möglich-
keiten gehabt, aber mit zwei Fernschüs-
sen getroffen. „Ist das jetzt Können oder
Spielglück?“, fragte der Ex-National-
spieler. „Mein Satz beinhaltet ja schon
meine Antwort.“ Emre Can sah es ge-
nauso. „Wir haben nicht schlecht ge-
spielt“, sagte auch der zweite Führungs-
spieler und verwies darauf, als ob er sich
mit Hummels abgesprochen hätte, dass
bei Schüssen des Gegners die Bälle eben
„reingehen“ und bei den eigenen nicht. �

Die Dortmunder machen es sich zur-
zeit entweder zu leicht, oder sie tun
sich zu schwer damit, zu erklären, was
mit ihnen eigentlich los ist. Während es
zum Jahreswechsel vernehmbare
Selbstkritik gab und Hummels medien-
wirksam „Erwachsenenfußball“ einge-
fordert hatte, wirken die Borussen mitt-
lerweile eher ratlos. Sie scheinen sich
innerlich dagegen zu wehren, die Krise,
in der sie sich mittlerweile seit Monaten
befinden, als solche zu benennen. �

Das hängt wohl damit zusammen,
dass sie eigentlich davon überzeugt wa-
ren, die Ursache für ihre Probleme be-
reits erkannt und beseitigt zu haben:
Ex-Trainer Lucien Favre, 63, der am 13.
Dezember nach einem 1:5 gegen den VfB
Stuttgart gehen musste. �

Seitdem ist Edin Terzic, 38, in der
Verantwortung. Seitdem spielt die

Mannschaft anders, offensiver und ag-
gressiver. Aber deswegen eben noch
lange nicht erfolgreicher. Im Gegenteil:
In der forscheren, riskanteren Ausrich-
tung traten die Sollbruchstellen teil-
weise sogar klarer zutage, als dies in
vielen Spielen unter Favre der Fall war.
Die Grundmuster der Fehler sind aller-
dings identisch. Es sind Unkonzen-
triertheiten im Defensivverhalten und
fahrlässiger Umgang mit Torchancen,
die die Dortmunder immer wieder
Punkte kosten. Bestimmte Schwächen
ziehen sich komplett durch: Anfällig-
keiten bei gegnerischen Standardsitua-
tionen – wie beim 1:2 gegen Köln (Fav-
re) oder beim 1:2 bei Union Berlin und
2:4 in Mönchengladbach (Terzic). Die
einzige Konstante ist die Unberechen-
barkeit. Nach zwei guten Spielen zu
Jahresbeginn folgten empfindliche
Rückschläge, ehe sich dann auch noch
ein Torwartproblem herauskristalli-
sierte, weil Stammkeeper Roman Bürki
patzte. �

Auch dieses Problem hat sich ver-
schärft: Denn auch Marwin Hitz, der
den derzeit verletzten Bürki vertritt,
sah bei beiden Gegentreffern in Frei-
burg nicht gut aus. �

„Der Umschwung muss ganz schnell
kommen, die Champions-League-Qua-
lifikation ist ein absolutes Muss“, sagte

Can. Er könne sich nicht vorstellen,
„nächste Saison als Borussia Dortmund
nicht international zu spielen“, erklärte
er. Das wollen sich auch Klubchef Hans-
Joachim Watzke und Sportdirektor Mi-
chael Zorc nicht ausmalen – würde es
doch neben den wirtschaftlichen Aus-
wirkungen auch Folgen für das Ge-
schäftsmodell des BVB haben. Interna-
tionale Toptalente lassen sich schließ-
lich nur mit Aussicht auf Spielpraxis in
der Königsklasse anlocken – oder aber,
in Bezug auf Erling Haaland und Jadon
Sancho, halten. �

Möglichkeiten, von oben Einfluss zu
nehmen, gibt es kaum noch. Die Karte
des Trainerwechsels wurde bereits ge-
zogen. Der Plan ist unverändert, im
Sommer einen neuen Cheftrainer zu
holen. Der Favorit ist nach wie vor Mar-
co Rose. Eine weitere Interimslösung
würde noch weitere Unruhe schaffen.
Das soll unter allen Umständen vermie-
den werden. �

Unruhig könnte es aber in den kom-
menden Wochen auch so werden. „Das
wird es, aber das ist nicht schlimm. Es
geht nur darum, dass wir unsere Arbeit
machen“, sagte Hummels. Eine erneute
Trainerdiskussion könnte er nicht ver-
stehen. „Seit Edin Terzic da ist, machen
wir sehr vieles besser“, erklärte er. Auch
hier blieb er allerdings unkonkret.

Saisonniederlage Nummer acht: Die Dortmunder müssen immer öfter ihrem Gegner gratulieren. Hier klatscht Jude Bellingham (l.) mit Freiburgs Wooyeong Jeong ab
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Auf dem Boden der TATSACHEN
Der Trainerwechsel beim BVB war mit großen Hoffnungen verbunden. Doch die Ursachen für die Krise
sitzen tiefer. Nun bangt das ambitionierte �Team sogar um die �Champions-League-Qualifikation �
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D eutschlands Ski-Asse waren
schon vor der Anreise nach
Cortina d'Ampezzo in WM-

Stimmung. Noch ehe die motivierten
Abfahrer um den blitzschnell genese-
nen Thomas Dreßen vom Heim-Welt-
cup in Garmisch-Partenkirchen in das
Schneechaos in den Dolomiten übersie-
delten, formulierte Routinier Romed
Baumann die Marschrichtung für die
anstehende Speed-Woche in Italien, die
diesen Montag mit dem Kombinations-
rennen der Frauen beginnt. „Da fährt je-
der mit dem Messer zwischen den Zäh-
nen“, sagte Baumann.

Zwölf Athletinnen und Athleten no-
minierte der Deutsche Skiverband
(DSV) für den Saisonhöhepunkt, die
Hälfte davon sind Speed-Spezialisten
und damit die Hoffnungsträger für Teil
eins der Titelkämpfe im Olympia-Ort
von 1956. Dass neben Dreßen gleich vier
weitere Schnellfahrer im Kader stehen,
soll ein Erfolgsfaktor für die Außensei-
tertruppe sein. „Ich bin gar nicht so un-
glücklich, wenn wir fünf haben und nur

vier fahren dürfen“, sagte der deutsche
Alpinchef Wolfgang Maier über die
teaminterne Konkurrenz und verglich:
„Nur die hungrigen Wölfe jagen auch
wirklich gut.“

Bei der WM-Generalprobe in Gar-
misch war dieser Hunger höchstens zu
erahnen. Nach einer verpatzten Abfahrt
sorgten Baumann als Zehnter und An-
dreas Sander auf Rang 13 des Super-G
vom Samstag immerhin noch für einen
einigermaßen versöhnlichen Abschluss.
Der junge Simon Jocher rutschte dank
eines starken 18. Platzes noch in das

WM-Team, das von Dominik Schwaiger
als Fünftem komplettiert wird.

Der Fokus liegt auf Dreßen und des-
sen erstaunlichem Comeback-Plan.
Nach einer Hüft-OP im November, der
Rückkehr auf die Skier im Januar und
nur sechs Trainingstagen bestritt der
Kitzbühel-Champion von 2018 ein Trai-
ning und einen Vorlauf in Garmisch.
Und auch wenn die Zeiten noch nicht
top waren – die Konkurrenz hat den
Ausnahmeathleten auf dem Schirm.

„Mit ihm muss man immer rechnen“,
sagte der Schweizer Beat Feuz. Der Gar-
mischer Abfahrtssieger Dominik Paris
aus Südtirol wertet die neu angelegte,
eher kurze Strecke in den Dolomiten als
einfach, von Gleitpassagen geprägt –
und damit prädestiniert für Dreßen: „Es
geht geradeaus, und da ist es immer
schwierig mitzuhalten mit dem Tom. Er
wird ein starker Konkurrent sein.“ Dop-
pel-Olympiasieger Matthias Mayer aus
Österreich erwartet, dass Dreßen „in
die letzte Trickkiste ganz tief reingrei-
fen“ wird. � DW

Rivalen fürchten den Rückkehrer
Heute beginnt die alpine Ski-WM – DSV-Star Thomas Dreßen gibt �Comeback

Thomas Dreßen will bei den Weltmeister-
schaften sein Saisondebüt �geben
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Lockeres Laufen im Hotelgarten,
anschließend Dehnübungen in der
Sonne. Samstagnachmittag kam

der FC Bayern endlich in Katar an und
bereitet sich dort nun auf das Halbfinale
der Klub-WM gegen den ägyptischen
Klub Al Ahly an diesem Montag �(19 Uhr,
„Bild.de“ und „Sportbild.de“ �live) �vor. �Al
Ahly ist mit 42 Titeln Rekordmeister, zu-
letzt gelangen dem Verein fünf Titel in
Serie. �Münchens Trainer Hans-Dieter
„Hansi“ Flick will die chaotische Anreise
in den Wüstenstaat jetzt hinter sich las-
sen. „Es ist ein großes Ziel für uns, eine
herausragende Saison mit dem sechsten
Titel abzuschließen“, sagte der 55-Jähri-
ge Sonntag in Doha. „Wir müssen das,
was mit der Anreise war, ad acta legen.“

Der Flug nach Katar im Anschluss an
das 1:0 in der Bundesliga bei Hertha
BSC war in der Nacht zum Samstag we-
gen einer verweigerten �Startfreigabe
aufgrund von Nachtflugbeschränkun-
gen auf dem Hauptstadtflughafen stark
verzögert worden. �Ehrenpräsident Uli
Hoeneß schimpfte über einen „Skandal
ohne Ende“, Klubchef Karl-Heinz Rum-
menigge fühlte sich nach dem Reiseär-
ger „verarscht“. Ihre deutliche Kritik
war eines der Themen des Wochenen-
des, viele Fans empfinden die Wortwahl
der Vereinsbosse überzogen. �Rumme-
nigge sagte in „Bild“ sogar: „Man hatte
immer den Eindruck, in Brandenburg
ist einer, der den FC Bayern nicht mag.“
Eine Replik von Ministeriumsseite blieb
am Wochenende aus. �„Ein Skandal ist es
meiner Meinung nach nicht“, sagte der
ehemalige Bayern-Profi und Sky-Exper-
te Dietmar Hamann. „Es gibt im Mo-
ment andere Schicksale, als dass die
Bayern um zwölf oder in der Früh um
sechs nach Katar fliegen.“ Gemäßigt äu-
ßerte sich Flick. �„Ich war auch nicht ge-
rade sehr amüsiert über die Dinge und
im Flugzeug festzusitzen. Wir waren
rechtzeitig da, rechtzeitig im Flieger
und rechtzeitig bereit, auch abfliegen zu
können“, so der Trainer. Warum das
nicht geschehen konnte, könne er nicht
beurteilen. �„Schön war es nicht, aber
jetzt blicken wir nach vorn und schauen
auf das Halbfinale.“

Das Endspiel wird Donnerstag ausge-
tragen. Sind die Bayern vertreten oder
spielen im Duell um Platz drei, wird ih-
re Partie ebenfalls bei „Bild.de“ kosten-
los übertragen. „Wir können Geschichte
schreiben, das wollen wir auch“, sagte
Mittelfeldspieler Joshua Kimmich. Die
Anreise sei „ein bisschen suboptimal“
gewesen. „Uns wurde ein Tag geklaut.
Trotzdem sollten wir in der Lage sein,
das Spiel zu gewinnen. Wir werden
frisch in das Spiel starten.“ �Die Münch-
ner hoben hervor, dass der Trip ins Aus-
richterland �der WM �2022 auch für die
Bundesliga wichtig sei. „Man hätte viel-
leicht schon berücksichtigen können,
dass Bayern München als deutscher
Verein für unser Land bei diesem Tur-
nier antritt“, sagte Rummenigge. DW

Hamann
bemängelt Kritik
der Bayern-Bosse
Klub spielt nach Chaos-Reise
die Klub-WM in Katar 

F rancesco Friedrich hat beim
deutschen Dreifacherfolg in be-
eindruckender Manier seinen

siebten Zweierbob-WM-Titel in Serie
gewonnen. Mit seinem insgesamt zehn-
ten WM-Coup ist er nun alleiniger Re-
kordsieger. Das schaffte vor ihm noch
kein anderer Bobpilot in der 91-jährigen
WM-Geschichte.

Der 30 Jahre alte Friedrich ließ sich
auf seiner Heimbahn in Altenberg we-
der von dem Schneechaos noch von der
Weltelite beirren. Mit vier Start- und
Laufbestzeiten sowie egalisiertem
Startrekord von 5,11 Sekunden fuhr der
Doppel-Olympiasieger vom BSC Sach-
sen Oberbärenburg mit Anschieber Ale-
xander Schüller am Sonntag einen Vor-
sprung von 2,05 Sekunden auf Johannes
Lochner/Eric Franke heraus. Eine
Machtdemonstration, wie sie nur einem
Friedrich gelingen kann.

WM-Debütant Hans-Peter Hannig-
hofer raste mit Christian Röder noch an
dem Schweizer Michael Vogt vorbei auf
Rang drei. „Das war eine wahnsinnige

Leistung von Hans und Christian. Ein
Nervenspiel. Unerwartet und toll“, sag-
te Bundestrainer René Spies. �Christoph
Hafer und Christian Hammers komplet-
tierten mit Rang sieben das starke deut-
sche Abschneiden am Auftaktwochen-
ende der Weltmeisterschaften.

Am Samstag hatten bereits die deut-
schen Pilotinnen Kim Kalicki und Laura
Nolte im Zweierbob Silber und Bronze
gewonnen. Nach vier Läufen hatte Kali-
cki mit Anschieberin Ann-Christin
Strack 0,35 Sekunden Rückstand auf die
siegreiche Kaillie Humphries aus den
USA, die als Titelverteidigerin die mit
Abstand beste Linie im anspruchsvollen
Eiskanal fuhr.

Juniorenweltmeisterin Nolte holte
mit ihrer Anschieberin Deborah Levi als
Dritte ihre erste Medaille bei den Frau-
en. Die im Vorjahr bei der WM im zwei-
ten Lauf noch gestürzte Nolte legte in
allen vier Läufen Startbestzeiten hin,
leistete sich aber trotz des Startvor-
sprungs noch zu viele Fehler im 17 Kur-
ven umfassenden Eiskanal. DW

Friedrichs � Triumphfahrt 
zu WM-Gold und Rekord

© WELTN24 GmbH. Alle Rechte vorbehalten - Jede Veröffentlichung und nicht-private Nutzung exclusiv über https://www.axelspringer-syndication.de/angebot/lizenzierung



1. (1.) Bayern München 20 15 3 2 34:12 23 24:14 25 58:26 48
2. (2.) RB Leipzig 20 12 5 3 19:6 25 16:11 16 35:17 41
3. (3.) VfL Wolfsburg 20 10 8 2 17:8 21 15:11 17 32:19 38
4. (4.) Eintracht Frankfurt 20 9 9 2 17:11 17 24:18 19 41:29 36
5. (5.) Bayer 04 Leverkusen 20 10 5 5 21:13 18 16:8 17 37:21 35
6. (6.) Borussia Dortmund 20 10 2 8 20:12 16 19:17 16 39:29 32
7. (7.) Bor. Mönchengladbach 20 8 8 4 19:13 19 18:18 13 37:31 32
8. (9.) SC Freiburg 20 8 6 6 24:16 19 11:17 11 35:33 30
9. (8.) Union 20 7 8 5 21:12 17 13:13 12 34:25 29

10. (10.) VfB Stuttgart 20 6 7 7 13:15 8 24:19 17 37:34 25
11. (11.) Werder Bremen 19 5 7 7 9:13 9 15:14 13 24:27 22
12. (12.) 1899 Hoffenheim 20 6 4 10 16:16 11 14:21 11 30:37 22
13. (13.) FC Augsburg 20 6 4 10 11:19 11 9:13 11 20:32 22
14. (14.) 1. FC Köln 20 5 6 9 11:19 6 9:14 15 20:33 21
15. (15.) Hertha BSC 20 4 5 11 11:20 8 14:16 9 25:36 17
16. (16.) Bielefeld 19 5 2 12 10:16 12 5:16 5 15:32 17
17. (17.) Mainz 05 20 3 4 13 10:19 8 9:21 5 19:40 13
18. (18.) Schalke 04 20 1 5 14 8:22 5 7:30 3 15:52 8
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20. SPIELTAG

Champions League Europa League Relegation Absteiger

Sp. Gew. Un. Verl. Heim Auswärts Tore Pt.

BUNDESLIGA 20. SPIELTAGZWEITE LIGA

Die nächsten Spiele: Freitag, 20.30 Uhr: �RB Leipzig – FC Augsburg; �Samstag., 15.30 Uhr: �Borussia Dortmund –
TSG Hoffenheim, Bayer Leverkusen – Mainz 05, Werder Bremen – SC Freiburg, VfB Stuttgart – Hertha
BSC; �18.30 Uhr: �Union Berlin – Schalke 04; �Sonntag, 15.30 Uhr: �Eintracht Frankfurt – 1. FC Köln; �18.00 Uhr: �VfL
Wolfsburg – Borussia Mönchengladbach; �Montag, 20.30 Uhr: �Bayern München – Arminia Bielefeld.

Aue – Hamburg........................ 3:3 (1:3) St. Pauli – Sandhausen..........2:1 (0:0) Braunschweig – Hannover ...1:2 (1:2) Darmstadt – Nürnberg .........1:2 (0:0) Osnabrück – Bochum............. 1:2 (0:2) Karlsruhe – Regensburg ........0:0 (0:0) Paderborn – Heidenheim...abgesagt Greuther Fürth – Würzburg.4:1 (1:1) Düsseldorf – Kiel ..................Mo., 20:30 
20. Spieltag Sp Tore Pt. 

1. Hamburg 20 46:25 41
2. Bochum 20 38:22 39
3. Greuther Fürth 20 41:24 38
4. Kiel 19 32:19 36
5. Karlsruhe 20 33:27 33
6. Hannover 20 31:22 32
7. Düsseldorf 19 28:24 32
8. Aue 20 30:28 29
9. Paderborn 19 24:23 26

10. Heidenheim 19 26:26 26
11. Regensburg 20 23:26 25
12. Nürnberg 20 27:32 23
13. Darmstadt 20 31:36 22
14. St. Pauli 20 31:37 22
15. Osnabrück 20 21:31 22
16. Sandhausen 20 22:39 18
17. Braunschweig 20 19:41 17
18. Würzburg 20 22:43 12

Hannover – Paderborn  12.2. Kiel – Würzburg  12.2. Heidenheim – Aue  13.2. Hamburg – Greuther Fürth  13.2. Regensburg – Düsseldorf  13.2. Sandhausen – Karlsruhe  13.2. Nürnberg – St. Pauli  14.2. Darmstadt – Osnabrück  14.2. Bochum – Braunschweig  14.2. 

Villa – Arsenal............................ 1:0 (1:0) Burnley – Brighton................... 1:1 (0:1) Newcastle – South.................. 3:2 (3:1) Fulham – West Ham .............. 0:0 (0:0) Man. United – Everton........... 3:3 (2:0) Tottenham – Bromwich ........2:0 (0:0) Wolves – Leicester .................. 0:0 (0:0) Liverpool – Man. City.............. �1:4 (0:0)Sheffield – Chelsea..................................Leeds – Crystal Pal..............Mo., 21:00 
23. Spieltag Sp Tore Pt. 

1. Man. City 22 43:14 50
2. Man. United 23 49:30 45
3. Leicester City 23 39:25 43
4. FC Liverpool 23 44:29 40
5. West Ham 23 34:28 39
6. FC Everton 21 34:28 37
7. Tottenham 22 36:22 36
8. FC Chelsea � 22 36:23 36
9. Villa 21 36:24 35

10. FC Arsenal � 23 27:23 31
11. Leeds 21 36:38 29
12. Southampton 22 29:37 29
13. Crystal Palace 22 27:37 29
14. Wolves 23 23:31 27
15. Brighton 23 25:30 25
16. Newcastle 23 25:38 25
17. FC Burnley 22 14:29 23
18. Fulham 22 17:31 15
19. Bromw. Albion 23 18:54 12
20. Sheffield 22 14:35 11

ENGLAND

D ie Kölner sind auch nicht mehr
das, was sie einmal waren. Ja, der
alte Adenauer, der war noch aus
Hartholz geschnitzt. Wenn nicht
erstunken und erlogen ist, was

man hört, pflegte der Altkanzler jeden Morgen
zu sagen: „Was geht mich mein Geschwätz von
gestern an?“

Auch Toni Schumacher hat sich höchst un-
gern entschuldigt. Im WM-Halbfinale 1982
streckte der Kölner Torwart den Franzosen
Battiston nieder, der verlor drei Zähne, wurde
mit einer Gehirnerschütterung weggetragen,
und Schumacher lehnte sich lässig an den Pfos-
ten, kaute Kaugummi und sagte hinterher: „Ich
zahl’ ihm die Jacket-Kronen.“

Ein Sorry? Alle, die das damals vom tollküh-
nen Toni verlangt hätten, hätte er gleich auch
noch weggerammt und gezischt: „Ihr Spacken!“

Spacken sagen Fußballer dann, wenn sie
meinen, dass Dummkopf und Idiot nicht mehr
reicht, und dieser Tage ist das deutliche Wort
dem Kölner Kicker Dominick Drexler entfah-
ren. Er saß im Mannschaftsbus, der am Geiß-
bockheim losfuhr zum rheinischen Derby in
Gladbach, und mit einem „Kölle Alaaf“ auf den
Lippen zündeten draußen ein paar FC-Fans
zur Verabschiedung ihre Leuchtraketen und
bengalischen Feuer. Und weil Fußballstars
auch im Bus ständig irgendwelche Videos dre-
hen, kursierte im Internet sofort eines, in dem
Drexler in Richtung der Knallerbsen schreit:
„Was für Spacken!“

 �Früher war er selbst Fan. Als Jungspund
stand er in der FC-Kurve, er ist dort quasi so-
zialisiert worden – und hätte sich jetzt bequem
damit herausreden können, dass er damals das
Wort „Spacken“ gelernt und nach Niederlagen
die FC-Stars damit beschimpft hat. Doch was
tut er?

 �„Sorry“, sagt Drexler.
 �„Aufrichtig und von Herzen“ hat der Un-

glückliche sich am Samstag entschuldigt in ei-
nem offiziellen Kommuniqué des Geißbock-
vereins. Sportchef Horst Heldt brummt ihm
außerdem eine saftige Geldstrafe auf, wie die-
sem anderen Dödel im Bus, der das Video ge-
dreht und verbreitet hat. Wenn ein Klub weiß,
wie man sich entschuldigt, dann die Kölner.
Letzte Woche installierten sie einen neuen
Mediendirektor, den Journalisten Fritz Esser.
Bis herauskam. dass der einmal öffentlich der
AfD applaudiert und FC-Fans als „Schwachma-
ten“ beleidigt hat. �Kölns Bosse machten die
Personalie rückgängig und gingen in Sack und
Asche: „Wir bitten alle Mitglieder und Fans um
Entschuldigung.“

 �Köln halt? Jecken? Das wäre zu kurz ge-
sprungen. Denn der ganze Fußball tickt immer
öfter nach dem Motto: Um den Kopf aus der
Schlinge zu ziehen, muss der Entgleisung die
unverzügliche Reue folgen. Kein Tag vergeht
mehr, an dem nicht um Verzeihung gefleht
wird, mit dem Ausdruck des höchsten Bedau-
erns. Letzte Woche kam heraus, dass sich Con-
stantin Tolisso vom FC Bayern und der Zu-

ckerhut-Zauberer Cunha von Hertha BSC ver-
botenermaßen in Tattoo-Studios verschönert
hatten – und entsetzt riefen die zwei lauthals
Sorry.

 �Oder Thomas Hitzlsperger, in Stuttgart.
Wochenlang hatte der Vorstandschef der VfB-
AG �forsch erklärt, dass er bei der nächsten
Wahl gegen Präsident Claus Vogt antritt, weil
er den für eine jämmerliche Niete hält, die den
Verein ruiniert. Die mit Vogt geistig verbandel-
ten organisierten VfB-Fans stellten Hitzlsper-
ger darauf als Daimler-Hampelmann und Mer-
cedes-Marionette hin – und statt im Rich-
tungskrieg seinen Mann zu stehen und Vogt im
Gegenzug als Marionette der Ultras zu über-
führen, ging der Ex-Meisterspieler vor ein paar
Tagen in die Knie und steht jetzt da wie das Ab-
ziehbild einer Führungsfigur. �

 �„Sorry“, sagt Hitzsperger.
 �So eine Entschuldigung gehört mittlerweile

zum Spiel wie der Ball oder wie die körperfül-
lenden Tattoos der Protagonisten. Die ersten
Fußballer lassen sich angeblich schon das Hirn
absaugen oder tieferlegen, aber der wahre Mo-
detrend ist das Sorry, wie im Rest der Welt.
„Sorry“-Grußkarten boomen, „Sorry“, singt
Madonna, und rund um die Uhr wird derart
zweckdienlich um Verzeihung gefleht, dass im
Internet schon eine „Sorry“-Software herun-
tergeladen werden kann.

 �Die hohe Schule des Pardons, das ist es, wo-
rauf auch die Fußballer schwören. Ein ge-
schmeidiges Sorry ist wie eine gelungene
Schwalbe im Strafraum, man weiß es spätes-
tens seit Stefan Effenberg. Als der sich in sei-
ner Blütezeit als Bayern-Star anlässlich einer
Meisterfeier einmal danebenbenahm, hat er
sich tags darauf geschwind mit seinem Alko-
holpegel entschuldigt – worauf ihm „Bild“ im
Namen aller Durstigen auf der Stelle verzieh:
„Ist okay, Effe!“ Die Sache war erledigt, Prost.
Seither sagt jeder Fußballer, wenn er nach dem
Kater wieder alle Sinne beisammen hat, sofort
Sorry.

 �Woran man eine überzeugende Entschuldi-
gung erkennt? Die Wissenschaft ist sich einig,
dass sich die unverfälschte Reue vor allem in
Form einer demütigen Grundhaltung zeigt,
und der hängende Kopf sollte dabei einherge-
hen mit einem halbwegs verschämten Ge-
sichtsausdruck – also mit all den Dingen, die
am Wochenende auch Dominick Drexler als ef-
fektive Stilmittel des glaubhaften Bedauerns
eingesetzt hat.

 �Aber noch lassen die Kölner ihn zappeln.
„Wer seine Fans Spacken nennt“, twittert FC-
Ikone Lukas Podolski, „hat dieses Trikot nicht
verdient.“ Und die Rückkehr der Helden nach
dem Derbysieg in Gladbach geriet für den Bö-
sewicht zum Spießrutenlauf, durch den Hin-
tereingang musste er vor den Ultras gerettet
werden, die feindselig durch ihre Zähne zisch-
ten: „Wo ist Drexler?“ Der sitzt jetzt zitternd
zu Hause und fragt sich im Namen aller Fuß-
ballspieler: Glauben die ersten Spacken unsere
täglichen Sorrys nicht mehr?

Kölns Mittelfeldspieler Dominick Drexler brachte am Wochenende die eigenen Fans gegen sich auf
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Ein Sorry kann
eine Schwalbe im
Strafraum ersetzen
Der Fußball schwört auf die hohe Schule der Entschuldigung.
Fragen Sie Stuttgarts Thomas Hitzlsperger. Oder Dominick
Drexler und die Kölner / � �Ein Querpass von Oskar Beck

Tristesse pur: Auch mit Zugang Mus-
tafi war Schalke nicht in der Lage, die
14. Saisonniederlage abzuwenden
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Elfm. = ElfmeterET = EigentorDie Zahlen in den Trikots sind die Noten für die Spieler

Im Kampf um den Aufstieg
mischt auch die SpVgg Greut-
her Fürth weiterhin mit. Der

Tabellendritte der zweiten Liga
gewann daheim gegen Schluss-
licht Würzburg 4:1 (1:1). Es war
der dritte Sieg in Folge. �

Beim Debüt von Zugang Rajiv
van la Parra, dem Halbbruder
von Liverpools Georginio
Wijnaldum, hatte Ridge Munsy
die Gäste in der 15. Minute in
Führung gebracht, ehe Dickson
Abiama (28.) beim Ausgleich von
einer verpatzten Kopfballrück-
gabe von Christian Strohdiek
profitierte. Kapitän Branimir
Hrgota (50., 80. Foulelfmeter)
entschied nach der Pause mit
seinem zweiten Doppelpack
nacheinander die Partie. Seinem
3:1 war allerdings ein umstritte-
ner Elfmeterpfiff nach einem
vermeintlichen Foul von Keeper
Hendrik Bonmann an Jamie Le-
weling vorausgegangen. Robin
Kehr (87.) sorgte nach einem So-
lo für den Schlusspunkt.

Regensburg, das unter der
Woche den Bundesligisten 1. FC
Köln im DFB-Pokal-Achtelfinale
bezwungen hatte, kam beim
Karlsruher SC zu einem 0:0. �Da-
bei überstanden die Gäste nach
der Gelb-Roten Karte für Bene-
dikt Gimber (78. Minute/wieder-
holtes Foulspiel) auch eine
Schlussphase in Unterzahl. DW �

Greuther
Fürth hält
Aufstiegs-Kurs
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A uf die Perspektive kommt es an. Und auf das
Gespür für den richtigen Moment. Einen
Auslöser drücken kann beinahe jeder, und
auch die Hürden für eine technisch saubere
Aufnahme sind seit den Plattenkameras der �

ersten Lichtbildreporter um 1900 ständig niedriger 
geworden. Dennoch �gibt es große Fotografen, die 
eindrucksvolle Aufnahmen machen, von denen einige zu
Ikonen aufsteigen, ins Bildgedächtnis einer ganzen 
Nation eingehen. Was sie unterscheidet von den Aber-
millionen Gelegenheitsknipsern, sind der Blick für die
Perspektive und das Gespür für den richtigen Moment. �

Beides hatte Sven Simon, der mit bürgerlichen Na-
men Axel Springer junior hieß. Am 7. Februar 1941 in
Hamburg als zweites Kind und erster Sohn des späteren
Verlegers Axel Springer (in dessen Unternehmen �seit
1953 auch WELT erscheint) geboren, jährt sich 2021 sein
Geburtstag zum 80. Mal. Doch Sven Simon schied schon
Anfang 1980 �mit knapp 39 Jahren aus dem Leben. Geblie-
ben sind von ihm, neben den Erinnerungen seiner Fami-
lie, Tausende beeindruckende Fotos. Sie �zeigen, dass
Sven Simon wie wenige andere Fotografen seiner Zeit
Augenblicke und Persönlichkeiten auf Film bannen
konnte. �Jeder, wirklich jeder einigermaßen aufmerksame
heutige Deutsche kennt Aufnahmen von Sven Simon. �

VON SVEN FELIX �KELLERHOFF

Zum Beispiel wie Uwe Seeler 1966 nach dem �„Wem-
bley-Tor“ und dem verlorenen Finale bei der Fußball-
WM in London geknickt vom Spielfeld geleitet wird.
Ober wie Willy Brandt 1970 vor dem Denkmal für den
Gettoaufstand in Warschau auf die Knie sinkt und ein
ganzes Rudel von Fotografen und Kameraleuten ihn da-
bei ablichtet. Sven Simon jedoch steht (mit deutlich we-
niger Kollegen) auf der anderen Seite und hält den Kon-
trast zwischen der großen, laut Brandt spontanen Geste
und der in einer Mediendemokratie (der Bundesrepu-
blik, nicht der damaligen Volksrepublik Polen) unver-
meidlichen Präsenz von Berichterstattern fest. �

Springer junior, der sich während seines Volontariats
das Pseudonym �„Sven Simon“ zulegt, sucht stets den an-
deren Blickwinkel. Das zeigen gut seine Porträts der ers-
ten fünf Bundeskanzler, die er allesamt wiederholt,
manchmal sogar oft ablichtet. Vielleicht hilft ihm dabei
sein bürgerlicher Name, also die Bedeutung seines Va-
ters als Verleger. Aber selbst wenn das so gewesen wäre,
schmälert es keineswegs die exzellente Qualität vieler
seiner Aufnahmen. �Etwa der Serie, die den Maler Oskar
Kokoschka 1966 beim Porträtieren des Gründungskanz-
lers Konrad Adenauer zeigt. Drei Wochen nimmt sich
der 90-Jährige Zeit, dem ebenfalls schon 80-jährigen Ex-
pressionisten Modell zu stehen. Sven Simon ist mit der
Kamera in Cadenabbia �am Comer See dabei.

Gute Porträts brauchen Nähe und Ruhe. Das strahlen
Sven Simons �Aufnahmen von Adenauers �Nachfolger
Ludwig Erhard aus. Der Fotograf darf 1965 im kurz zu-
vor �eingeweihten �gläsernen Kanzlerbungalow im Park
hinter dem Palais Schaumburg in Bonn am Rhein auf-
nehmen; ihm gelingt eine Gegenlichtaufnahme �des als
Wirtschaftsminister ebenso erfolgreichen wie als Regie-
rungschef erfolglosen �Erhard. Als der zweite Bundes-
kanzler am 30. November 1966 zurücktritt und seinen
Amtssitz, das Palais Schaumburg, verlässt, drückt Sven
Simon wenige Meter hinter ihm auf den Auslöser: das
klassische Motiv für einen abtretenden Politiker. �

Auch �Erhards Nachfolger Kurt Georg Kiesinger lässt
Simon nah an sich heran – obwohl stets klar ist, dass
Springer junior �sich als Fotojournalist sieht, nie als Hof-
berichterstatter. Der dritte Kanzler vor einem Spiegel
beim Richten der Krawatte anlässlich �einer TV-Anspra-
che mit verschmitztem Lächeln: So etwas gelingt nur ei-
nem anerkannten wie eigenständigen Berichterstatter.

So jemand kann dann auch Inszenierungen umsetzen,
die schier unglaublich klängen, wären sie nicht durch Fo-
tos belegt: Als Kiesinger, körperlich ein Hüne, 1969 sei-
nen Nachfolger Willy Brandt im Kanzlerbüro begrüßt
(wie es für einen abtretenden �Spitzenpolitiker �in einer
Demokratie selbstverständlich ist), wird deutlich: Ein
Doppelporträt mit dem einen ganzen Kopf kleine-
ren �SPD-Vorsitzenden �muss zwangsläufig zum Nachteil
des vierten Bundeskanzlers ausfallen. Sven Simon
schafft es, seine Protagonisten zu einer ungewöhnlichen
Geste zu bewegen: Brandt stellt sich auf eine Material-
kiste, und Kiesinger nimmt es hin, dass so der scheiden-
de und der neue Kanzler auf Augenhöhe erscheinen. �

Ein weiteres berühmtes und oft zu sehendes Brandt-
Porträt gelingt Springer junior 1970 in Erfurt: Der Bun-
deskanzler schaut aus dem Fenster des Hotels „Erfurter
Hof“ beim ersten Besuch eines westdeutschen Regie-
rungschefs in der DDR. Man sieht ihm an, wie das Amt
ihn in nur einem Jahr hat altern lassen und wie er an der
Teilung Deutschlands �leidet. Das hat Brandt gewiss mit
Sven Simon (und Axel Springer) gemein. �

Die sicher persönlichsten Fotos eines Bundeskanzlers
macht der Fotograf von Helmut Schmidt. Das hat einen
einfachen Grund – Loki, die Frau des Politikers, ist eine
Zeitlang in Hamburg die Lehrerin von Axel junior gewe-
sen. Schon 1966, Schmidt ist gerade erst aus der Ham-
burger Stadtpolitik zurückgekehrt nach Bonn, begleitet
er die Familie auf einer privaten Reise in die Sowjetuni-
on. Es entstehen Fotos eines nachdenklichen Mannes,
der offensichtlich nach Höherem strebt. �

Bei anderen Politikern hätte eine Aufnahme wohl
peinlich gewirkt, wie sie Sven Simon 1973 von Helmut
Schmidt macht: Im Freizeitlook, mit der Pfeife im Mund,
liest der Bundesfinanzminister und schon klar zweite
Mann der Bundesregierung nach Brandt in einem
Grundgesetzkommentar. Sven Simon schaffte es, dieses
Motiv mit Schmidt würdig aussehen zu lassen.

Seine Aufnahmen von �Loki �und �Helmut Schmidt zeu-
gen von einer großen Sympathie und sind gleichwohl
nicht anbiedernd. Nur wenn ein Reporter diesen Spagat
schafft, können ihm regelmäßig Aufnahmen gelingen,
die Teil der Zeitgeschichte werden. Zu den großen Foto-
grafen der Bundesrepublik gehört Sven Simon ohne
Zweifel, neben Legenden der Bonner Republik wie dem
älteren Jupp Darchinger �oder dem sechs Wochen jünge-
ren �Konrad R. Müller. Gemeinsam ist ihnen bei allen sti-
listischen Unterschieden das Gefühl für den besonderen
Blickwinkel �und den richtigen Augenblick.

T Neue Geschichten aus der
Geschichte lesen Sie täglich auf:
www.welt.de/geschichte

Hommage an einen Fotografen
Am 7. Februar 2021 wäre Axel Springer junior
80 Jahre alt geworden. Aus diesem Anlass haben sein
Sohn Axel Sven Springer und Lars-Broder Keil, der
Leiter des Unternehmensarchivs der Axel Springer SE,
einen Bildband mit ausgewählten Aufnahmen aus dem
Bestand der immer noch aktiven Fotoagentur Sven
Simon herausgegeben („Das besondere Bild. Werk und
Leben des Fotografen Sven Simon“. Edition Braus. 
144 S., 20 Euro). Die berühmten Ikonen sind darunter,
aber auch Wiederentdeckungen wie sehr private 
Aufnahmen von Romy Schneider mit ihrem kleinen
Sohn David, die Porträts von Kubas Machthaber
Fidel Castro oder Aufnahmen aus Israel 1967 bis 1973. �
Nebenbei klären die beiden Herausgeber auch auf,
dass eines der bekanntesten Bilder der Agentur Sven
Simon, die schwarz-weiße Aufnahme von David Ben
Gurion mit seinem Enkel, erstens nicht wie meist zu
lesen in der Negev-Wüste entstand, sondern bei Tel
Aviv, und dass zweitens diese Aufnahme Rosemarie
Springer machte, seine Frau – Axel junior fotografierte
in dem kurzen möglichen Zeitfenster mit einer �Kamera
mit Farbmaterial. sfkAG
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SVEN SIMON und 
die fünf Bundeskanzler �
Axel Springer �junior gehört �zu den namhaftesten deutschen Fotografen 
der 60er- und 70er-Jahre. Ein Bildband erinnert an sein Wirken

Zu Helmut Schmidt und seiner Frau Loki (o. 1966 in Moskau) hatte Sven Simon
ein besonders enges Verhältnis. Das zeigen auch Bilder, die andere Fotografen von
ihnen machten (u.l. und u.r.) in der Redaktion von WELT AM SONNTAG

Die ersten vier Bundeskanzler
wurden wiederholt das Motiv
für Sven Simon 
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Diese junge Frau war offenbar jemand,
der Selbstbewusstsein daraus schöpfte,
dass man Angst vor ihr hatte. Sie wollte
dieses Monster sein, das man aus ihr
machte! Als sie 1998 endlich im Gefäng-
nis saß, ist ihr ein riesiger Stein vom
Herzen gefallen. Sie wusste, dass sie
sich nicht mehr mit ihren Ängsten und
Mordfantasien auseinandersetzen
musste, weil sie in einem geschützten
Raum war.

Was sagt Frau H. selbst dazu? Sie ha-
ben ja versucht, sie zu kontaktieren.
Nichts. Leider. Ich habe verschiedene
Anläufe unternommen. Ich habe ihr ei-
nen Brief geschrieben, Kontakt über die
Anwälte gesucht, später dann das Buch
geschickt. Aber ich habe nie etwas von
ihr selbst gehört. Ich weiß aber von ih-
rem Anwalt, dass sie sehr aufgewühlt
war, nachdem ich ihr 2016 einen Brief
geschickt hatte. Das war nach der Ge-
richtsverhandlung, wo sie auf ihren Ge-
ständniswiderruf angesprochen worden
war. Der Anwalt sagte dann aber, sie
selbst, aber auch er seien nicht an Spe-
kulationen über eine alternative Täter-
schaft interessiert.

Sie hat ihre Geständnisse widerrufen?
Genau. Caroline H. wurde ja für zwei
Morde und einen versuchten Mord an
einer Buchhändlerin verurteilt. Nach-
dem die Polizei ihre Verhaftung be-
kannt gegeben hatte, hat sie am Tag da-
rauf den Angriff auf die Buchhändlerin
widerrufen. Später, als sie längst in Haft
war, hat sie gegenüber ihrer Therapeu-
tin die Geständnisse zu den Morden
ebenfalls zurückgenommen.

Warum haben diese Zweifel, diese
schwachen Beweise, die Widerrufe
niemanden interessiert?
Das frage ich mich auch. Auch ihre Weg-
gefährten haben ja Zweifel geäußert. Sie
konnten einfach nicht glauben, dass aus
diesem jungen Mädchen – dem
„Schluck Wasser“, wie sie einer be-
schrieb – ein solches Monster geworden
sein sollte. Und in der Tat gab es diese
Zweifel ja auch im Justizbereich. Öf-
fentlich war das aber nie ein Thema.

Woran könnte das liegen?

Die Erleichterung, diese Taten endlich
aufgeklärt zu sehen, war riesig. Es wa-
ren ja zehn Jahre vergangen. Dieser dra-
matische Parkhausmord, eine Frau mit
durchgeschnittener Kehle, der war im-
mer noch ungelöst. Dann kam es zu
dem zweiten ungelösten Mord und dem
Angriff auf die Buchhändlerin in der
Kirchgasse – da war eine große Angst
da. Und dann kam diese junge Brand-
stifterin, die man ja schon von früheren
Verfahren kannte. Sie erzählte von
Mordfantasien, bei denen man sich
nicht sicher war, waren das nun Fant-
asien oder doch Realität? Als sie dann
gestand, ist den Strafverfolgungsbehör-
den sicherlich ein Stein vom Herzen ge-
fallen. Das löste gleich zwei Fälle, deret-
wegen die Polizei in Zürich mächtig un-
ter Druck stand.

Spielte auch die Faszination der „bö-
sen Frau“ eine Rolle?
Das ist denkbar. Damals titelte eine Zei-
tung: „Der Mörder ist kein brutaler Sex-
Gangster – sondern eine Frau“. Eine
junge Frau, die offenbar bereits das ab-
grundtief Böse in sich trug – das war na-
türlich eine faszinierende Story. Wo-
chenlang wurde über weibliche Abgrün-
de berichtet. Es gab sogar die These,
dass womöglich der böse Feminismus
dazu geführt habe, dass nun auch die
Frauen zu Mörderinnen werden wür-
den. Offen gesagt: Da brannten bei eini-
gen Kollegen die Sicherungen durch.

Auch die spätere Sicherheitsverwah-
rung ist beispiellos. Warum?
Es gibt kaum ein Vorbild dafür, dass ei-
ne Frau quasi aus dem Nichts heraus
zur mehrfachen Mörderin wird. Es gibt
ja Theorien über Serienmorde. Da passt
Frau H. aber nicht so recht hinein. Sie
hat etwa nicht, wie etwa die US-Serien-
mörderin Aileen Wuornos, als Kind und
Jugendliche frühkindliche Verwahrlo-
sung und sexuellen Missbrauch erlebt.
Ihre Geschichte ist also außergewöhn-
lich, und das blieb auch im Strafvollzug
so. Seit 1998 war sie nie mehr in Frei-
heit, sie saß zudem über 15 Jahre aus-
schließlich in Isolationshaft. Frau H. hat
eine Einzelzelle, weil sie als gemeinge-
fährlich galt, etwa für die Mitinsassin-
nen und das Personal. Tatsächlich hat

sie als Insassin verschiedene Angriffe
auf Gefängnispersonal verübt. Meine
Kollegin Brigitte Hürlimann hat Frau H.
übrigens mehrmals besucht und mit ihr
darüber gesprochen, wie sie sich fühlt.
„Wie lebendig begraben“, sagte H. ihr
damals. In den vergangenen Jahren aber
gab es Vollzugslockerungen, weil sie
sich gut verhalten hat. Sie darf etwa nun
mit anderen Insassen zusammen essen.

Aber ohne Aussicht auf Freiheit?
Nein. Das ist ja das Erschütternde. Ca-
roline H. – sie ist mittlerweile 48 Jahre
alt – hat kaum eine Perspektive.

Hat sich seit der Buchveröffentli-
chung 2020 noch etwas getan?
Es haben sich erneut Informanten ge-
meldet, doch das ist alles im Sande ver-
laufen. Ich habe aber mit Juristen ge-
sprochen, die glauben, dass mein Buch
und die Aussagen des Mandanten Hu-
gentobler reichen würden, um eine Re-
vision anzustreben. Für eine Revision
braucht es ja begründete Zweifel oder
neue Beweise. Aber ein Revisionsgesuch
müsste Frau H. schon selbst stellen.
Fraglich ist ja auch: Würde der Infor-
mant die Aussagen in einem Verfahren
wiederholen? Während meiner Recher-
chen hat er gezögert und wollte nicht
öffentlich auftreten, weil er Angst vor
dem alternativen Täter hatte. Ängste,
die ich für sehr plausibel halte.

Wieso?
Verschiedene Personen, die den alterna-
tiven Täter kennen und kannten, haben
mich vor ihm gewarnt. Er sei unbere-
chenbar. Einer, der sein ganzes Leben
mit Schwerverbrechern zu tun hatte
und ihn kannte, sagte mir sogar: „So ei-
nen wie den würde man heute nicht
mehr rauslassen.“ Ich selbst habe mit
ihm ein Interview geführt, das mir noch
immer in den Knochen steckt. Er war
erst sehr freundlich – und äußerte dann
eine Sekunde später Morddrohungen
gegen andere Personen. Als wenn ein
Schalter umgelegt worden wäre. Sehr
beunruhigend.

T Carlos Hanimann: Caroline H.
Die gefährlichste Frau der Schweiz?, 
Echtzeit Verlag, 24 Euro.

Blick ins Parkhaus
Urania im Jahr 1991,

dem Jahr, in dem dort
auch der Mord an einer

29-Jährigen begangen
wurde. Seit dem Fall gibt

es in der Schweiz
Frauenparkplätze
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AG„Sie wollte dieses

Monster sein, das aus ihr
gemacht wurde“

S ie war gerade erst 18 gewor-
den, da tötete Caroline H.
das erste Mal. Im Züricher
Parkhaus Urania erstach sie
am 26. Juni 1991 Barbara B.,

29. Sie verachte Frauen, das Klackern
der hohen Schuhe von B. habe sie ag-
gressiv gemacht, sagte die gebürtige Ös-
terreicherin dazu später vor Gericht.
Die Tat blieb zunächst unaufgeklärt.
Sechs Jahre später griff H. wieder zum
Messer. �Am Zürichsee schnitt sie Johan-
na G., 61, mit einem Teppichmesser die
Kehle durch. 1998 wurde in Zürich er-
neut eine Frau angegriffen, eine 78 Jah-
re Buchhändlerin, die mit Messersti-
chen schwer verletzt wird.

VON KERSTIN ROTTMANN

Für die Polizei war Caroline H. da
keine Unbekannte mehr: Sie war als no-
torische Brandstifterin aktenkundig,
hatte seit ihrer Jugend Dutzende Brän-
de gelegt und saß deswegen auch schon
in Haft. 1998 war es wieder so weit: H.
hatte sich zuvor selbst in die Psychiatrie
eingewiesen. Weil sie dort einen Beam-
ten angriff, kam sie in Untersuchungs-
haft. In den Vernehmungen sprach sie
über Gewaltfantasien, Träume, die sie
habe – von einem Mord in einem Park-
haus etwa. Im Verhör gestand H. den
Parkhausmord, aber auch den Mord am
Zürichsee sowie den Übergriff auf die
Buchhändlerin. 2001 wurde sie deshalb
zu lebenslanger Haft mit anschließen-
der Verwahrung verurteilt. 19 Jahre spä-
ter machte ihr Fall erneut Schlagzeilen:
Der Reporter Carlos Hanimann, 38, roll-
te den Fall der bekanntesten Mörderin
der Schweiz für das Magazin „Republik“
noch einmal auf. Rund 30 Jahre nach
der vermutlich ersten Bluttat von Caro-
line H. sprach WELT mit ihm über ein
schier unglaubliches Szenario.

WELT: Eine Frau, die seit 19 Jahren in
Haft sitzt, für die ein ganzer Hochsi-
cherheitstrakt gebaut worden ist – die
könnte unschuldig sein. Wie kommen
Sie denn darauf?
Carlos Hanimann: Ich habe vor fünf
Jahren jemanden kennengelernt, der an
der offiziellen Version der Morde zwei-
felt. Der Fall Caroline H. ist ja einer der
bekanntesten Kriminalfälle in der Ge-
schichte der Schweiz. Diesen Informan-
ten nenne ich im Buch den „Hugentob-
ler“, er vertritt eine alternative Theorie.

Wie lautet die?
Der Hugentobler glaubt, einen der bei-
den Morde, für die Caroline H. verur-
teilt wurde, habe ein anderer begangen.
Ihm soll in den Tagen vor diesem „Mord
beim Chinagarten“ ein anderer Mann
die Tat quasi angekündigt haben. Dieser
Mann habe sehr detailliert und glaub-
würdig beschrieben, wie er eine Frau tö-
ten wolle. Er glaubte deshalb bereits
seit 20 Jahren, dass hinter diesem Mord
eben nicht Caroline H. steckt. Ich be-
zweifelte diese Theorie zunächst, habe
dann aber trotzdem angefangen, den
Fall neu aufzurollen.

Was spricht denn dafür, dass H. – eine
Frau, die zum Zeitpunkt des ersten
Mordes gerade erst volljährig gewor-
den war – auch den Parkhausmord
womöglich nicht begangen hat?
Es gibt drei Elemente, die mich mit zum
Zweifeln gebracht haben: die dünne Be-
weislage, die Unglaubwürdigkeit der
Person, die gestanden hat, und der Ver-
dacht einer alternativen Täterschaft.

Können Sie das im Detail ausführen?
Caroline H. wurde ja allein aufgrund ih-
rer Geständnisse verurteilt. Es gab kei-
ne DNA, keine Fingerabdrücke, keine
Tatwaffe, keine Zeugen, kein einziges
Beweismittel außer den Geständnissen.
Geständnisse sind ja wertvoll. Aber man
weiß auch, dass sie sehr fehleranfällig
sind. Ihre Schuldeingeständnisse waren
zudem detailarm. Sie konnte beispiels-
weise wenige Angaben machen, wie ge-
nau sie diese Frauen umgebracht hat.
Insbesondere der Mord im Parkhaus
blieb sehr vage. Das Gericht erklärte das
damals so, dass sie die Details womög-
lich verdrängt hatte.

Hatte Caroline H. denn Täterwissen?
Die Polizisten sagen, sie hatte es. Die
Richter teilten diese Ansicht. Aber was
war dieses Täterwissen? Beim Park-
hausmord wusste sie, dass die Frau ei-
nen Autoschlüssel in der Hand hatte,
und dass das Opfer Schuhe mit kla-
ckernden Absätzen trug. Ich will das
nicht kleinreden. Aber wenn eine Frau
aus einer Parkgarage kommt, dann ist es
sehr wahrscheinlich, dass sie einen Au-
toschlüssel dabei hat, und dass sie Ab-
satzschuhe trägt, dürfte auch für einen
hohen Prozentsatz an Frauen zutreffen.

Was lässt Sie noch zweifeln?
Den Parkhausmord kann man zeitlich
genau eingrenzen. Das spätere Opfer
hatte in Zürich ein Festkleid gekauft.
Sie ist dann mit dem Auto in die Garage

eingefahren und hat ein Parkticket ge-
zogen. Drei Minuten, nachdem sie die-
ses hatte, ging schon der Notruf bei der
Polizei ein. Drei Minuten! Das heißt, in
dieser kurzen Zeit muss die Täterin
oder der Täter die Frau getötet haben.
Übrigens waren beim Parkhausmord
auch Hinweise auf einen Raubmord vor-
handen. Zeugen wollten zwei „südlän-
disch aussehende Männer“ beim Verlas-
sen der Garage beobachtet haben. Die
Handtasche der Toten fand man zudem
später ein Stockwerk entfernt – ohne
Geldbörse.

Kommen wir zur mangelnden Glaub-
würdigkeit. Was lässt Sie da zweifeln?
Es gibt mindestens sechs verschiedene
Gutachten zu Frau H. Darin wurden ihr
verschiedene Persönlichkeitsstörungen
attestiert: Mal war es eine dissoziale Per-
sönlichkeitsstörung, mal ein Borderline-
Störung. Sie selbst sagte in einem Inter-
view, sie habe ein Asperger-Syndrom.
Zudem hat sie in den Untersuchungen
von früheren Strafverfahren (Brandstif-
tung) Falschaussagen gemacht. Damals
hat H. Taten zugegeben, die sie nicht be-
gangen hatte. Und in den rechtskräftigen
Urteilen von damals steht, dass die Per-
sönlichkeitsstruktur der Angeklagten für
eine Falschaussage geradezu prädesti-
niert sei. Da muss man doch an ihren
Aussagen zweifeln – zumal wenn sie so
vage sind!

Aber warum sollte ein Mensch etwas
gestehen, was er oder sie nicht getan
hat, und dafür sogar in Haft gehen?
Es könnte an einem schwachen Selbst-
wertgefühl liegen. Polizisten, aber auch
Vertraute von ihr haben das mir gegen-
über angedeutet, H. habe die Schwäche
anderer verachtet, wollte selbst stark
erscheinen, sich förmlich erheben über

andere. Das wäre ein durchaus plausib-
ler Grund: Energie daraus zu schöp-
fen, als gefährliche Mörderin zu gel-
ten. Personen, die in den Neunzi-
gern engen Kontakt mit ihr hatten,
sagten mir wörtlich: „Sie wollte im-
mer eine Schwerverbrecherin
sein.“ Das äußerte etwa ein Psy-
chiater, der ein Gutachten ver-
fasst hatte, aber auch andere Leu-
te, die sie eng begleitet hatten.

Caroline H. soll
zwei brutale Morde

begangen haben. Seit
20 Jahren sitzt die

„gefährlichste Frau
der Schweiz“ in einem

eigens errichteten
Hochsicherheitstrakt.

Was aber, wenn sie
unschuldig ist?

Carlos Hanimann hat
einen schier

unglaublichen
Verdacht

Carlos Hanimann
las Gutachten und
Gerichtsakten zum
Fall Caroline H.
und sprach mit
Weggefährten der
verurteilten
Mörderin
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L imo im Schaufenster, Ziga-
retten hinter dem Tresen,
ein typischer Berliner Späti.
Aber das Foto auf der �Websi-
te �zeigt mehr als einen La-

den – es präsentiert eine Vision. Wenn
es nach den Macher von TESTA geht,
der neu gegründeten „The European
Selftest Association“, dann sollen näm-
lich all die Kioske und kleinen Kram-
shops der Hauptstadt zu einem Um-
schlagplatz für eine eigentlich noch il-
legale Ware werden: für Selbsttests auf
Corona.

VON NIKE HEINEN

Die minutenschnellen Tests, die so-
genannte Antigene der Coronaviren
nachweisen, können zwar inzwischen
frei verkauft werden, aber bisher gibt es
keine Tests mit entsprechender Zulas-
sung. Die vorhandenen dürfen nur an
medizinische geschultes Personal abge-
geben werden. Wann es Selbsttests für
alle geben wird, ist noch nicht bekannt.
„Gleichzeitig macht es einen ganz ver-
rückt, dass man sich überall infizieren
könnte – weil man überall ungetesteten
Menschen begegnet“, sagt Alexander
Wolf von der Testiniative. „Das hält
doch keiner mehr aus.“ Angesichts der
schwer erträglichen Seiten des Lock-
downs, der Allgegenwärtigkeit der Vi-
ren und �vor allem der neuen Mutatio-
nen möchten er und seine Mitstreiter
des fünfköpfigen Gründerkomittees
deshalb nicht mehr länger warten – und
die Selbsttests für alle auf eigene Faust
einführen. �

Zwei der Gründer sind Ärztinnen,
zwei weitere Betreiber von Freizeitan-
lagen, die bereits Testcenter eingerich-
tet haben oder demnächst einrichten
wollen. Wolf, schlank, braune Haare
und schnell beim Sprechen, hatte vor-
her nichts mit Diagnostik zu tun. Er
ist �Dozent, unterstützt Firmen dabei,
ihre Netzwerke auszubauen. �Jetzt ver-
netzt er Menschen, die Tests vertrei-
ben, mit denen, die sie gerne hätten.
„Es ist doch so: Wenn es alle Leute ein-
fach trotzdem machen, dann kann das
Ordnungsamt auch nichts mehr dage-
gen unternehmen“, sagt er. �Wer sich
selbst testen möchte und nicht weiß,
wo er die Tests bekommt, kann auf der
Website per Knopfdruck um mehr In-
formationen bitten. Und auch Men-
schen, die Teststationen eröffnen wol-
len, bekommen von TESTA gesagt, wie
das geht. Es ist eine ziemlich wilde
Idee. Und ob sie legal ist, das ist nicht
ganz klar.

Wolf agiert ganz bewusst den Behör-
denvorgaben zum Trotz: „Im Kanzler-
amt und im Roten Rathaus hier in Ber-
lin haben sie falsche Entscheidungen
getroffen.“ Die Verantwortlichen las-
sen aus seiner Sicht zu viele Erkrankun-
gen zu – und würgen die Wirtschaft ab,
um das Infektionsgeschehen wieder in
den Griff zu bekommen. „Es wird Zeit,
dass wir alle selbst in Aktion treten“,
findet er.

Wolf hat sich auch mit Unternehmen
in Verbindung gesetzt, die die Tests ver-
treiben. Eine der Firmen sagte ihm, dass
sie für vier Euro pro Stück an Endkun-
den verkaufen könnte. �Das erinnert an
Italien: Dort gibt es seit November die
sogenannten Fai-da-te-Tests (Selber-
machtests). Jeder kann sie in der Apo-
theke für drei Euro pro Stück kaufen.
Die Zulassung für Eigenanwendung hat-
te er schon im April in den USA bekom-

men, er heißt „Pixel Covid-19 Test Ho-
me Collection Kit“ und stammt von
der �Diagnostica-Firma LabCorp.

Berechnungen aus �Harvard �und �Yale
legten schon im Sommer nahe, dass
Schnelltests eine gute Idee sein könn-
ten. In den Modellen hatten schon
Schnelltests, die nur 70 Prozent der In-
fizierten korrekt erkennen, die Viren so
weit wieder einfangen können, dass es
nur noch auf sehr geringem Niveau
Neuinfektionen gab (WELT berichtete).
Wolf wünscht sich ein Berlin, in dem
Kinder wieder in die Schulen, ihre El-
tern wieder in Restaurants und Theater
gehen. Und alle zum Friseur.

Wenn das Harvard-Modell nach Ber-
lin käme, würde das sieben Millionen
Schnelltests pro Woche bedeuten. Jeder
Bürger, vom Kindergartenkind bis zur
Verkäuferin, müsste zwei Mal pro Wo-
che getestet werden. „Klar, das ist ehr-
geizig. Das geht natürlich nur mit einem
ganz breiten Netz – lauter kleine Test-
stationen und überall Angebote, Selbst-
tests für zu Hause zu kaufen“, sagt
Wolf.

Die Basis dieses Netzes könnte sein,
woran die sogenannte Clubcommissi-
on, ein Zusammenschluss der Clubbe-
treiber, bereits seit Anfang Oktober ar-
beitet: bis zu 80 professionell betriebe-
ne Teststationen, in jeder der im Mo-
ment leer stehenden Feierstätten eine.
„Wir haben das alles schon startbereit
da liegen“, sagt Sprecher Lutz Leich-

senring. „Es gibt Hunderte freiwillige
Ärzte und andere medizinische Fach-
leute, die das unterstützen und mitma-
chen würden. Alles, was uns fehlt, ist
das Startsignal.“ �

Die Clubcommission möchte nicht
einfach nur testen – sie möchte durch
die Tests normales Leben ermöglichen,
wenn auch am Anfang nur in ganz klei-
nen Häppchen. Ein Treffen mit Freun-
den hier, ein Friseurbesuch dort. Die
Aussicht darauf, �dass wieder Menschen
mit Abstand in gut gelüfteten Restau-
rants sitzen dürfen. �„Sowohl die Se-
natsverwaltung für Kultur als auch der
Wirtschaftssenator unterstützen das“,
sagt Leichsenring. „Eigentlich waren
wir schon im November so weit, loszu-
legen – aber dann kam uns der Lock-
down dazwischen.“

Die Einzigen, die trotzdem testeten,
waren die Betreiber des „KitKat-
Clubs“ �in Berlin-Mitte. Der Schnelltest,
der in der Apotheke sieben Euro kostet,
kostete dort 25 Euro. Die Berliner nutz-
ten das Angebot vor allem, um sich ein
Mal vor dem Weihnachtsfest zu testen.
Zwei Mal pro Woche würden sich die
meisten zu diesem Preis wohl nicht leis-
ten. „Die gesetzlichen Vorgaben treiben
leider die Kosten in die Höhe“, sagt
Leichsenring. „Wenn man auf medizini-
sches Personal verzichten dürfte und
die Tester nur schulen müsste, �wären
schon zehn Euro pro Test kosten-
deckend.“

Mit den Selbsttests wären noch güns-
tigere Preise möglich, denn sinnvoll ist
das Testcenternetz aus Leichsenrings
Sicht trotzdem. Die Menschen könnten
sich dort unter Zeugen testen, eine Be-
scheinigung erhalten, dass der Test kor-
rekt durchgeführt wurde und negativ
ausgefallen ist – als Eintrittskarte für ei-
nen Moment öffentliches Leben. �Ein
weiterer Preissenker wäre staatliche
Subventionierung. Im Moment, so er-
klärt Leichsenring, seien die Mitarbei-
ter der Clubs in staatlich finanzierter
Kurzarbeit. Auch die Betreiber werden
auf Staatskosten teilweise für ihre Ver-
dienstausfälle entschädigt. „Wenn die
Tests gefördert würden und damit erste
Öffnungen möglich gemacht, könnte
man das leicht durch die Einsparungen
bei den Lockdown-Hilfen gegenfinan-
zieren“, rechnet er vor.

Eine ähnliche Initiative gibt es be-
reits in Hamburg; auch sie geht von den
Partyprofis aus. Auf dem Spielbuden-
platz, also mitten im Hamburger Kiez,
stehen seit Dezember die Testcontainer
von „CoronaFreepass“. �Betrieben wird
das Testzentrum von Axel Strehlitz, Ge-
schäftsführer des „Klubhaus St. Pauli“,
und dem IT-Unternehmer Heiko Fuchs.
Genau wie die Berliner hatten sie ur-
sprünglich die Idee, das Hamburger
Nachtleben mit Tests virensicher zu
machen. �Also organisierten sie nicht
nur die Teststation im Partyviertel, son-
dern entwarfen vor allem auch eine

App, die berechnet, wie lange ein nega-
tives Testergebnis noch zuverlässig ist.
Die fachliche Unterstützung dazu kam
von Forschern des benachbarten Bern-
hard-Nocht-Instituts für Tropenmedi-
zin; unter anderem half der Virologe Jo-
nas Schmidt-Chanasit dabei, entspre-
chende Modelle zu finden.

Wie lange jemand nicht ansteckend
sein kann, der negativ getestet wurde,
das ist keine banale Frage. Das Ergebnis
eines Minutentests sagt nur etwas über
die nächsten ein oder zwei Stunden aus.
Antigenschnelltests mit Fluoreszenz-
messung, wie sie Labore anbieten, kön-
nen fünf oder sechs Stunden absichern.
Und auch das Ergebnis des Goldstan-
dards PCR hält nur für 24 oder 48 Stun-
den, je nachdem, was man damit ma-
chen möchte. �Neben dem Test beein-
flusst nämlich die Aussagedauer auch,
wo man sich danach aufhält. Um schwer
kranke, sehr gefährdete Menschen zu
besuchen, ist ein Schnelltest von vorn-
herein nicht genau genug. Und für einen
Besuch in einem Club reicht auch die
hohe Genauigkeit eines PCR-Tests dann
nicht mehr, wenn dort zu viele Men-
schen zu lange zusammen sind. �Auf der
anderen Seite könnte ein Schnelltest an
der Tür eines Restaurants genug Sicher-
heit für zwei Stunden öffentliches
Abendessen bieten, solange es dort ein
ausgefeiltes Hygienekonzept mit Ab-
stand und Lüftung gibt. Und ein �PCR-
Test vom Vorabend schließt eine Infek-
tion genau genug aus, um am Folgetag
mit Mundschutz in die Oper zu gehen.

Der Testplan der Hamburger Party-
profis ging nicht auf – die Gesundheits-
behörden versagten ihre Unterstüt-
zung, Veranstaltungen, auf denen die
App hätte beweisen sollte, dass sie risi-
koarme Zugangszeiten sicher berech-
nen kann, kamen gar nicht zustande.
„Wir wollten trotzdem nicht aufgeben,
unter anderem auch deswegen, weil die
Tests einfach viel zu teuer und viel zu
schwer zugänglich sind“, sagt Axel
Strehlitz. Sein Angebot für die Mitbür-
ger ist nun, PCR-Tests so günstig wie
nirgendwo sonst durchzuführen: für
24,99 Euro. Auch das ist ein Selbstkos-
tenpreis.

Inzwischen expandiert das Modell.
Den ersten Kooperationspartner gab es
in Dresden, dort organisiert die Künst-
lerinitiative Palais Palett e. V. die Tests.
Auch in Hannover und in Bremen sind
Kooperationen geplant. Die PCR-Tests
kosten dort allerdings �35,95 Euro, das
liegt daran, dass die Boten weiter ins
Labor fahren müssen. �In Berlin soll es
„CoronaFreepass“ demnächst am „Ho-
tel Berlin, Berlin“ in Tiergarten geben.
Der Parkplatz hinter dem Hotel wird
zur Teststrecke: zwei Schlangen für Au-
tos, eine für Fußgänger. So können bis
zu 1000 Tests pro Tag gemacht werden.
Der Betreiber ist einer der Unterneh-
mer im Team von TESTA, Malte Ober-
beck. Eigentlich verdient er sein Geld
mit dem �House of Tales, einem Escape-
Room. Der ist schon seit Monaten ge-
schlossen.

Jetzt ist Oberbeck beruflich endlich
wieder im Stress; vor allem rund um die
Sicherheit gibt es viel zu beachten und
zu genehmigen. „Es ist ein bisschen
schwierig, weil viele der zuständigen
Behörden gerade im Homeoffice sind“,
sagt er und klingt dabei ziemlich fröh-
lich. „Aber wir haben den 17. Februar als
Eröffnungstermin angepeilt – und wir
gehen erst mal davon aus, dass das
klappt.“

Begehrtes Gut:
Die Antigen-

Schnelltests sind
leicht zu benutzen,

aber für Laien
hierzulande noch

nicht zugelassen
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Die �TEST-REBELLEN
Den Menschen in Deutschland geht die Geduld aus: Während
andere Länder im Kampf gegen Corona �längst auf Selbsttests für
Laien setzen, gibt es hierzulande noch immer keine Möglichkeit
dazu. Nun nehmen Initiativen die Sache selbst in die Hand

DIE WELT MONTAG, 8. FEBRUAR 2021 SEITE 20

WISSEN

WISSENSCHAFTSREDAKTION: TELEFON: 030 – 2591 719 50 | E-MAIL: WISSENSCHAFT@WELTN24.DE | INTERNET: WELT.DE/WISSENSCHAFT

KREBSFORSCHUNG
US-Pionier EmilFreireich gestorben �
Der amerikanische Krebs-Pionier
Emil Freireich ist gestorben. Wie
der TV-Sender ABC und die Zeitung
„Houston Chronicle“ berichteten,
verstarb Freireich bereits am ver-
gangenen Montag im Alter von 93
Jahren. ABC nannte als Todesursa-
che Covid-19. Der Mediziner, der
über Jahrzehnte am Krebszentrum
der Universität Texas in Houston
praktizierte, gilt als Mitbegründer
der modernen Krebsforschung.
Seine Arbeit revolutionierte die
Therapien für leukämiekranke Kin-
der, deren Überlebenschancen Frei-
reich extrem erhöhte. �Auch die
persönliche Geschichte des in Chi-
cago geborenen Spezialisten dürfte
zu seinem Karriereweg beigetragen
haben: Freireich verlor laut „Hous-
ton Chronicle“ in jungen Jahren
wegen Leukämie eine Freundin.

PSYCHISCHE BELASTUNG
HNO-Verband warntvor Hörstürzen
Hörprobleme sind kein typisches
Symptom einer Covid-19-Erkran-
kung – aber die Ohren können in
der Pandemie dennoch in Mitlei-
denschaft gezogen werden. Es kön-
ne in der Krise vermehrt zu Hör-
stürzen und Tinnitus kommen, sagt
Bernhard Junge-Hülsing, Landes-
vorsitzender des Berufsverbands
HNO in Bayern und Ärztlicher Ko-
ordinator zur Bewältigung der Co-
rona-Pandemie im Landkreis Starn-
berg. Der Stress etwa durch ge-
schlossene Schulen, Sorgen um die
Gesundheit, allgemeine Unsicher-
heit und fehlende Kontakte durch
den Lockdown spiele dabei eine
wesentliche Rolle. �Statistisch sei
eine Zunahme von Hörstürzen al-
lerdings nicht erfasst. „Wenn es
bundesweite Angaben gibt, sind die
durch die ,Corona-Bias’ �nicht ver-
wertbar, weil viele Patienten aus
Angst vor Corona wegen einer Hör-
minderung und neu aufgetretenem
Tinnitus nicht oder erst sehr spät,
in Einzelfällen auch zu spät zum
HNO-Arzt gegangen sind“, sagte
Junge-Hülsing.

SCHWEINEPEST
Wildschweine inSachsen verendet
In Ostsachsen sind weitere Fälle
von Afrikanischer Schweinepest
(ASP) entdeckt worden. Wie das
Gesundheitsministerium mitteilte,
wurden zwölf Wildschweine positiv
getestet. Damit stieg die Zahl der
Fälle im Freistaat auf 31. �Die neuen
Fundorte liegen südlich des Trup-
penübungsplatzes Oberlausitz im
Niederspreer Teichgebiet, einem
großen Naturschutzgebiet nord-
westlich von Neusorge. �Das Gebiet
– eine Heidelandschaft mit vielen
Teichen – sei für Wildschweine ein
natürlicher Lebensraum und schwer
zugänglich. „Es macht die Afri-
kanische Schweinepest aus, dass
einmal erkrankte Tiere innerhalb
weniger Tage an der Krankheit ster-
ben“, erklärte �Ministerin Petra Köp-
ping. �„Da wir die Ansteckung der
Tiere nicht unterbinden können,
erwarten wir aufgrund der hohen
Sterblichkeit durch das Virus und
die Wildschweindichte in den
nächsten Tagen und Wochen wei-
tere verendete Wildschweine zu
finden.“ Sie bat die Bürger, die ge-
fährdeten Gebiete zu meiden. �
ASP ist eine ansteckende Erkran-
kung bei Haus- und Wildschweinen,
die fast immer tödlich verläuft und
unheilbar ist. Es gibt keine Möglich-
keit, die Schweine durch eine vor-
beugende Impfung zu schützen,
hieß es. Die Erkrankung könne di-
rekt von Tier zu Tier oder indirekt
über kontaminierte Gegenstände
wie Kleidung und Schuhe sowie
Futter in andere Gebiete durch den
Menschen übertragen werden. Für
Menschen und andere Tierarten sei
die ASP nicht ansteckend oder ge-
fährlich.

KOMPAKT

D ie Ozeane sind eine fremde
Welt: Sie beherbergen nicht nur
überaus bizarre Kreaturen, son-

dern auch sehr spezielle Klangland-
schaften. Diese sind �so charakteristisch,
dass etliche Arten sie nutzten, um ihren
Lebensraum zu finden. Zu diesem
Schluss kommt ein internationales For-
scherteam in der Zeitschrift �„Science“.
„Tiere produzieren Laute aus vielen
Gründen, etwa zur Orientierung, zur
Jagd, als Signal der Kampfbereitschaft,
zur Verteidigung des Territoriums, zur
Partnerwerbung und zur Fortpflan-
zung“, schreibt die Gruppe um Carlos
Duarte von der King-Abdullah-Univer-
sität im saudi-arabischen Thuwal. �Akus-
tische Signale sind für Meeresbewohner
also von überragender Bedeutung.

Doch auch die Spezies Mensch macht
unter Wasser Geräusche. �Und das hat
gravierende Folgen: So beschreiben die
mehr als zwei Dutzend Wissenschaftler

aus elf Staaten in ihrem Artikel, wie sich
die Klangkulisse in den Ozeanen verän-
dert – und dadurch auch das Verhalten
der Tiere. Dazu werteten die Forscher
538 Studien aus. �Etwa 90 Prozent jener
Untersuchungen, die sich auf Meeres-
säuger konzentrierten, belegen dem-
nach deutliche Folgen menschlichen
Lärms; bei Fischen und Wirbellosen
sind es jeweils mehr als 80 Prozent.
Schlecht ist die Datenlage für Robben,
Reptilien wie etwa Meeresschildkröten
und Meeresvögel wie Pinguine. �

Seit der Industriellen Revoluation
sind die Ozeane immer lauter geworden
– und �kaum eine Meeresregion bleibt
davon verschont. �Expeditionen suchen
mithilfe von seismischen Druckluftka-
nonen den Meeresgrund nach Boden-
schätzen ab. Diese Airguns geben konti-
nuierlich laute Schüsse ab, deren Echos
Aufschluss über die Beschaffenheit des
Untergrunds geben. �Das Militär nutzt

Schallimpulse, etwa zum Orten von U-
Booten. Zudem kreuzen immer mehr
Schiffe über die Ozeane. Damit nicht
genug: Beim Bau von Bohrinseln und
Offshore-Windparks werden Veranke-
rungen in den Meeresboden gerammt,
und vom Grund der Ozeane werden Bo-
denschätze gefördert – etwa Sand für
die Bauwirtschaft. Und in vielen Küs-
tenregionen Südostasiens und Afrikas
wird mit Dynamit gefischt.

Diese Lärmverschmutzung schadet
der Tierwelt erheblich. Die Schallkano-
nen, die bei der Rohstoffsuche einge-
setzt werden, könnten bei Meeresbe-
wohnern mitunter bleibende Hörschä-
den hinterlassen, sagt Co-Autorin Ilse
van Opzeeland vom Alfred-Wegener-
Institut (AWI). Nachgewiesen sei 
das etwa bei Schweinswalen und �Rob-
ben. �Etliche Arten fliehen vor dem
menschlichen Krach in ruhigere Gewäs-
ser. Für viele Meerestiere sei das jedoch

nicht möglich, betonen die „Science“-
Autoren. Als Beispiel nennen sie den
nur bei Neuseeland heimischen Maui-
Delfin, der vom Aussterben bedroht ist. �

Zudem überlagert der Menschenlärm
die Tierlaute. Das bestätigt die AWI-Di-
rektorin Antje Boetius. Ihr �Institut un-
terhält in beiden Polarregionen tief un-

ter der Wasseroberfläche etliche �akusti-
sche Observatorien. Dort zeichnen die
Experten Geräusche auf – unter ande-
rem in der zwischen Nordgrönland und
Spitzbergen gelegenen Framstraße.
„Auf den Aufnahmen hört man ständig
die Schallwellen von Technologien zur
Suche nach Öl und Gas“, erzählt sie.
Wenn der Lärm gelegentlich – etwa an
Weihnachten – verstumme, komme ei-
ne völlig andere Klangkulisse zum Vor-
schein: „Erst dann hört man die Natur
selbst, zum Beispiel die Vielfalt der Wa-
le, die da singen.“ �Zu den wenigen Mee-
resregionen, in denen es noch still ist,
zählt das Weddellmeer in der Antarktis.

Die Forscher prognostizieren, dass
der Lärm in den Ozeanen voraussicht-
lich noch zunehmen werde. Schuld da-
ran seien etwa die Küstenschifffahrt,
seismische Erkundungen, Militäropera-
tionen, Bagger- und Rammarbeiten so-
wie der Tiefseebergbau. � dpa

Kaum eine Meeresregion bleibt vom Krach verschont
Ob bei der Suche nach Rohstoffen und U-Booten oder beim Fischfang mit Dynamit: Der Mensch verschmutzt die Ozeane mit seinem Lärm

Eine Forscherin macht Audioauf-
nahmen der Meereswelt am Nordpol
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A ls wir am 22. August 2019 im
Notariat Martini sitzen,
fühlen wir uns immer noch
wie Kinder, die sich Bärte
angeklebt, zu große Anzüge

und Kleider angezogen und Kaugummi-
zigaretten im Mundwinkel haben, um
Erwachsene zu spielen. Da sind diese ab-
surden Möbel, wie aus einem Neunzi-
gerjahre-Katalog für elegante Büroein-
richtung, da sind die Kekse, einzeln ein-
foliert, die neben dem Kaffeeservice lie-
gen.

VON FRÉDÉRIC SCHWILDEN

Da ist die Hausverkäuferin, eine apar-
te Dame mit ihrer frisierten Strenge,
und da ist der Makler, ein junger Typ,
der seine richtige Anzuggröße noch fin-
den wird. Meine Frau und ich, sie ist da-
mals 38 und ich 31, hören im Beisein die-
ser Leute dem vielleicht 27-jährigen No-
tarassessor, also einem Noch-Nicht-No-
tar, der aber bevollmächtigt ist, das Pro-
zedere hier durchzuführen, zu, wie er
den zehnseitigen Kaufvertrag Wort für
Wort vorliest.

Weil der Noch-Nicht-Notar das wahr-
scheinlich noch nicht so oft gemacht
hat, meinen wir zu erkennen, dass auch
er das irgendwie komisch im Sinne von
lustig findet. Also alles daran. Was wir
im Speziellen lustig finden: Notare ge-
hören zu den besten Juristen ihrer Jahr-
gänge – und dann besteht ihr Beruf zu
einem großen Teil darin, Leuten gegen
eine sehr hohe Gebühr zehn Seiten
Amtsdeutsch vorzulesen. Und das bis
zur Rente.

Eine Stunde später sind wir fast
schon Hausbesitzer. Obwohl, ein Haus
haben wir gar nicht gekauft, das erfah-
ren wir auch erst im Kaufvertrag, wir
sind jetzt Eigentümer einer „Gemar-
kung“, auf der sich „Wohnhaus, Neben-
gebäude, Hofraum und Garten“ befin-
den. Wir überweisen das Geld, was sehr
viel für uns ist und was wir natürlich
auch nur wegen eines Kredits und der
Unterstützung unserer Eltern haben,
auf das Konto der Verkäuferin.

Und dann, ja dann, zwei, drei Monate
und noch mal einige Rechnungen über
mehrere Tausend Euro von irgendwel-
chen Verwaltungsstellen wie dem
Grundbuchamt später, ja dann sind wir
wirklich Eigentümer unseres Einfamili-
enhauses. Wobei, streng genommen
müssen wir ja noch 33 Jahre lang den
Kredit abbezahlen, damit wir die Bank
dann auch aus dem Grundbucheintrag
rausschmeißen können.

Den �Kredit �haben wir im Internet
über eine Vergleichsplattform abge-
schlossen. Die Zinsen beider Hausban-
ken, bei denen meine Frau und ich seit
Kindertagen sind, waren viermal so hoch
wie dort. Unser Zinssatz beträgt 0,47
Prozent. Als meine Eltern einen Kredit
für ihr Haus aufnahmen, lag der Zinssatz
bei 9,5 Prozent. Die Gnade der späten
Geburt ist für meine Generation noch
viel größer als gedacht. Aber das ist auch
das größte Problem meiner Generation.
Sie hat es so unglaublich gut, dass sie,
weil sie auf noch bessere Zeiten hofft,
sich für nichts entscheidet und am Ende
dann doch schlechter dasteht als vorher.

Noch nie habe ich im eigenen Bekann-
tenkreis ein so kategorisches Zaudern
und Zögern gehört. „Sich so lange ver-
pflichten. Wir wissen doch gar nicht, ob
wir hier wohnen bleiben.“ „Das ist ja

schon sehr viel Geld. Damit könnte man
so viel anderes machen.“ Stimmt. Aber
es ist auch alles sehr kurzfristig gedacht.
Noch mal drei Jahre mehr in der für un-
sere Familie zu klein gewordenen Woh-
nung wären auch wieder fast 50.000 Eu-
ro, die man die Vermieterin gezahlt hät-
te, aber das Geld ist dann endgültig weg.
Und so bezahlen wir fast den gleichen
Betrag, es sind 300 Euro mehr im Mo-
nat, an die Bank zurück, und haben dann
wirklich etwas, das uns gehört. Das wir
so einrichten und umbauen können, wie
wir wollen.

Das Haus ist inzwischen 101 Jahre alt.
Es wurde, wie die Häuser der ganzen
Straße, damals von der Stadt Erlangen
für deren Beamten gebaut. Am Anfang
der Straße steht auf einem Schild: „Er-
baut von der Stadtgemeinde Erlangen im
Jahr grosser Wohnungsnot 1920.“ Gen-
trifizierung, Wohnungsnot, die Themen
der Zivilisation waren und sind immer
die gleichen und werden es immer sein.

Unser Haus ist ein �Kaffeemühlen-
haus, eine damals typische Bauform. Das
Haus erinnert in seiner Form an eine
Kaffeemühle, es hat einen quadrati-
schen Grundriss, zwei Stockwerke, ei-
nen Keller und ein Dachgeschoss.

Wir sind im April 2020 dort eingezo-
gen. Das war im ersten Lockdown. Der
Garten war das Größte in dieser Zeit.
Die Spielplätze waren mit Flatterband
abgesperrt, selbst die Spielplätze in den
Wäldern der Fränkischen Schweiz. Die
Kindertagesstätten waren geschlossen.
Auch der Schlossgarten war „coronabe-
dingt“ geschlossen. Wobei das natürlich

Quatsch war. Der Schlossgarten war
nicht wegen Corona geschlossen, son-
dern weil sich die Universität, der der
Garten gehört, oder die Stadt Erlangen
das so ausgedacht hatten. Für Menschen
in Mietwohnungen war das eine Kata-
strophe zu dieser Zeit in dieser Stadt.

Mit unseren damals ein und zwei Jah-
re alten Kindern spielten wir also in un-
serem eigenen Garten, wechselten uns
mit Renovierungsarbeiten ab und schau-
ten auf die fünfzig Jahre alten Obstbäu-
me. Im Sommer buken wir Kuchen mit
Äpfeln, Birnen, Reineclauden und
Zwetschgen. Unser Haus und unser Gar-
ten waren unsere eigene Welt, in der es
keine Pandemie gab.

In progressiven Kreisen würde man
ein Einfamilienhaus heute Safe Space
nennen, ein Ort, an dem jeder so sein
kann, wie er will, an dem man keine
Angst vor Verfolgung oder Diskriminie-
rung oder der unzuverlässigen Vermie-
terin haben muss, die es mal wieder
nicht schafft, die Klingel oder die Hei-
zung zu reparieren. Niemand muss in ei-
nem Einfamilienhaus Angst haben, SS-
Siggi im Hausflur des Mehrfamilienhau-
ses zu begegnen, eins auf die Fresse oder
ein Ei gegen die Fensterscheibe zu be-
kommen.

Irritierenderweise sind es aber diese
progressiven Kreise, die jetzt das Ende
des Einfamilienhauses erzwingen wol-
len. In Hamburg-Nord setzt der grüne
Bezirksamtsleiter �Michael Werner-Bo-
elz �seit dem Jahr 2020 den dortigen Ko-
alitionsvertrag um und lässt keinen
Neubau mehr von Einfamilienhäusern
zu: Sie seien in der „Energienutzung in-
effizient“ und bräuchten „zu viel Platz“.

In unserem Haus, es hat übrigens 150
Quadratmeter, könnten bestimmt zehn
Leute wohnen, vielleicht sogar 25 sehr
kleine Menschen, wenn man die Etagen
noch mal verdoppelt, indem man in der
Höhe von 1,20 Meter noch mal Zwi-
schenetagen einfügt. In Japan gibt es
auch �Pod-Hotels �ohne wirkliche Zim-
mer, in denen man in Röhren schläft.
Energieeffizienter wäre es auch, auf
Fenster zu verzichten. Würden wir uns
in ein künstliches Koma versetzen las-
sen, könnten wir locker noch mal 600
Kilokalorien am Tag sparen, Bergarbei-
terinnen oder Leistungssportler sogar
bis zu 2000 Kilokalorien. Dann müsste
man weniger Soja anbauen. Und dann
könnten auf den Freiflächen noch mehr
Menschen in noch kleineren Mietshäu-
sern noch energieeffizienter leben.

Wenn ich aus meinem Arbeitszimmer
im ausgebauten Dachgeschoss schaue,
sehe ich ein Wohnhaus, in dem eine rie-
sige Studenten-WG lebt. Mit vielleicht
zehn Menschen. Und manchmal machen
sie Musik, sie spielen dann Songs von
den White Stripes und Pink Floyd in ih-
rem Proberaum, und manchmal rauchen
sie, bestimmt nicht nur Tabak. Vor dem
Schnapsregal bei Rewe haben sie mir
mal erzählt, dass ihre Band Lucid Sex
Dreams hieße, kurz LSD.

Ich habe selber in Wohngemeinschaf-
ten mehr oder weniger ein solches Le-
ben gelebt. Und auch wenn ich mich da-
mals schon frei gefühlt habe, weg von zu
Hause, Sex mit Leuten, die man nicht
kennt, so viel Billigbier, wie man trinken
oder eben nicht trinken kann – aber in
Wahrheit war das eben nicht so frei.

Ich hatte nie einen richtigen Mietver-
trag. Irgendein Hauptmieter ist ausge-
zogen, und dann wurde halt was frei.

Manchmal durfte ich kein eigenes Klin-
gelschild haben, aus Angst, dass die
Hausverwaltung etwas merkt. Einmal
ist die Hauptmieterin vom Kiffen so pa-
ranoid geworden, dass sie behauptet
hat, ich hätte ihren Computer gehackt,
weil sie nicht mehr auf ihre Schachseite
konnte, auf der sie stundenlang gegen
Fremde Schach spielte, wenn sie nicht
im Park ihr Gras kaufte und ihren Hund
dort kacken ließ. Das Einfamilienhaus
ist einer der letzten Freiräume. Und
normalerweise kämpfen doch die Pro-
gressiven für Freiräume. Zumindest
wenn es um illegal besetzte Kneipenkol-
lektive oder so geht, dann gehen sie auf
die Straße. Aber von denen hört man
jetzt nur, dass man so wie wir nicht le-
ben dürfen soll. Wir haben vom Staat
und vom �Land Bayern �knapp 40.000 Eu-
ro Förderung bekommen. Auch deswe-
gen konnten wir uns ein Haus leisten. Es
ist bezeichnend, dass ein Konservativer
wie Markus Söder in Bayern das Baukin-
dergeld Plus einführt, während die Pro-
gressiven lieber anderen ihre Träume
nehmen wollen.

Ehrlich gesagt war es nie mein Traum,
in einem Haus zu leben. Ich fand ja
schon „Haus am See“ von Peter Fox
furchtbar spießig und kleinbürgerlich.
Was wahrscheinlich daran lag, dass ich
mich in meinem Elternhaus nie wirklich
wohl gefühlt habe. Bei mir war es wie bei
den �Smiths: „Take me out tonight/ Whe-
re there‘s music and there‘s people/ And
they‘re young and alive/ Driving in your
car I never, never want to go home/ Be-
cause I haven‘t got one/ Anymore“.

Das WG-Zimmer über der Videothek
mit Blick auf die große Kreuzung, das
würde mir für immer reichen, solange es
immer genug zu trinken und zu rauchen
und zu lieben gab, dachte ich damals, als
ich in Berlin ankam. Aber jetzt möchte
ich nie wieder woanders als in einem ei-
genen Haus leben. Die Wände anzufas-
sen und zu wissen, dass diese über 100
Jahre alten Wände jetzt mich und meine
Kinder die nächsten Jahre beschützen
werden, und zu wissen, wenn alles gut
läuft, wird uns das keiner nehmen kön-
nen – das sind zweifelsohne Privilegien,
aber das ist auch wunderschön. Für
mich war die neue Familie eine Befrei-
ung von der alten. Und so konnte ich
auch das Einfamilienhaus akzeptieren.

Ein Einfamilienhaus, das das gelebte
Aufstiegsversprechen und eine Erinne-
rung daran ist, dass es sich lohnt, mor-
gens aufzustehen, Entscheidungen zu
treffen, sein Glück zu versuchen und
sich immer anzustrengen. Das Einfami-
lienhaus ist der Mittelpunkt der Mün-
digkeit, Gebühren für Müll und Nieder-
schlagswasser inklusive. Aber dafür
auch mit der Möglichkeit, Gemüse, Obst
und Wasnochsonstalles im eigenen Gar-
ten anzubauen.

Wenn man in einer Sommernacht aus
diesem Garten in den Himmel schaut
und die Sterne zählt, wenn man aus dem
Keller kommt und die Kinder im Wohn-
zimmer aus Pappkartons ein Feuerwehr-
auto gebaut haben, wenn man die Trep-
pe aus dem Arbeitszimmer herunter-
läuft, ganz früh am Morgen, wenn die
Frau noch im Schlafzimmer schläft,
wenn der Kaffeeduft sie weckt, und
wenn man hört, wie die Kinder „Pfann-
kuchen!“ rufen, wenn man dann auf der
Terrasse frühstückt oder zu viert im
Bett – dann ist das einfach nur richtig.
Energieeffizienz hin oder her.
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MeinHAUS
ist mein

Safe
Space
Seit einem Jahr

lebe ich mit meiner
Familie im

Einfamilienhaus.
Es gilt als

unökologisch, 
die Grünen wollen

Neubauten gar
verbieten. Wissen

die Politiker, was sie
dem Bürger damit

nehmen?

Frei sein: Der Autor und sein Sohn bei der Hausarbeit
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Wirecard

W er es schafft, obwohl er ei-
gentlich gar nicht sonder-
lich gut singen kann, neben

sieben vokalmächtigen Kindern und
einem Wirbelwind von Nanny, die er
später heiraten wird, eine würdevolle
Figur zu gestalten, der hat etwas sehr
richtig gemacht. So wie Christopher
Plummer, der große, vielseitige kana-
dische Schauspieler als Korvettenkapi-
tän Georg Ludwig von Trapp. Seinet-
wegen schaut man heute noch gern
„The Sound of Music“ von 1965.

VON MANUEL BRUG

Der amerikanische Präsident Ro-
nald Reagan hielt übrigens das von
Plummer gesungene, von Richard
Rodgers komponierte Pseudovolkslied
„Edelweiß“ für die österreichische Na-
tionalhymne. Und in bester Gesell-
schaft mit dem eigentlich nur drei
Professor-Higgins-Töne treffenden
Rex Harrison trat auch der grandiose
Shakespeare-Darsteller Christopher
Plummer später in einem Singspiel am
Broadway auf: 1973 in „Cyrano“ nach
dem gleichnamigen Stück über den
langnasig-schüchternen Poeten de
Bergerac. Das schloss zwar als spekta-
kulärer Flop nach nur 49 Vorstellun-
gen, ein Original-Cast-Album hält aber
den markant spröden Singsang Plum-
mers fest, der dafür sogar mit einem
Tony Award ausgezeichnet wurde. 

Arthur Christopher Orme Plummer
wurde am 13. Dezember 1929 in Toron-
to als Nachkomme des kanadischen
Premierministers Sir John Abbott ge-
boren. Er war darstellerisch schon
früh ein in vielen Spielschattierungen
schillerndes Chamäleon, das sich frei-
lich auf der Bühne wohler fühlte als
vor der Kamera, die ihm Weltruhm
brachte. So wurde er über sehr, sehr
lange Karrierejahre einer der heraus-
ragenden Charakterdarsteller seiner
Generation, ausgezeichnet mit zwei
Emmys, zwei Tonys, einem Golden
Globe. Und schließlich einem sehr
späten, längst verdienten Oscar als
bisher ältester Nebendarsteller mit 82
Jahren für einen spät sich outenden,
krebskranken Vater in „Beginners“
(2011). Als er seine Auszeichnung er-
hielt, sagte Plummer: „Ich muss ein
Geständnis machen: Als ich zum ers-
ten Mal aus dem Mutterleib kam,
probte ich bereits diese Dankesrede.“

Plummer besaß Witz und Würde,
vor allem aber Größe als eine impo-
sante, vom ersten Moment raumfül-
lende Theaterpräsenz mit einer gut
gepflegten Stimme, über die ein Kriti-
ker einmal sagte: „Mit diesem weichen
Leder kann man wahrlich Spiegel po-
lieren.“ Zu den Höhepunkten seiner
von Stratford-upon-Avon bis zum
Broadway reichenden Shakespeare-
Karriere gehören die abgründigen
Schurken Jago und Macbeth oder Kö-
nig Lear.

Der in Montreal aufgewachsene
Christopher Plummer wollte zunächst
Pianist werden, wurde aber von Lau-
rence Olivier in „Henry V“ zum Thea-
ter verführt. Er gab 1948 in Shake-
speares „Cymbeline“ sein Bühnende-
büt, kurz darauf folgte eine CBC-Fern-
sehproduktion von „Othello“. Nach
seiner Übersiedelung nach New York
in den frühen Fünfzigerjahren arbeite-
te er intensiv im Fernsehen für Live-
shows. Sein Broadway-Debüt gab er
1954 in „The Starcross Story“. Im fol-
genden Jahr stand er in Paris neben
Judith Anderson in „Medea“ und in
New York mit Julie Harris in Anouilhs
„Die Lerche“ sowie in einer weiteren

Produktion unter der Regie von Elia
Kazan auf der Bühne. 1956 begann sei-
ne lange Liebesaffäre mit der Royal
Shakespeare Company in Stratford.
„Von diesem Zeitpunkt an stand mein
Name über dem Stücktitel“, bemerkte
er später so stolz wie selbstiro-
nisch. �1961 gab Plummer seinen Lon-
doner Westend-Einstand als Heinrich
II. in Jean Anouilhs einst viel gespiel-
tem, philosophischem Historien-
Stück „Becket oder die Ehre Gottes“.

Sein Filmdebüt erfolgte 1958 in Sid-
ney Lumets „Eines Tages öffnet sich
die Tür“. Doch weltweite Bekanntheit
erlangte er erst 1965 mit dem im
deutschsprachigen Raum lange unge-
liebten, sogar um sämtliche Nazi-An-
spielungen gekappten, „Meine Lieder
– Meine Träume“ geheißenen „The
Sound of Music“. � Zu den wichtigsten
seiner etwa 120 Kinorollen zählen die
des Duke of Wellington in Sergej Bon-
dartschuks Geschichtsfilm „Waterloo“
(1970), des Sir Charles Litton in der
„Der rosarote Panther kehrt zurück“
(1975), im selben Jahr der Literaturno-
belpreisträger Rudyard Kipling in
John Hustons „Der Mann, der König
sein wollte“, die eines skrupellosen
Bankräubers in „Dein Partner ist der
Tod“ (1978) und Sherlock Holmes in
„Mord an der Themse“ (1980). �

Immer wieder aber brauchte er
Bühnenluft. 1973 konzipierte und in-
szenierte Christopher Plummer
„Lovers and Madmen“, einen Abend
mit Shakespeare-Liebesthemen. Als er
1982 in „Othello“ an den Broadway zu-
rückkehrte, nannte der „New York Ti-
mes“-Kritiker Walter Kerr seinen Jago
„wahrscheinlich die beste Shakespea-
re-Darstellung, die in unserer Zeit auf
diesem Kontinent zu sehen ist“. �

Im Alter wurde Christopher Plum-
mer in Filmen und Serien fleißiger
denn je, weiße Haare standen ihm
gut. �2018 wurde Christopher Plummer
für seine Rolle als Öltycoon J. Paul
Getty in Ridley Scotts „Alles Geld der
Welt“ nochmals für einen Oscar nomi-
niert. Er hatte in dem Film über die
Entführung von dessen Enkel Paul
Getty III. Kevin Spacey ersetzt, nach-
dem dieser wegen sexuellen Fehlver-
haltens angeklagt worden war, und
drehte seine Szenen nur einen Monat
vor der Veröffentlichung des Films im
Dezember 2017 komplett neu.

Plummers vorletzte Filmrolle in
dem Agatha-Christie-ähnlichen Krimi
„Knives Out – Mord ist Familiensa-
che“ (2019), wo er als erfolgreicher
Krimi-Schriftsteller am Morgen nach
seinem 85. Geburtstag ermordet im
Bett aufgefunden wird, wirkte schon
wie ein selbst gewähltes, würdevoll-
augenzwinkerndes Finale. Und auch
Christopher Plummers letzter Sprech-
part scheint ein Vermächtnis. Heißt
der noch nicht gestartete Zeichen-
trickfilm doch „Heroes of the Golden
Masks“.

Am 5. Februar starb Christopher
Plummer, der seine ebenfalls schau-
spielernde Tochter Amanda hinter-
lässt, in seinem über 100 Jahre alten
Farmhaus im US-Bundesstaat Con-
necticut. Er wurde 91 Jahre alt. �„Chris
war ein außergewöhnlicher Mann, der
seinen Beruf mit großartigen alten
Manieren, selbstironischem Humor
und der Musik der Worte zutiefst lieb-
te und respektierte“, sagte Lou Pitt,
sein langjähriger Freund und Manager
über 46 Jahre. „Er war ein nationaler
Schatz. Durch seine Kunst und
Menschlichkeit hat er alle unsere Her-
zen berührt. Er wird immer bei uns
sein.“

Ein Kanadier, der in England Furore machte: Christopher Plummer
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Witz und Würde, doch
vor allem Größe
Der Schauspieler Christopher Plummer ist tot. Seinen
Durchbruch feierte er im Musicalfilm „Sound of Music“
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E rst von den Börsen und der
Politik gefeiert, dann wegen
gefakter Bilanzen in Milliar-
denhöhe aufgeflogen: Der
Fall der Firma Wirecard hat

die Wirtschaftswelt tief erschüttert. Die
Aufarbeitung des Skandals ist noch in
vollem Gange. Jörn Leogrande, geboren
1963, arbeitete 15 Jahre lang bei Wirecard,
machte dort als Außenseiter (studierter
Germanist) Karriere und hat gerade ein
Buch veröffentlicht: „Bad Company.
Meine denkwürdige Karriere bei der 
Wirecard AG“ (Penguin, 288 S., 22 €.). �

VON UTE COHEN

WELT: Herr Leogrande, mit Ihrem
Buch „Bad Company“ bieten Sie Ih-
ren Lesern eine „authentische Innen-
ansicht“ des Konzerns Wirecard an.
Ist das ein unmoralisches Angebot
oder ein Angebot, das man nicht ab-
lehnen kann?
JÖRN LEOGRANDE: (lacht) Also ein un-
moralisches Angebot, das glaub ich
nicht. Es ist die Chance, eine Innenan-
sicht wahrzunehmen. Wir hören ja zur-
zeit vor allem externe Geschichten, die
schnell larger than life werden. Dieser
merkwürdigen Schwarz-Weiß-Sicht über
Wirecard wollte ich ein paar Grautöne,
Schattierungen hinzufügen. Immerhin
habe ich die Protagonisten der Story ge-
kannt und mit ihnen gearbeitet.

Der Begriff „authentisch“ wird inzwi-
schen inflationär verwendet.
Ich meine damit, dass ich nichts erfun-
den habe. Die großen Erzählstränge im
Buch stimmen so. Ich habe mich be-
müht, mich nah an der von mir erlebten
Wahrheit zu bewegen. Es ist aber nur
meine Wahrheit.

Das Buch ist also kein Gegenstück
zum Revenge Porn, quasi Ihr Business
Revenge Porn?
Viele sagen ja, das sei eine Abrechnung.
Das empfinde ich aber nicht so. Eine Ab-
rechnung hätte man anders geschrieben.
Wenn ich überhaupt mit jemandem ab-
rechne, dann ist das mit mir. An dieses
Buch konnte ich nicht wie ein Sachbuch-
autor herangehen und Fakten zusam-
menstellen. Es ging auch um Verfüh-
rung. Für mich hatte sich damals die
Chance ergeben, wirklich etwas zu be-
wegen in einem Bereich, in den ich nor-
malerweise nie hineingekommen wäre.

 �Jan Marsalek, Vorstand der Wirecard
AG, nutzte „Kommunikation als
Machtinstrument“, sagen Sie. War
dieses Buch für Sie eine „Kommuni-
kations-Challenge“, um im Wirecard-
Jargon zu sprechen? War Marsaleks
„Craziness“ Ihre Chance?
Natürlich war das auch eine Chance.
Ohne die Geschichte der Wirecard hätte
ich kein Buch geschrieben. Das Thema
Wirecard wird aber gern unter den Tisch
gekehrt. Die Karawane zieht weiter. Dass
ich nun dieses Innenbild zeige, wird
nicht gut ankommen bei den ehemaligen
Kollegen. Das ist so eine verschworene
Geschichte: Man wird sagen, da labert
jetzt jemand, da gibt jemand Details
preis. Im Grunde soll die Geschichte rei-
bungslos weitergehen. Mit dem Buch be-
ziehe ich Stellung.

Bad Banks, Bad Companies ... Ausfall-
risiken auf Dritte zu übertragen ist ty-
pisch für Ihre Protagonisten. Waren
die Blender und Hochstapler bei 
Wirecard „Bad People“ oder eben
doch nur „Jungs aus gutem Hause, die
‚Bad Boys‘ spielen wollten“?
Per se waren sie wohl keine schlechten
Personen. Ich glaube nicht, dass jemand
wie Jan Marsalek in so eine Firma ein-
steigt und sich sagt: Ich geb’ mir jetzt
mal 20 Jahre, und dann raube ich die
Bank aus. Das waren aus meiner Sicht
Leute, die versucht haben, im interna-
tionalen Tech-Business eine relevante
Rolle zu spielen. Man braucht aber im
Payment-Business Geduld, die diese
Leute nicht hatten. Letztlich ist es so:
Man geht immer einen Schritt weiter
und am Ende ist man in einem Catch 22,
einer Zwickmühle, muss immer weiter-

gehen. Wir alle kennen dieses Gefühl,
dass man gefangen ist in der eigenen
Geschichte, die dann eine Eigendynamik
gewinnt.

Inwiefern sind diese Menschen bad?
Sie wollen eine Abkürzung zum Erfolg
nehmen. Wenn man denkt, dass die tech-
nische Transaktion mit dem eigentlichen
Produkt (z. B. Porno-Business, Anm. d.
Red.) nichts zu tun hat, dann ist man
schnell auf dem Weg zum Bad Cop.

Sie selbst haben Germanistik studiert
und avancierten zum „Head of Marke-
ting im TecDax“. Was hat Sie daran ge-
reizt, das Image einer Firma aufzupo-
lieren, die ein Finanz-Blogger schon
2008 „groteske Bumsbude“ nannte?
Wirecard war ja auf Gaming-Gamb-
ling-Porno-Bezahltransaktionen spe-
zialisiert.
Gereizt hat mich, von Grund auf ein Un-
ternehmen zu begleiten, in eine ganz an-
dere Dimension zu führen. Ich wollte
immer einmal das ganz große Spiel spie-
len. Nicht immer nur dieses nitty-gritty,
hie und da an einer Broschüre zu texten.
Ich war angefixt, von der Idee, irgendet-
was Relevantes zu machen.

Diese Relevanz war allerdings von
jeglicher Moral entkoppelt.
Die Frage nach der Moral ist in der Be-
zahlabwicklung eine schwierige Frage.
Das Geschäft ist entkoppelt von traditio-
nellen Werten. Es war mir als Marketing-
typ auch lange nicht klar, wie das wirkli-
che Business lief. Die Bereiche Porno und
Gambling waren ziemlich abgekapselt.

Wie kam es dazu, dass Business- und
Storyline so weit auseinanderdriften
konnten?
Es gibt zwei Arten von Unternehmen:
Die einen konzentrieren sich auf die
Businessline. Die machen ihr Ding und
operieren unter dem Radar. Bei Wire-
card kam der ultimative Größenwahn
dazu, ein relevantes Unternehmen zu
sein. Aggressiv „Umsatz, Umsatz, Um-
satz“ zu fordern und gleichzeitig die
Mission zu haben, Manager des Jahres zu
sein, das ist die Mischung, die es möglich
macht.

Als direct report gehörten Sie lange
zum engsten Führungskreis. Haben
Sie sich persönlich schuldig gemacht?
Die Frage stellen Sie sich im Buch und
antworten sogleich: Juristisch in kei-
ner Weise. Inwiefern also?
Ich war für Jan Marsalek wohl der De-
signfuzzi, dem man keine Dinge anver-
traut, die relevant sind. Ich habe mich
zwar in die Technologie hineingefuchst,
aber die Businesscleverness fehlt mir.
Wie viele Mitarbeiter der Wirecard habe
auch ich mitgeholfen, eine Fassade auf-
zubauen, zum Beispiel durch Press Re-
leases, ohne mir darüber bewusst zu sein.
Da fragt man auch nicht beim Vorstand
nach, wie denn die Bilanz im Detail aus-
sieht. �Leute, die so eine ungeheure Ge-
schichte bauen, die kriegt man auch
nicht mit einer Frage nach dem Jahresab-
schluss aus dem Konzept. Die haben ihre
Geschichten so trainiert, dass sie teilwei-
se selber daran glauben. Es war für mich
natürlich auch bequem bei Wirecard zu
bleiben; die Angebote der Headhunter
waren nicht attraktiv genug. Schuld?
Meine Schuld liegt darin, die Firma nicht
weiter hinterfragt zu haben. Es ist letzt-
lich eine moralische Schuld.

Die Bilanz der Wirecard war bereits
seit 2008 suspekt. Wie kommt es, dass
renommierte Wirtschaftsprüfer von
Ernst & Young die Ungereimtheiten
nicht feststellten? Wie erklärt sich,
dass die versiertesten Banker von
Goldman Sachs zum Beispiel das
Spiel nicht durchschauten?
Das kann ich Ihnen nicht erklären. Die
Wirecard hat ein unglaublich komplizier-
tes Geschäftsmodell aufgebaut. Allein in
Europa haben wir einen Flickenteppich
von Regulierungen. Vielleicht sieht man
das ganz Einfache nicht, wenn man ganz
nah dran ist. Was das Fass zum Überlau-
fen gebracht hat, war das fehlende Testat
der Bilanzen von Ernst & Young. Selbst

kurz davor gelang es aber Marsalek in
einer virtuellen Townhall immer noch,
die Mitarbeiter davon zu überzeugen,
das alles korrekt abgelaufen ist. Auch
Softbank hat noch eine Milliarde hinein-
gebuttert.

Die Massenhysterie, der Run auf Wi-
recard-Aktien, wurde mit den immer
gleichen Tricks angefeuert: Feindbil-
der von bösen Hedgefonds und der
fiesen „Financial Times“ wurden auf-
gebaut. Wäre das heute noch möglich?
Shortseller waren damals ja wirklich in
aller Munde. Mit dieser Vernich-
tungsrhetorik ist Markus Braun wahn-
sinnig lange durchgekommen, auch bei
der Bafin. Diese Strategie der Eskalation
würde wahrscheinlich auch heute funk-
tionieren.

Derzeit gibt es einen neuen Hype:
Amateurtrader gegen Hedgefonds. 
Neu ist, dass den Hedgefonds gesagt
wird: Wir überlassen euch nicht das
Spielfeld. Ob das nachhaltig ist, muss
man abwarten. Im Grunde ist es immer
die Gier, die Menschen ins Verderben
reißt. Hinter dem Glauben, 30 bis 40
Prozent Gewinn ohne Risiko seien mög-
lich, steckt Gier, aber auch die Sehnsucht
nach Wundern. An der Spitze von Robin-
hood steckt ein mehrfacher Milliardär.
Ein cooler Name ändert nichts, letztlich
geht‘s immer um dasselbe.

Ist der Kapitalmarkt tatsächlich effi-
zient und mehrt den Wohlstand unse-
rer Gesellschaft – oder ist das Irrglau-
be der Wirtschaftswissenschaftler?
Der Kapitalmarkt ist meiner Meinung
nach zumindest nicht mit ausreichend
Kontrollinstrumenten ausgestattet, um
Unternehmen wie Wirecard entgegenzu-

steuern. Allein die Aufnahmekriterien
für den DAX sind rein zahlenbasiert,
nicht qualitativ. Die Bafin versucht sich
neu zu erfinden, und das ist gut so. Die
Story ist aber too big to fail. Die ganze Ge-
schichte war zu groß, um glauben zu
können, dass so etwas stattfindet. Dazu
kommt, dass Deutschland eben auch re-
levant sein will.

So wie Sie?
Ja (lacht). Im Grunde träumt jeder da-
von, relevant zu sein.

Agustín Carstens, Generaldirektor
der BIZ (Bank für internationalen
Zahlingsausgleich), ist der Ansicht,
dass CBDCs (digitale Zentralbank-
währungen) als „Grundlage für einen
gut funktionierenden Zahlungsver-
kehr“ dienen können. Drohen Geld-
wäsche und Instabilität ohne Bindung
an eine Identität?
In der Technologie der digitalen Wäh-
rungen steckt viel Potenzial. Jede Inno-
vation in der Zahlungsabwicklung eröff-
net jedoch auch Fraudstern (Betrügern,
d. Red.) Möglichkeiten. Es wird nicht
diesen Sprung geben, wo wir sagen kön-
nen: Jetzt sind wir alle safe. Wir müssen
uns immer die Frage nach der Plausibili-
tät stellen: Ist so etwas möglich?

Sind Ratepay und Banxware die Profi-
teure der Wirecard-Pleite?
Das würde ich nicht sagen. Wirecard be-
stand ja aus vielen Segmenten und Mi-
kroprodukten. Einen direkten Konkur-
renten, der alles abdeckte, gab es nicht.
Deshalb gibt es auch keinen direkten
hundertprozentigen Profiteur. In das
Geschäft der Consumer-Kredite, in dem
ja viele sind, so auch PayPal, wollte Wire-
card zwar einsteigen, denn die normale

Transaktion im Payment-Geschäft ist re-
lativ ausgereizt, da sich daraus nur eine
begrenzte Summe ziehen lässt. Jetzt
muss man neue Wege der Monetarisie-
rung finden. Adyen profitiert sicher
stark; viele E-Commerce-Kunden der
Wirecard sind dorthin gegangen.

Nach Ihrem Ausscheiden bei Wire-
card arbeiteten Sie bei Finleap, wo
Sie mittelständischen Unternehmen,
Banken und Versicherungen bei der
digitalen Transformation halfen.
Von Finleap habe ich mich im Januar ge-
trennt. Nach fünfzehn Jahren im Finanz-
bereich brauche ich doch die Zeit, einmal
kurz innezuhalten anstatt mich gleich
mit aller Kraft in das nächste Fintech-
Abenteuer zu stürzen.

Wie kommen Sie klar in unserer Post-
Truth-Post-Trust-Zeit?
Vertrauen? Ich habe viel darüber nachge-
dacht, was ich mit meiner Erfahrung
Leuten raten kann, wie man eine solche
Krise verhindert. Es ist nicht mehr mög-
lich zu sagen: „Schaut euch mal genau
die Bilanzen an!“ Die sind viel zu kom-
plex geworden. Rational kann man diese
Dinge nicht auflösen. Es läuft im Grunde
darauf hinaus: Gibt es ein Konto auf den
Philippinen oder nicht? �Mein Fehler war,
mein Bauchgefühl nicht zuzulassen. Sich
selber zu vertrauen und sich nicht selber
zu belügen, ist das Einzige, was man ma-
chen kann. Die wirkliche Wahrheit ist,
dass die Leute ziemlich schnell verges-
sen werden. 2019 wurde in die Dax-Un-
ternehmen mehr als je zuvor investiert.
Die Wirecard-Story hat nicht nachhaltig
beeindruckt. Haben wir es wirklich mit
einer Gesellschaft zu tun, die sagt: „Ich
zieh mich da raus, weil ich denen nicht
vertraue?“

„Ich wollte das
ganz große Spiel“
Jörn Leogrande war jahrelang verantwortlich für

die PR bei Wirecard, arbeitete mit Jan Marsalek
zusammen. Die Sicht auf die Skandalfirma ist ihm

zu schwarz-weiß. Ein Gespräch über 
gute Menschen, die teuflische Gier – und 

seine persönliche Schuld

Ein studierter Germanist, der das „real thing“ wollte: Jörn Leogrande
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Jede Ziffer von eins bis neun wird in jeder Spalte, jeder Zeile und 
in jedem 3x3-Feld genau einmal eingetragen. Das obere Sudoku 
ist von mittlerer Schwierigkeit, das Rätsel darunter etwas leichter.

VON STEFAN HEINE
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ARD ZDF SAT.1 RTL 3SAT ARTE PRO SIEBEN KABEL 1

PHOENIX EUROSPORT 1 / SPORT 1 MDR RBB VOX RTL  ZWEI

STREAMING-TIPP NDR WDR HR BR SWR

5.30 ¥ g ZDF-MoMa 9.00 ¥ Tages. 9.05 
¥ g Live nach Neun 9.55 ¥ g Ver-
rückt nach Meer 10.45 Tagesschau 
10.50 ¥ g Ski alpin: Weltmeisterschaf-
ten Kombination Damen, Super-G 12.15 ¥ 
g ARD-Buffet 13.00 ¥ Mittagsmagazin 
14.00 ¥ g Tagesschau Mit Wetter
14.10 ¥ g Sportschau Ski alpin: 

WM, Super-G Damen / ca. 
15.40 Der Außenski ist der 
Chef. Bewegungen im Skisport

16.00 ¥ g Tagesschau
16.10 ¥ g Das Quiz mit Jörg Pilawa
17.00 ¥ g Tagesschau Mit Wetter
17.15 ¥ Brisant Magazin
18.00 ¥ g Wer weiß denn sowas?
18.50 ¥ g Morden im Norden
19.45 ¥ Wissen vor acht Magazin
19.50 ¥ g Wetter/Börse vor acht
19.55 ¥ g Börse vor acht
20.00 ¥ g Tagesschau
20.15 g Die Viktoriafälle: Afrikas 

Garten Eden Die Victoriafälle 
im Herzen Afrikas wurden 1855 
vom schottischen Missionar 
David Livingstone entdeckt.

21.00 ¥ g Hart aber fair Die Frage 
nach den Impf-Deals: Taugt Eu-
ropa als Krisen-Manager?

22.15 ¥ Tagesthemen
22.50 ¥ g Kampf um Strom Doku
23.35 ¥ g Die geheimen Depots 

von Buchenwald Doku
 0.20 ¥ g Nachtmagazin
 0.40 ¥ g Tatort: Rettung so nah 

TV-Krimi (D 2021)

5.00 ZDF.rep. (Wh.) 5.30 ¥ g MoMa 
9.00 heute Xpress 9.05 ¥ g Volle Kan-
ne – Service täglich 10.30 ¥ g Notruf 
Hafenkante 11.15 ¥ g SOKO Stutt-
gart 12.00 heute 12.10 g drehscheibe 
Magazin 13.00 ¥ ARD-Mittagsmagazin 
14.00 g heute – in Deutschland
14.15 g Die Küchenschlacht Show
15.00 ¥ g heute Xpress
15.05 ¥ g Bares für Rares Magazin
16.00 ¥ g heute – in Europa
16.10 ¥ g Die Rosenheim-Cops 

Der Letzte macht das Licht aus
17.00 ¥ g heute
17.10 ¥ g hallo deutschland
17.45 ¥ g Leute heute Magazin
18.00 ¥ g SOKO Potsdam  

Krimi-Serie. Tödliches Rezept
19.00 ¥ g heute/Wetter
19.25 ¥ g WISO Magazin
20.15 ¥ g Spreewaldkrimi –  

Totentanz Kriminalfilm  
(D 2021) Mit Christian Redl, 
Thorsten Merten, Claudia Geis-
ler-Bading. Regie: Kai Wessel

21.45 ¥ g heute-journal
22.15 ¥ g Bodyguard Drama-Serie 

Zwischen David und Julia ent-
wickelt sich eine immer ernste-
re Liebesbeziehung, die die  
Arbeit der beiden gefährdet.

 0.05 g heute journal update
 0.20 ¥ g Wir sind jung. Wir sind 

stark. Drama (D 2014)
 2.20 g Sebastian Pufpaff Show
 2.25 ¥ g Bares für Rares Magazin

5.00 g Auf Streife Doku-Soap 5.30 g 
Sat.1-Frühstücksfernsehen 10.00 g 
Im Namen der Gerechtigkeit – Wir 
kämpfen für Sie! Doku-Soap 11.00 g 
Klinik am Südring Doku-Soap 13.00 g 
Auf Streife – Berlin Doku-Soap 
14.00 g Auf Streife Doku-Soap
15.00 g Auf Streife –  

Die Spezialisten Doku-Soap
16.00 g Klinik am Südring Doku-

Soap. In der Reihe wird mit 
echten Medizinern, Pflegern 
und Krankenschwestern der 
Krankenhausalltag nachgestellt.

17.00 g Die Gemeinschaftspraxis
17.30 g K11 – Die neuen Fälle  

Doku-Soap. Rote Rache
18.00 g Buchstaben Battle Show 

Moderation: Ruth Moschner
19.55 g Sat.1 Nachrichten
20.15 g Marlene Lufen:  

Deutschland im Lockdown 
Gespräch. Moderatorin Marle-
ne Lufen hat mit ihrem Video-
Kommentar auf Instagram zu 
den physischen wie psychi-
schen Konsequenzen des Lock-
downs einen Nerv getroffen. 

21.30 g akte. Magazin
22.55 g SAT.1 Reportage Notruf 

Tier – Rettung in letzter Minute
23.50 g The Biggest Loser Show
 1.50 g So gesehen Magazin
 1.55 Auf Streife – Die Spezialisten
 4.05 g Auf Streife Doku-Soap
 4.45 g Auf Streife Doku-Soap

6.10 g Last Man Standing 6.40 ¥ g 
Two and a Half Men 7.05 ¥ g Two 
and a Half Men Fest der Liebe 7.30 ¥ g 
Two and a Half Men 7.55 g Mom 8.45 
g 2 Broke Girls 9.40 g Man with a 
Plan 10.05 g Man with a Plan 10.35 ¥ 
g Scrubs  11.00 ¥ g Scrubs  11.30 ¥ 
g Scrubs  12.25 g Last Man Standing 
Sitcom 12.50 g Last Man Standing Sit-
com 13.20 ¥ g Two and a Half Men 
14.40 g The Middle Sitcom
15.40 ¥ g The Big Bang Theory 

Der Nordpol-Plan / Die Grillen-
wette / Sex oder Pralinen?

17.00 g taff Magazin. Impf-Fakten
18.00 g Newstime
18.10 Die Simpsons Zeichentrick-

Serie. Mein Freund, der Wun-
derbaum / Coole Aussichten

19.05 g Galileo Magazin
20.15 ¥ g Young Sheldon  

Comedy-Serie. Neue Nachbarn 
und Schmetterlinge im Bauch / 
Der Mathe-Notfall, das  
Schlafzimmer-Problem und 
der Veteran. Mit Iain Armitage

21.15 ¥ g Die Simpsons  
Zeichentrick-Serie. Undercover 
Burns / Der Winter unseres 
monetarisierten Vergnügens

22.10 ¥ g The Big Bang Theory
23.55 ¥ g Young Sheldon (Wh.)
 1.40 The Big Bang Theory (Wh.)
 3.05 g Mom Sitcom (Wh.)
 3.40 g Spätnachrichten
 3.45 ¥ g The Last Man on Earth

5.55 Navy CIS 6.45 Navy CIS 7.40 Navy 
CIS: New Orleans 8.35 Navy CIS: New 
Orleans 9.30 ¥ g Blue Bloods – Crime 
Scene New York 10.20 Blue Bloods 
11.15 ¥ g Castle Krimi-Serie. Einer von 
uns / Verliebt, verlobt, verknackt 13.05 ¥ 
g The Mentalist Krimi-Serie 
14.55 g Navy CIS Krimi-Serie  

Die Heldin. Mit Mark Harmon
15.50 News
16.00 g Navy CIS Krimi-Serie 

Eingeschneit. Mit Mark Harmon
16.55 g Abenteuer Leben täglich 

Currywurst mal anders
17.55 g Mein Lokal, Dein  

Lokal – Der Profi kommt  
Reportagereihe. „Wolkenlos“, 
Timmendorfer Strand

18.55 g Achtung Kontrolle!   
Landtierarzt Wagner

20.15 g X-Men Origins: Wolverine 
Sci-Fi-Film (USA/GB 2009)  
Mit Hugh Jackman. Regie: Gavin 
Hood. Die Mutanten Logan und 
Victor werden durch ihre Über-
zeugungen zu Rivalen und damit 
zu Wolverine und Sabretooth.

22.25 ¥ g Blade Actionthriller 
(USA 1998) Mit Wesley Snipes, 
Stephen Dorff, Kris Kristoffer-
son. Regie: Stephen Norrington

 0.35 ¥ g Jackie Chan: Drunken 
Master Actionkomödie  
(HK 1978) Mit Jackie Chan

 2.35 Kabel Eins Late News
 2.40 Convoy Actionfilm (USA 1978)

12.00 phoenix vor ort 12.45 phoenix 
plus 14.00 phoenix vor ort 14.45 
phoenix plus 16.00 Boeing – Tödliche 
Gefahr gebannt? 16.45 ThyssenKrupp – 
Ende Legende 17.30 phoenix der tag 
18.00 Impfen bitte! 18.30 Geheimnisse 
des Towers (Wh.) 19.15 Geheimnisse 
des Towers (Wh.) 20.00 ¥ Tagesschau 
20.15 Wilde Inseln Dokureihe 21.00 ¥ 
Wilde Inseln 21.45 ¥ heute-journal 
22.15 unter den linden Talkshow 23.00 
phoenix der tag 0.00 unter den linden 
(Wh.) 0.45 Wilde Inseln (Wh.) 

14.00 ¥ g MDR um zwei 15.15 ¥ g 
Gefragt – Gejagt Show 16.00 ¥ g MDR 
um vier 16.30  MDR um vier 17.00 ¥ g 
MDR um vier 17.45 ¥ g MDR aktuell 
18.05 ¥ Wetter  18.10 ¥ Brisant 18.54 
¥ Sandmann 19.00 MDR Regional 
19.30 ¥ aktuell 19.50 ¥ Mach dich ran! 
Show 20.15 ¥ Rentner haben niemals 
Zeit Serie 21.50 ¥ MDR aktuell 22.15 g 
Fakt ist! Talkshow 23.15 ¥ g Geister-
schiff – Der Usedom-Krimi Kriminalfilm 
(D 2018) 0.45 ¥ g Der Bozen-Krimi: 
Falsches Spiel Kriminalfilm (D 2018) 

13.15 g Gefragt – Gejagt 14.00 g 
Meister des Alltags 14.30 g Ich schenk 
dir einen Seitensprung Liebeskomödie 
(D 2002) 16.00 rbb24 16.12 Panda, Go-
rilla & Co. 17.00 rbb24 17.05 Morden im 
Norden 17.55 Sandmann 18.00 g rbb 
UM6 18.27 zibb 19.30 Abendschau 
20.00 ¥ Tagess. 20.15 g Super.Markt 
Magazin 21.00 Eine Frage der Haltung 
21.45 rbb24 22.15 g Tatort: Raben-
herz TV-Krimi (D 2009) 23.45 g Poli-
zeiruf 110: Schwarze Ladung TV-Krimi 
(DDR 1976) 0.45 g Hubert ohne Staller 

5.00 ¥ g CSI: NY 5.45 g CSI: NY Krimi-
Serie. Schuld und Sühne. Mit Gary Sinise 
6.30 ¥ g CSI: NY 7.20 g CSI: Vegas 
Bild für Bild / Unglück im Glück 9.10 ¥ g 
CSI: Miami 11.55 g vox nachrichten 
12.00 g Shopping Queen Doku-Soap 
13.00 g Zwischen Tüll und Tränen 
14.00 g Mein Kind, dein Kind – 

Wie erziehst du denn?  
Doku-Soap. Andreas vs. Susann

15.00 g Shopping Queen
16.00 g Salonfähig – Wer macht 

schöner? Doku-Soap
17.00 g Zwischen Tüll und Tränen 

Gütersloh / „Passion“ / Tuttlin-
gen / „Home Living & Hair“

18.00 g First Dates – Ein Tisch  
für zwei Doku-Soap

19.00 g Das perfekte Dinner  
U. a.: Tag 1: Alev (36), Hannover

20.15 g First Dates Hotel  
Doku-Soap. Die Autoverkäufe-
rin Sandra (39) zieht als erstes 
ins First Dates Hotel ein und ist 
bereit für eine neue Liebe.

22.15 Lust oder Frust – Die Sexbox
23.15 g Goodbye Deutschland! 

Die Auswanderer Doku-Soap
 0.15 g vox nachrichten
 0.35 ¥ Medical Detectives

6.00 g Privatdetektive im Einsatz Do-
ku-Soap 7.00 g Die Straßencops 
West – Jugend im Visier Doku-Soap 
8.00 g Die Straßencops West – Ju-
gend im Visier 9.00 g Frauentausch 
Doku-Soap 11.00 g Frauentausch Do-
ku-Soap 13.00 g Die Wollnys – Eine 
schrecklich große Familie! Doku-Soap 
14.00 g Die Wollnys – Eine 

schrecklich große Familie!
15.00 g Hilf mir! Jung, pleite,  

verzweifelt ... Doku-Soap
16.55 g RTLZWEI News
17.00 g RTLZWEI Wetter Magazin
17.05 g Krass Schule – Die jungen 

Lehrer Das blutige Shirt!
18.05 g Köln 50667 Doku-Soap  

Gefährliches Spiel
19.05 g Berlin – Tag & Nacht  

Doku-Soap. Raus hier!
20.15 Die Geissens – Eine schreck-

lich glamouröse Familie!  
Doku-Soap. Die 10.000-Euro-
Frisur der Shania Geiss / Die 
Geissens stehen im Wald

22.15 g Reeperbahn privat! Das 
wahre Leben auf dem Kiez 
Dokumentationsreihe

 0.15 g exklusiv – Die Reportage
 1.05 exklusiv – Die Reportage

Malcolm & Marie (Beziehungsdrama) 
Der Filmemacher Malcolm, gespielt von 
„BlacKkKlansman”-Star John David Wa-
shington, und seine Freundin Marie 
(„Emmy”-Preisträgerin Zendaya) kehren 
nachts von einer Filmpremiere zurück. 
Der Abend nimmt eine plötzliche Wende, 
als Offenbarungen über die Beziehung 
der beiden ans Tageslicht kommen, die 
ihre Liebe auf eine harte Probe stellen.   
– Das Schwarzweiß-Kammerspiel und sei-
ne Darsteller gelten bei Kritikern bereits 
als heiße Oscar-Anwärter. Netflix

16.00 ¥ g NDR Info 16.10 ¥ Mein 
Nachmittag 17.00 ¥ g NDR Info 17.10 
¥ Leopard & Co. 18.00 Ländermagazine 
18.15 ¥ g Die Nordreportage 18.45 ¥ 
DAS! 19.30 Ländermagazine 20.00 ¥ g 
Tagesschau 20.15 ¥ g Markt Magazin 
21.00 ¥ õ g Die Ernährungs-Docs 
21.45 ¥ NDR Info 22.00 ¥ g Abge-
wrackt und exportiert – Das große Ge-
schäft mit alten Autos 22.45 ¥ Kultur-
journal 23.15 ¥ g Kühn hat zu tun Kri-
minalfilm (D 2019) 0.45 ¥ g Dr. Wim-
mer Talk – Wissen ist die beste Medizin 

13.55 ¥ Zoo-Babies 14.20 ¥ In aller 
Freundschaft – Die jungen Ärzte 16.00 
¥ g WDR aktuell 16.15 g Hier und 
heute 18.00 ¥ WDR aktuell / Lokalzeit 
18.15 ¥ Servicezeit 18.45 ¥ g Aktuelle 
Stunde 19.30 Lokalzeit 20.00 ¥ Tages-
schau 20.15 ¥ g Hirschhausens 
Sprechstunde 21.00 ¥ g Doc Esser 
21.45 ¥ WDR aktuell 22.15 ¥ g Unter-
wegs im Westen 22.45 ¥ g 20 Jahre 
Beckers genannt Hausmann – und 
dann das ... 23.45 ¥ g Bielendorfer! 
1.15 ¥ g Krause feiert Harald Schmidt 

13.40 ¥ g Die Heiland – Wir sind An-
walt 14.30 ¥ Ich will (k)ein Kind von Dir 
Komödie (D 2016) 16.00 hallo hessen 
16.45 g hessenschau 17.00 hallo hes-
sen 17.50 ¥ hessenschau 18.00 Mainto-
wer 18.25 ¥ Brisant 18.45 ¥ Die Ratge-
ber Magazin 19.15 wetter 19.30 ¥ hes-
senschau 20.00 Tagesschau 20.15 Wald 
der Zukunft – Zukunft des Waldes 
21.00 NaturNah 21.30 ¥ hessenschau 
21.45 g Flörsheim feiert Fassenacht 
2021 23.30 heimspiel! 0.15 Johannes 
Scherer – seine besten Büttenreden 

12.40 ¥ Familie Dr. Kleist 13.30 ¥ Ge-
fragt – Gejagt Show 14.15 ¥ Aktiv und 
gesund 14.45 ¥ Wisente und Wölfe 
15.30 Schnittgut 16.00 ¥ Rundschau 
16.15 ¥ Wir in Bayern 17.30 Regional 
18.00 ¥ Abendschau 18.30 ¥ Rund-
schau 19.00 ¥ Unkraut 19.30 ¥ Dahoam 

12.45 ¥ g Mein süßes Geheimnis Ko-
mödie (A/D 2006) 14.15 ¥ Eisenbahn-
Romantik 15.15 ¥ g Expedition in die 
Heimat 16.00 Akt. BW 16.05 ¥ g Kaf-
fee oder Tee 17.00 Aktuell BW 17.05 
Kaffee oder Tee 18.00 Aktuell BW 
18.15 ¥ Mensch, Leute! Dokumentati-

5.30 g Guten Morgen Deutschland 
Magazin 8.30 ¥ Gute Zeiten, schlechte 
Zeiten Soap 9.00 g Unter uns Soap 
9.30 ¥ g Alles was zählt Soap 10.00 g 
Der Blaulicht-Report 11.00 g Der 
Blaulicht-Report 12.00 g Punkt 12 
14.00 g Tatort Deutschland –  

aus den Akten der Justiz
15.00 g Die Superhändler:  

Lieblingsdeals Show
16.00 g Die Superhändler Show
17.00 g Die Superhändler Show
17.30 g Unter uns  

Soap. Mit Timothy Boldt
18.00 g Explosiv – Das Magazin
18.30 Exclusiv – Das Star-Magazin
18.45 g RTL aktuell
19.05 g Alles was zählt Soap
19.40 ¥ g Gute Zeiten,  

schlechte Zeiten Soap
20.15 g Undercover Boss  

Doku-Soap. WENKO-
Wenselaar GmbH & Co. KG. 
WENKO ist mit fast 500 Mitar-
beitern und einem Umsatz von 
rund 150 Millionen Euro ein 
führender Hersteller von Haus-
haltsartikeln in Europa. Dem 
Undercover-Einsatz stellt sich 
Geschäftsführer Niklas Köllner. 

22.15 g Extra – Das RTL Magazin
23.15 g Spiegel TV Magazin. U. a.: 

„Am Ende musste ich mein 
Haus verkaufen!“ – Wenn  
Corona die Existenz vernichtet

 0.00 g RTL Nachtjournal

12.15 ¥ g Servicezeit Magazin. U. a.: 
Corona: Wie kommen die Senioren zur 
Impfung? 12.45 ¥ g Österreich, da will 
ich hin! Spezial Graz und Innsbruck. Mit 
Simin Sadeghi, Michael Friemel 13.15 ¥ 
g Universum Wilde Appalachen – Die 
Berge der Cherokee. Die Wälder der Ap-
palachen, die sich die Ostküste der USA 
entlang ziehen, zählen zu den arten-
reichsten der Welt. / Yucatán – Im Land 
der Maya / Almendro – Baum des Lebens 
15.25 ¥ g Der Südpazifik  

Dokumentationsreihe
18.30 g nano Die Welt von morgen
19.00 ¥ g heute
19.20 g Kulturzeit Magazin
20.00 ¥ g Tagesschau
20.15 g Fokus Japan – Unterwegs 

mit Patrick Rohr Dokufilm 
(CH 2020) Regie: Reto Vetterli

21.45 g Bahnhöfe dieser Welt – …
22.00 ¥ g ZIB 2
22.30 ¥ g Spielen Sie Gott, Mr. 

Feinberg? Dokufilm (D 2016)
 0.05 ¥ g Keine leichte Geburt 

Dokumentation  
Hebammen am Limit

 0.35 g 10vor10
 1.05 ¥ g Anne Will Diskussion
 2.05 g Heimatsound Concerts

12.15 ¥ Re: 12.50 Arte Journal 13.00 g 
Stadt Land Kunst Magazin 13.45 ¥ g 
Die Wikinger Abenteuerfilm (USA 1958) 
15.50 Eine Pilgerreise durch Peru
16.45 ¥ g X:enius Magazin. Atom-

müll – Problem für die Ewigkeit
17.15 Mit Kompass und Köpfchen 

auf hoher See Dokureihe
17.40 g Die klugen Schwarzen – 

Rabenvögel Dokumentation
18.25 g Gefiederte Nachbarn Die 

bunte Welt der Gartenvögel
19.20 Arte Journal
19.40 Re: Reportagereihe. Abtrei-

bungsverbot in Polen – Frauen 
fordern Selbstbestimmung

20.15 ¥ ® g Früchte des Zorns 
Drama (USA 1940) Mit Henry 
Fonda, Jane Darwell, John Car-
radine. Regie: John Ford

22.20 ® Der Fall des Dr. Laurent 
Drama (F 1957) Mit Jean Gabin, 
Nicole Courcel, Silvia Monfort 
Regie: Jean-Paul Le Chanois

 0.00 g Mrs. Fang Dokumentarfilm 
(CHN/D/F 2017) Mit Fang  
Xiuying. Regie: Wang Bing

 1.25 g Offene Wunde deutscher 
Film Dokufilm (D 2017)

 3.00 g Der Rhein von oben

 6.00 g Nachrichten
12.45 Börse am Mittag Magazin 

Moderation: Dietmar Deffner
13.00 Nachrichten auch um 14, 15, 

18, 19 und 20 Uhr
15.20 g WELT Drive Magazin
18.15 Börse am Abend Magazin
20.05 g Year Million – Blick in die 

Zukunft Dokumentationsrei-
he. Homo Sapiens 2.0

21.00 g Year Million – Blick in die 
Zukunft Dokumentationsrei-
he. Ewiges Leben

22.05 g Year Million – Blick in die 
Zukunft Dokumentationsrei-
he. Virtuelle Realität

23.05 g Year Million – Blick in die 
Zukunft Dokureihe. Telepathi-
sche Kommunikation

 0.00 g Year Million – Blick in die 
Zukunft Dokumentationsrei-
he. Energie aus dem All

 0.55 g Year Million – Blick in die 
Zukunft Unendliche Weiten

 1.35 g Zielscheibe Erde
 3.00 g Year Million – Blick in die 

Zukunft Dokumentationsreihe

20.05 Fortschritte in Neurowissen-
schaft künden von einer Welt, in der 
Sci-Fi zur Realität wird. Dank Künst-
licher Intelligenz wird sich der Mensch 
neu erfinden – als Homo sapiens 2.0.

is Dahoam 20.00 ¥ Tagess. 20.15 ¥ Hei-
mat der Rekorde 21.00 ¥ Bayern erle-
ben – Das Magazin 21.45 ¥ Rundschau 
22.00 ¥ Lebenslinien 22.45 ¥ õ Schnell 
ermittelt 23.30 ¥ Bestes Kabarett! 0.15 
Ringlstetter 1.00 ¥ Dahoam (Wh.) 

onsreihe 18.45 Landesschau BW 19.30 
¥ SWR Aktuell BW 20.00 Tagesschau 
20.15 Das Beste der Narrenschau 22.45 
Aktuell BW 23.00 ¥ g Lachgeschich-
ten Show 0.30 ¥ g Höhepunkte der 
Schwäbische Fasnet aus Donzdorf 

Eurosport: 15.45 Ski alpin: Weltmeis-
terschaften (Wh.) 17.00 Tennis: Austra-
lian Open 1. Runde. Aus Melbourne (Wh.) 
19.00 Ski alpin: Weltmeisterschaften 
Kombination Damen, Super-G (Wh.) 
21.00 Ski alpin 22.00 Tennis: Australian 
Open 1. Runde. Aus Melbourne (Wh.) 
Sport1: 15.30 Storage Wars (Wh.) 
16.30 Die Drei vom Pfandhaus (Wh.) 
17.30 Storage Hunters (Wh.) 18.30 Sto-
rage Wars (Wh.) 19.30 Sport1 News 
20.15 Die Drei vom Pfandhaus (Wh.) 
22.15 Goooal! pur  23.30 3. Liga pur 
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Kalt, gebietsweise Schneefälle

Dienstag

Norden Süden

Mittwoch Donnerstag Freitag

Sonne

Mond

07:48 17:25

05:50 13:23

Angaben für Kassel

Meist ist es stark bewölkt, und in derMitte und im Süden ge-
hen Schneefälle nieder. Vor allem von Nordrhein-Westfalen bis nach
Sachsen und Franken fällt der Schnee zum Teil lang anhaltend. Im
Norden gibt es nur wenige Schneeschauer. Minus 9 bis plus 5 Grad
werden erreicht. DerWindweht schwach bismäßig, imNordenmäßig
bis frisch, an der Küste stark mit Sturmböen aus Ost bis Nordost.

Heute müssen sich Asthmatiker auf Atembeschwerden
einstellen. Herz und Kreislauf werden besonders belastet. Patienten
mit hohen Blutdruckwerten sollten sich daher schonen. Bei Rheuma-
kranken verschlimmern sich die Schmerzen in den Gelenken.
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Immer wissen, wie das Wetter wird!
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ANZEIGE
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ANZEIGE

Maximum 14,9° (1990),
Minimum -18,1° (1953)

Maximum 16,1° (1990),
Minimum -17,0° (1986)

Hamburg Berlin Maximum 13,0° (2016),
Minimum -16,8° (2012)
MünchenMaximum 16,3° (1990),

Minimum -15,5° (1953)
Frankfurt

BAYERN �
Höhlenforscherstirbt bei Tauchgang
Der bei einem Tauchgang in einer
Höhle in Bayern tödlich verunglück-
te Höhlenforscher ist von seinen
Kameraden mit Wasser in der Lun-
ge aus einer Engstelle gezogen wor-
den. Der 57-Jährige war der Schluss-
mann der vierköpfigen Gruppe und
tauchte nach einem engen Durch-
schlupf in einem etwa sechs Meter
langen, wassergefüllten Siphon
nicht auf, wie der Sprecher des
zuständigen Höhlenforschungsver-
eins, Christian Schöffel, �sagte. �Wa-
rum das Opfer in der Höhle bei
Dietfurt in der Oberpfalz trotz Mas-
ke und Pressluftflasche Wasser
einatmete, sei bislang nicht geklärt.
Der 57-Jährige starb am späten
Samstagabend noch während der
Rettungsaktion in der Höhle. �

BORDEAUX �
Frau kommt beiExplosion ums Leben 
Bei einer Explosion in einer Auto-
werkstatt in Bordeaux ist am Sams-
tag eine 88-jährige Frau ums Leben
gekommen. Ihr 89-jähriger Mann
wurde bei dem Unglück in der fran-
zösischen Stadt schwer verletzt, wie
die Feuerwehr mitteilte. Ersten
Erkenntnissen zufolge wurde die
Explosion durch Gas ausgelöst. Das
Haus mit der Werkstatt wurde voll-
ständig zerstört, zwei angrenzende
Gebäude wurden beschädigt. Die
Explosion hatte sich gegen acht Uhr
morgens ereignet. Die 88-jährige
Frau galt zunächst als vermisst. Am
Nachmittag fand die Feuerwehr ihre
Leiche unter den Trümmern. Ihr
89-jähriger Mann wurde mit lebens-
gefährlichen Verletzungen in ein
Krankenhaus gebracht.

KOMPAKT W ir bleiben zu Hause –
das klingt jetzt an-
ders. Unterwegs zu
sein war am Wo-
chenende in vielen

Teilen Deutschlands keine gute Idee.
Schon gar nicht mit der Bahn, dem Auto
oder mit dem Lastwagen auf einer Auto-
bahn. �

VON CAROLINE BOCK

Nach dem Lockdown wegen Corona
kam der Flockdown mit einem Schnee-
sturm, der am Sonntag über die Mitte
Deutschlands hinwegfegte. Und das ex-
treme Wetter ist noch nicht vorbei. Ein
Überblick:

CHAOS
Ob in Magdeburg oder Hannover, der
Schnee türmte sich so, wie es sonst die
Menschen in Bayern gewohnt sind. Al-
lein in Nordrhein-Westfalen gab es
Hunderte Unfälle. In Städten wie
Münster und Dortmund fuhren keine
Busse mehr. Autos und sogar Räum-
fahrzeuge steckten im Schneetreiben
fest. In Wuppertal blieb die Schwebe-
bahn in eisiger Kälte stehen, sechs
Menschen mussten mit Drehleitern in
luftiger Höhe befreit werden. In Hes-
sen hingen mehr als 55 Sattelschlepper
bei Schnee und Eis auf den Autobah-
nen fest.

Das Heimspiel von Arminia Bielefeld
gegen Werder Bremen in der Fußball-
bundesliga musste abgesagt werden.
Beim Zirkus Max Renz in Wesel er-
wischte der Schnee das Zelt der Kamele.
„Als hätten wir im vergangenen Jahr
nicht schon genug mitgemacht“,
schrieb der Zirkus bei Facebook mit
Blick auf die Corona-Zwangspause. Die
Tiere seien aber unverletzt geblieben.

Schneeschippen vorm Haus war vie-
lerorts angesagt, so wie in Irxleben bei
Magdeburg. Dort erzählte der Mitarbei-
ter eines Winterdienstes, aktuell habe
es keinen Sinn, Salz zu streuen, weil der
Schnee eh drauffalle. Zur Zeit helfe ein-
fach nur „schieben, schieben, schie-
ben“. In Niedersachsen musste die Au-
tobahn 7 zwischen Bockenem und Salz-
gitter gesperrt werden. Das Technische
Hilfswerk (THW) unterstützte die Poli-
zei. „So einen Schnee-Einsatz hatten
wir seit mindestens zehn Jahren nicht
mehr“, sagte THW-Sprecher Rainer En-
gelke.

BAHN
Auch die Deutsche Bahn hatte zu kämp-
fen. Viele Fernzüge fielen aus, etwa auf
wichtigen Strecken wie von Berlin Rich-
tung Köln, Frankfurt/Main und Mün-
chen. Auch der Fernverkehr zwischen
Deutschland und den Niederlanden
wurde eingestellt. In weiten Teilen Mit-
teldeutschlands gab es Probleme im Re-
gionalverkehr. In Sachsen, Sachsen-An-
halt und Thüringen ging fast nichts

mehr. Die meisten Menschen hätten
sich aber an die Empfehlung des Deut-
schen Wetterdienstes (DWD) gehalten
und seien zu Hause geblieben, hieß es
von der Bahn.

KÄLTEWELLE FOLGT SCHNEESTURM
 �Tief „Tristan“ über Mitteleuropa und
dem zentralen Mittelmeer bringt im
Zusammenspiel mit Hoch „Gisela“ über
Skandinavien weitere eisige Luft. „Nach
dem schnee- und windreichen Wochen-
ende kommt nun aus Osten die große
Kälte auf uns zu“, sagte Meteorologe Si-
mon Trippler vom DWD am Sonntag.
Mit Schnee muss weiter gerechnet wer-
den, allerdings fällt dieser nicht mehr so
intensiv wie am Wochenende.

Nach einer Schneekatastrophe klang
das noch nicht. Meteorologen hatten

vor dem Wochenende von einem „denk-
würdigen Ereignis mit Seltenheitswert“
gesprochen. Die Bilder vom Winter
1978/79 wurden wach, als der Norden
Deutschlands, damals noch zwischen
BRD und DDR geteilt, bis zur Dachkan-
te im Schnee versank. 42 Jahre später
spiegelte sich das Wetter im Netz: Bei
Twitter lagen Schlagwörter wie „Eisre-
gen“ und „Flockdown“ im Trend. Die
Wortschöpfung aus „Flocke“ und
„Lockdown“ hatte der Wetterdienst Ka-
chelmannwetter schon am Mittwoch
ins Spiel gebracht.

KONTRASTPROGRAMM
Vom Nordosten Spaniens über Lyon
und die Côte d’Azur bis nach Baden-
Württemberg war der Himmel am
Samstag in trübes gelbes Licht ge-

taucht. Sand aus der Sahara hatte sich
laut Wetterexperten wieder mal auf den
Weg gemacht. „Menschen von überall
her riefen an. Manche wollten wissen,
ob das der Weltuntergang ist“, sagte ein
DWD-Sprecher in Stuttgart. In Thürin-
gen verfärbte sich Schnee gelblich rot
zu „Blutschnee“.

Während deutsche Städte nach Sibi-
rien aussahen, gab es in Italien früh-
lingshaftes Wetter mit Temperaturen
um 20 Grad. Das lockte die Menschen in
Massen ins Freie. In Rom und anderen
Städten rückten am Wochenende Poli-
zisten mit Blaulicht auf beliebten Plät-
zen an, um im Kampf gegen Corona
abendliche Menschentrauben zu zer-
streuen.

In Deutschland fällt es da leichter, zu
Hause zu bleiben: Es wird nachts bis 
minus 20 Grad kalt. dpa

Ein 70-Jähriger �ist unbegleitet fast
zwei Monate lang über den Atlantik
gerudert. Frank Rothwell aus dem
englischen Oldham war Mitte De-
zember von der kanarischen Insel
La Gomera gestartet und am Sams-
tag in Antigua in der Karibik ange-
kommen, wie die Organisation Alz-
heimer’s Research UK mitteilte, für
die der Brite Spenden sammelt. Der
Organisation zufolge ist er der äl-
teste Ruderer, der unbegleitet den
Atlantik überquert hat.

ZU GUTER LETZT

Der Karrierepodcast mit Inga Michler – 
für alle, die hoch hinaus wollen

Jetzt reinhören auf welt.de/macher
und überall, wo es Podcasts gibt.

Jeden zweiten Mittwoch neu.
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Jeden zweiten Mittwoch neu.

Deutschland 
im SCHNEE

Über die Mitte
des Landes zieht 
ein kräftiger
Schneesturm.
Danach kommt
eine Kältewelle �

Bis zum Bauch im Schnee: Ein Mitarbeiter des Technischen Hilfswerks an einer gesperrten Autobahnzufahrt in Niedersachsen (o.), im nordrhein-westfälischen Hagen
stürzt ein Zirkuszelt unter den Schneemassen ein (u. l.), ein vereister ICE am Dortmunder Hauptbahnhof (u. M.), ein Traktor mit Schneepflug auf der Insel Rügen (u. r.) �
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